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Eingebracht wurden 

Anfragen der Bundesräte 

Hella Hanzlik, Ha n dI, Dr. R e i c h l, G u t t e n­
brlinner und Genossen an den Bundesmini­
ster für Unterr�9ht, betreffend die Empfehlung 
des Buches "Osterreich � sein Weg nach 
Europa" durch das Bundesministerium für 
Unterricht (105/J - BR/59) 

Dr. K o u b ek, Skritek, Mayr h a u s er, Por g e s  
und Genossen an den Bundesminister für 
Inneres, betreffend die Werbung für das 
"Jahrbuch der Exekutive" (106/J - BR/59) 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 30 Minuten 
Vorsitzender Vögel: Hoher Bundesrat! Ich 

e röf f n e  die 145. Sitzung des Bundesrates. 

Das P r o t o k o ll der letzten Sitzung vom 
20. März 1959 ist zur Einsicht aufgelegen, 
unbeanständet geblieben und gilt daher als 
g e n e h m i g t. 

En t s c h u l d i g t  für die heutige Sitzung hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Koref. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Na­
tionalrates' die Gegenstand der heutigen rrages­
ordnung sind. Ich habe diese Vorlagen gemäß 
§ 29 der Geschäftsordnung den Obmännern 
der zuständigen Ausschüsse zur Vorberatung 
zugewiesen. Die Ausschüsse haben diese Be­
schlüsse des Nationalrates bereits vorberaten. 

Gemäß § 30 der Geschäftsordnung beantrage 
ich, von der Vervielfältigung der AUSE'chuß­
berichte sowie von der 24stündigen Verteilungs­
frist für die Berichte Abstand zu nehmen. 
Wird hiegegen ein Einwand erhoben � - Dies 
ist nicht der Fall. Mein Vorschlag erscheint 
sohin mit der vorgeschriebenen Zweidrittel­
mehrheit angenommen. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über folgende Punkte jeweils unter 
einem abzuführen: 

1. über die Punkte 1 und 2, 
2. über die Punkte 3 und 4, 
3. über die Punkte 5 und H, 
4. über die Punkte 7 und 8 und 
5. über die Punkte 1 1  und 12. 
Die Punkte 1 und 2 betreffen das 
Finanzausgleichsgesetz 1959 und das 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßen-

gesetz neuerlich abgeändert wird. 

Bei den Punkten 3 und 4 handelt es sich 
um die 

Novelle zum Kriegs- und Verfolgungssach-
schädengesetz und die 

Novelle zum Besatzungsschädengesetz. 

Die Punkte 5 und 6 betreffen. das 

Bundesgesetz, womit das Gehaltsüberlei-
tungsgesetz geändert und ergänzt wird und 
sozialversicherungsrechtliche Vorschriften für 
ausgeschiedene weibliche Beamte getroffen 
werden, und die 

1. Gehaltsgesetz-N ovelle. 
Die Punkte 7 und 8 betreffen das 
Minderheiten-Schulgesetz für Kärnten und 

das 
Bundesgesetz zur Durchführung der die 

Amtssprache bei Gericht betreffenden Be­
stimmungen des Artikels 7 § 3 des Staats­
vertrages. 

Die Punkte 1 1  und 12 endlich betreffen das 
Übereinkommen über die Gründung der 

Europäischen Gesellschaft für die chemische 
Aufarheltung bestrahlt.er Kernbrennstoffe und 
das 

Übereinkommen zur Einrichtung einer Si­
cherheitskontrolle auf dem Gebiet der Kern­
energie. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wied, 
werden in allen fünf Fällen zuerst die Bericht­
erstatter ihre Berichte geben, sodann wird die 
Debatte über die jeweils zusammengezogenen 
zwei Punkte gemeinsam abgeführt. Die Ab­
stimmung erfolgt selbstverständlich jedesmal 
getrennt. 
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Wird gegen diese fünf vorgeschlagenen 
Zusammenfassungen ein Einwand erhoben? -
Dies ist nicht der Fall. Die Debatte wird in 
allen fünf Fällen jeweils gemeinsam abgeführt. 
(V orsitzender-8tellvertreter F l ö t t l übernimmt 
den Vorsitz.) 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 18. März 1959: Bundesgesetz, womit der 
Finanzausgleich für die Jahre 1959 bis 1963 
geregelt wird und sonstige finanzausgleichs­
rechtliche Bestimmungen getroffen werden (Fi-

nanzausgleichsgesetz 1959 - F AG. 1959) 

Steuerrechte zur Erzielung gleichmäßiger W' ett- . 
bewerbsverhältnisse im ganzen Staats- oder, 
heute sagen wir besser, Bundesgebiet an den 
Bund abtreten, haben aber dafür einen An­
spruch auf Anteile am Ertrag dieser Steuern 
und Abgaben erworben. Schon aus diesem 
Grunde müss�n die Länder verlangen, daß 
sie bei Finanzausgleichsverhandlungen stets 
ein gewichtiges Mitspracherecht haben, Auch 
wir als Bundesrat, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, dessen wichtigste Aufgabe es ja 
ist, die Interessen der Bundesländer zu ·ver­
treten, müssen daher genau darauf achten, 
daß diese Interessen und berechtigten For-

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates derungen gerade bei diesem, man könnte 
vom 18. März 1959: Bundesgesetz, mit dem das sagen, lebenswichtigen Gesetz entsprechend 
Bundesstraßengesetz neuerlich abgeändert wird berücksichtigt werden. 

VorsI't d St 11 t t FI"ttl W' h 
Gestatten Sie mir, einige Sätze zur Geschichte zen er- e ver re er 0 : Ir ge en 

in die T a g  e s 0 r d n u n  g ein und kommen zu 
des Fina,nzausgleiches �u sagen. 

den Punkten 1 und 2· der heutigen Tages- Einen gewissen Ausgleich hat es in Österreich 
ordnung, über die die Debatte unter einem schon in der Zeit der Monarchie zwischen dem 
abgeführt wird: Es sind dies das Staat und den damaligen Kronländern gegeben. 

F' Allerdings haben damals die Länder noch weit manzausgleichsgesetz 1959 und das mehr Steuerrechte behalten können als heute. 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßen- Dieser Finanzausgleich bestand damals haupt-

gesetz neuerlich abgeändert wird. sächlich in sogenannten Finanzzuweisungen des 
Berichterstatter zu P u n k t  1 ist Herr Staates an die Kronländer, 

Bundesrat Vögel. Ich ersuche ihn um seinen Nach dem Zusammenbruch der Monarchie 
Bericht. und der darauf folgenden Errichtung eines 

Berichterstatter Vögel: Hoher Bundesrat I Bundesstaates mit selbständigen Ländern 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! wurde die verbundene Steuerwirtschaft ent­
Der zur Beh!:tnd,lung stehende Gesetzesbeschluß sprechend der wirtschaftlichen und verkehrs­
des Nationalrates regelt eine äußerst wichtige· technischen Entwicklung weiter ausgebaut, was 
Materie, an der die· am Finanzausgleich be- dann auch zu einem weiteren Ausbau der 
teiligten Gebietskörperschaften - das sind damaligen sogenannten Abgabenteilung ge­
der Bund, die Länder und die Gemeinden - führt hat. Auch in der Ersten Republik muß­
außerordentlich und, ich möchte sagen, ten diese Abgabenteilungsgesetze wiederholt 
gleichermaßen interessiert sind, werden doch den Verhältnissen entsprechend abgeändert 
mit diesem Gesetz sowohl ein Teil der öffent- werden. Die so erarbeitete Abgabenteilung 
lichen Ausgaben als ganz besonders der Ertrag wurde dann nach der Besetzung Österreichs 
der eingehobenen gemeinsamen Steuern und und dessen Eingliederung in das Deutsche 
Abgaben sowie auch ein Teil der Besteuerungs- Reich außer Kraft gesetzt und die reichs­
rechte auf die Gebietskörperschaften auf- deutsche Finanzregelung, die ja auf einen 
geteilt. absolut zentralistisch geführten Staat ab-

Wir haben in Österreich nun einmal gestellt war, auch in Österreich eingeführt. 
die sogenannte verbundene Steuerwirtschaft, Nach dem Zusammenbruch des Deutschen 
das heißt die meisten Steuern und Abgaben Reiches im Jahre 1945 und der Errichtung 
werden vom Bund eingehoben und dez:en Er- der Zweiten Republik wurde nun, sobald es 
trag wird in einem bestimmten Verhältnis und die Verhältnisse auf dem finanziellen Gebiet 
nach gewissen Schlüsseln den einzelnen Gebiets- einigermaßen. zuließen, der Versuch unter. 
körperschaften zugewiesen. nommen, zu einem der bundesstaatlichen 

Das war nicht immer so, sondern früher Gliederung der Republik entsprechenden Fi­
einmal hatten zum Beispiel die Länder noch nanzausgleich zu kommen. Nach mehr als 
sehr beachtliche Steuerrechte, die es ihnen zweijährigen Verhandlungen und Berechnun­
ermöglichten, auf ihrem Gebiete Steuern in gen ist es dann im Jahre 1948 gelungen, so­
beliebiger Höhe einzuheben und auch selbst wohl ein Finanz-Verfassungsgesetz als auch ein 
zu . verbrauchen. Durch die fortschreitende Finanzausgleichsgesetz zustandezubringen, 
Entwicklung der gesamten Wirtschaft und Bei den Verhandlungen über diese Gesetze 
insbesondere des Verkehrs mußten dann die wurde immer der Grundsatz aufgestellt, daß 
Länder immer mehr diese ihnen zustehenden beim Finanzausgleich zunächst die beteiligten 
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Gebietskörperschaften aus dem gemeinsamen 
Steuererträgnis jene finanziellen Mittel be­
kommen müssen, die sie zur Erfüllung der 
ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben be­
nötigen, soweit sie sie nicht aus anderen Ein­
nahmen bedecken können. Somit wird jeder 
Finanzausgleich immer von der finanziellen 
Belastung und von der Höhe dieser Aufgaben 
beeinflußt sein. 

Da nun der öffentlichen Hand immer mehr 
Aufgaben zugewiesen wurden,. diese jedoch 
nicht gleichmäßig auf alle Gebietskörper­
schaften aufgeteilt werden konnten, stellte sich 
bald heraus, daß die im ersten Finanzausgleichs­
gesetz festgelegte Mittelaufteilung diesem vor­
hin angeführten Grundsatz nicht mehr voll 
entsprochen hat. 

Zunächst machte der Bund geltend, daß die 
ihm zugewiesenen Aufgaben derart gewachsen 
seien, daß er mit den ihm durch den Finanz­
ausgleich zugeteilten Mitteln nicht mehr das 
Auslangen finden könne, was dann im Jahre 
1950 zu der Einführung eines sogenannten Not� 
opfers von ursprünglich 150 Millionen, die 
sich im Laufe der Zeit bis 1954 auf bereits 
700 Millionen gesteigert haben, geführt 
hat. Da sich nun inzwischen auch die Aufgaben 
der Länder und Gemeinden ständig vermehrt 
haben, wurde dieser Vorzugsanteil immer mehr 
als unberechtigt empfunden und dessen Ab­
schaffung verlangt. 

Zweitens war auch die Entwicklung der 
einzelnen Steuern nicht gleichmäßig. Besonders 
hat sich die Gewerbesteuer, die 1948 im Finanz­
ausgleichsgesetz als eine ausschließliche Ge­
meindeabgabe eingereiht wurde, seither in 
einem Ausmaß entwickelt, das niemand vor­
aussehen konnte. Der Umstand, daß dieser 
Steuerertrag ausschließlich nach dem örtlichen 
Aufkommen verteilt wurde, hat nun immer 
mehr dazu geführt, daß in jedem Land ein­
zelne Gemeinden reichlich, sogar überreichlich 
über Geld verfügten, während viele andere Ge­
meinden vielfach nicht· über die Mittel ver­
fügten, die sie zur Erfüllung der primitivsten 
und dringendsten Pflichtaufgaben benötigt 
hätten. 

Daß dies auf die Dauer nicht so belassen 
werden könne, haben mit der Zeit auch die Ver­
treter aller Gemeinden und aller Gruppen von 
Gemeinden eingesehen. Um nun dieser Ent­
wicklung einigermaßen zu steuern und ent­
gegenzuwirken, wurde im Jahre 1955 ein Ge­
werbesteuerspitzenausgleich und im J a.hre 1958 
weitergehend zusätzlich ein Bundesgewerbe .. 
steuerspitzenausgleich eingeführt. Durch diese 
Gewerbesteuerspitzenausgleiche wurde verfügt, 
daß Gemeinden mit _ einem außergewöhnlich 
hohen Gewerbesteueraufkommen einen Teil 
davon abgeben mußten, damit solche Gemein-

den, deren Aufkommen unter dem Landes­
durchschnitt lag, eine Aufbesserung zugeteilt 
erhalten können. 

Diese Regelung hat zwar den besonders ge­
werbesteuerschwachen Gemeinden insbesondere 
im Jahre 1958 eine fühlbare Besserung ihrer 
Einnahmen gebracht, die Durchführung aber 
hat; weil sie kompliziert war, eine ganz be­
deutende Verwaltungs mehrarbeit verursacht 
und konnte auch überdies nie ganz befriedigen. 

Weiters wurde insbesondere vom Bund gel­
tend gemacht, daß eine Steuer mit einem so 
hohen Ertrag - sie ist im Bundesfinanzgesetz 
1959 mit 2,2 Milliarden eingesetzt - und einem 
örtlich so verschiedenen Aufkommen sich nicht 
als alleinige und ausschließliche Gemeinde­
abgabe eignet, woraus sich das Verlangen des 
Bundes, aber auch der Länder, an dieser Steuer 
beteiligt zu werden, ergab. 

. 

Schließlich wurde dann von allen am Finanz­
ausgleich beteiligten Gebietskörperschaften 
immer mehr ein längerdauernder Finanzaus­
gleich' gefordert. Es war seit dem Jahre 1948 
immer nur möglich, ein Finanzausgleichsgesetz 
mit der Geltungsdauer von einem Jahr - mit 
einer einzigen Ausnahme im Jahre 1956 mit 
einer Dauer von zwei Jahren - abzuschließen. 
Dies hat nicht nur jedes Jahr viele mühselige 
Verhandlungen erfordert, sondern war auch 
für die Länder und Gemeinden und auch für 
den Bund der rechtzeitigen Erstellung ihrer 
Voranschläge hinderlich. 

Nun hat das Finanzministerium im letzten 
Jahr schon recht frühzeitig einen Entwurf zu 
einem Finanzausgleichsgesetz ausgearbeitet 
und zur Verhandlung gestellt. Mit diesem 
Entwurf wurde versucht, eine Generalbereini­
gung an dem durch die vielen Novellen und 
Änderungen, die im Laufe der Jahre vorgenom­
men wurden, aus dem System gekommenen 
Finanzausgleich vorzunehmen und denselben 
möglichst den seither geänderten Verhält­
nissen insbesondere in der Aufgabenbelastung 
anzupassen. Insbesondere soll den vorgenannten 
Wünschen nach Abschaffung des Bundesvor­
zugsanteiles, nach N euregelung auf dein 
Gebiete der Gewerbesteuer unter Weglassung 
der Ausgleiche und einer Geltungsdauer von 
fünf Jahren Rechnung getragen werden. 

Auf Grund dieses Entwurfes wurden nun im 
Frühjahr des Vorjahres die Verhandlungen 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden auf­
genommen und -monatelang weitergeführt. 
Solche Finanzausgleichsverhandlungen erfor­
dern erfahrungsgemäß viel Zeit, weil sehr viele 
Berechnungen und Durchrechnungen gemacht 
werden müssen. Es muß nämlich jede mög­
liche Auswirkung einer Bestimmung genau 
durchgerechnet werden, um nicht später vor 
Überraschungen zu steheIl. Diese Verhandlungen 
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gestalteten sich diesmal auch deshalb schwierig, 
weil alle Partner geltend machten, daß sie mit 
der bisherigen Zuteilung das Auslangen nicht 
finden können und daher mehr aus dem Finanz-

lionen Schilling vom Bund aus beizustellen. 
Dieser Betrag soll sich nach dem jetzt vorliegen­
den Finanzausgleichsgesetz bis zum Jahre 1963 
sukzessive auf 300 Millionen erhöhen. 

ausgleich bekommen müßten. Nun ist es bei 
Es wurde nun ein Verhandlungskomitee aus solchen Verhandlungen immer so oder so ähn-

Vertretern der Länder, des Österreichischen lieh, als wenn sich drei mit einer etwas zu 
Städtebundes und des Österreichischen Ge­kleinen Decke zudecken sollen: zieht der 
meindebundes bestellt. Dieses Komitee hat eine an der Decke, dann wird sie sicher einem 
unter dem Vorsitz des Herrn Landeshaupt­anderen oder den beiden anderen zu kurz. 
manns Dr. Gleißner und mit besonders aktiver 

Zunächst haben die Länder und die Gemeinden Mitwirkung. der Verbindungsstelle d
.
er östt:r­

verlangt, daß der Vorzugsanteil des Bundes reichischen Bundesländer sozusagen die Detail­
entschädigungslos, also ohne Gegenleistung, ab- verhandlungen sowohl unter den Beteiligten als 
geschafft werden solle. Dies wurde vom Finanz- auch mit dem Finanzministerium geführt und 
minister mit der Begründung abgelehnt, daß schließlich den uns vorliegenden Entwurf vorbe­
es bei der gegenwärtigen Belastung für den reitet. Hiezu waren eine Unmenge von Berech­
Bund ganz unmöglich sei, auf einen so großen nungen und Abstimmungen notwendig, dies um­
Betrag zu verzichten. Er hat natürlich auch somehr, als von allem Anfang an festgelegt wurde, 
sehr plausible Begründungen dafür ins Treffen' daß durch die Teilung der Gewerbesteuer und 
führen können: erstens die stets. steigende Be- durch die Abschaffung des Gewerbesteuer­
lastung auf dem Gebiete der Sozialversicherung, spitzenausgleiches im neuen Finanzausgleich 
dann die Belastungen aus dem Staatsvertrag, keine Gruppe von Gemeinden weniger bekom­
die Belastungen aus dem Aufbau der men soll als nach der bisherigen Regelung. 
Landesverteidigung und die Belastungen aus den 
verschiedenen Entschädigungsgesetzen. 

Weiters haben besonders die Länder, 
aber auch die Gemeinden immer wieder geltend 
gemacht, daß sie ganz bedeutende Mittel für die 
Erhaltung und insbesondere für den durch die 
Verkehrsentwicklung immer dringender wer­
denden Ausbau der Landesstraßen und auch 
der Gemeindestraßen haben sollten. Begründet 
wurde dieses Verlangen damit, daß es gerade 
für die Erhaltung des für Österreich so wich­
tigen Fremdenverkehrs unbedingt notwendig 
sei, daß a l l  e Straßen in einen den heutigen 
Verkehrsverhältnissen . halbwegs entsprechen­
den Zustand gebracht werden. Es ist nämlich 
noch nicht' viel erreicht, wenn zwar die Bun­
desstraßen neuzeitlich ausgebaut, die von diesen 
abzweigenden Landstraßen jedoch in einem 
kaum befahrbaren Zustand sind. Es wurde 
daher von den Ländern und auch von den 
Gemeinden das Verlangen nach einer· höheren 
Beteiligung an der Mineralölsteuer gestellt. 
Diesem Verlangen wurde im Verlaufe der Ver­
handlungen in der Weise - in zwar geringem 
Ausmaß - Rechnung getragen, daß ab 1960 
die Anteile der Länder um 6 Prozent erhöht 
und die Gemeinden ab diesem Zeitpunkt an 
dieser Steuer neu mit 6 Prozent beteiligt 
werden. Darüber hinaus wurden nachträglich 
noch sehr viele Verlangen und Forderungen 
gestellt. Es würde viel zuviel Zeit erfordern, 
wenn ich hier im einzelnen darauf eingehen 
sollte. 

Der Herr Finanzminister hat sich schließ­
lich bereit erklärt, zum Zwecke der Verbesse­
rung der Finanzlage der Länder und Gemein­
den zunächst einen Betrag von rUnd löO Mil-

Es konnte dann auch eine weitgehende Eini" 
gung zwischen den am Finanz�usgleich bete�- , 
ligten Gebietskörperschaften erzlelt werdeJl. :r;rut 
Ausnahme eines einzigen Punktes, betreffend 
das Land Niederösterreich. Das Land Nieder� 
österreich war mit dem Ergebnis nicht zufrie­
den und hat daher verlangt, daß es unter Be­
rücksichtigung des großen' Land�sstraßen­
netzes, das das Land Niederösterreich haben 
müsse besser dotiert werde. Zunächt wurde 
dann der Vorschlag gemacht und schon ziemlich 
weitgehend diskutiert, daß das Land .Nieder­
österreich ermächtigt werden soll, eme um 
2 Prozent höhere Landesumlage einzuheben. 
Gegen dieses Vorhaben haben sich dann nieder­
österreichische Gemeinden gestellt und haben 
gesagt, das komme einer Diskriminier.ung der 
niederösterreichischen Gemeinden glelch. Es 
wurde dann auf höchster Koalitionsebene,. also 
außer halb des genannten Verhandlungskomi­
tees, eine Regelung mit der uns ebenfalls vor­
liegenden Novelle zum Bundesstraßengesetz 
getroffen. Daß dadurch nur ein Land e�e von 
allen Ländern in den letzten Jahren Immer 
wieder angestrebte Entlastung auf dem Gebiete 
der Landesstraßen erfährt, ist sicher ein 
Schönheitsfehler. Dieser soll durch die vom 
Nationalrat ebenfalls beschlossene Entschlie� 
ßung in der Zukunft bereinigt werden. Außer­
dem wird der Herr Bundesminister für Handel 
und Wiederaufbau den Ländern eine schrift­
liche Zusage geben, derzufolge a) den �än,dern 
die im Jahre 1959 für Bundesstraß(3n vorg�­
sehenen Mittel voll, zukommen�: b) tür, die 
fünf jährige ·Gelt�ngsdauer des. -neuen Finanz­
ausgleiches folgende Regelung getroff�n wird: 
Die zweckgebundenen Einnahmen aus dem 
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Titel "Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer" 
- im Jahre 1959 zum Beispiel in der Höhe von 
rund 1050 Millionen - verwendet der Bund 
nach dem bisher geltenden Aufteilungsschlüssel, 
also ohne Einschluß dieser neuen 918 km nieder. 
österreichischer Landesstraßen. Ein allfälliger 
Mehrertrag aus dem Zuschlag zur Mineralöl· 
steuer bis zu einem Höchstbetrag von 100 Mil. 
lionen Schilling wird je zur Hälfte für die 
niederösterreichischen Bundesstraßen und für 
die Bundesstraßen der übrigen Bundesländer, 
ein allenfalls noch über diesen Betrag hinaus­
gehender Mehrertrag jedoch wird wiederum nach 
dem ohne die neuen 918 km niederösterreichi­
scher Straßen geltenden Aufteilungsschlüssel 
verwendet. 

Abgesehen von diesem letztgenannten 
Mangel stellt der uns vorliegende Gesetzes­
beschluß des Nationalrates ein sorgfältig und 
gewissenhaft erarbeitetes Gesetzeswerk dar, 
von dem erwartet werden kann, daß damit 
für eine längere Zeitspanne die Zuteilung der 
vorhandenen Mittel an die einzelnen Gebiets: 
körperschaften möglichst gerecht und den Er­
fordernissen entsprechend erfolgen kann und 

. daß es auch eine ganz bedeutende Verwaltungs­
vereinfaohung bringt. 

Die wesentlichsten Änderungen, die die Neu­
regelung des Finanzausgleichsgesetzes bringt, 
wobei den Berechnungen die voraussichtlichen 
Erträge beziehungsweise Aufwendungen für 
1 958 zugrunde liegen, sind: 

1 . Wegfall des Vorzugsanteiles des Bundes, 
was eine Besserstellung für die Länder ohne 
Wien um 187,5 Millionen Schilling, für 
die Gemeinden ohne Wien von 285,3 Millionen 
und für Wien als Land und Gemeinde von 
212,2 Millionen ergibt. 

2. Wegfall des Gewerbesteuer- und des 
Gewerbesteuerspitzenausgleichs. Hiedurch er­
gibt sich, vom Zuschuß des Bundes für den 
Bundesgewerbesteuerspitzenausgleich im Jahre 
1958 abgesehen, lediglich eine Verschiebung 
innerhalb der Gemeinden. 

3. Wegfall des Beitrages der Gemeinden 
an die Länder für Zwecke des Familienlasten­
ausgleichs. Diese Änderung wird den Ländern 
ohne Wien Mindereinnahmen von 27,1 Millio­
nen Schilling und den Gemeinden ohne Wien 
ebenso hohe Minderausgaben bringen. 

4. Wegfall des bei der Schaffung des 
Bundesgewerbesteuerspitzenausgleichs einge­
führten Beitrages der Gemeinden an den Bund 
von 6 Prozent der Gewerbesteuer. Das bringt 
für die Gemeinden ohne Wien ein Mehr von 
90 Millionen Schilling und für Wien von 
52,6 Millionen. 

5. Der Bund übernimmt die Ersätze 
für Ausgleichszulagen nach dem ASVG. 
und GSPVG. Hiedurch werden die Ausgaben 
der Gemeinden ohne Wien um 157 Millionen 

Schilling und die von Wien um 53 Millionen 
gesenkt. Durch diese Maßnahme wird auch 
eine ganz bedeutende Verwaltungsarbeit er­
spart, und gerade diese Maßnahme ist für 
die Gemeinden außerordentlich wichtig, weil 
ja doch damit zu rechnen ist, daß diese Ausgabe 
immer mehr anwachsen wird. 

6. pie Erhöhung des Polizeikostenbeitrages 
an den Bund von 20 auf 60 S je Einwohner. 
Hiedurch werden der Stadt Wien· Mehraus­
gaben von rund 65 Millionen Schilling und 
jenen Gemeinden außer Wien, in denen Bundes­
polizeibehörden die örtlichen Sicherheitsauf­
gaben versehen, solche von 36 Millionen 
erwachsen. 

7 .  Die finanziell wichtigste Änderung 
bedeutet wohl die Teilung· der Gewerbe­
steuer im Verhältnis 40: 60 zwischen dem 
Bund . und den Gemeinden. Die Auf teilung 
wird nach den Berechnungen dem Bund 
Mehreinnahmen von rund 950,8 Millionen, 
für die Gemeinden ohne Wien jedoch Minder-. 
einnahmen von 599,9 und für Wien eine 
Mindereinnahme von· 350,9 Millionen bringen. 

8. Änderung der Anteile an gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben und Neufestsetzung der Lan­
desumlage und des Kopfquotenausgleiches. 
So . werden die Gemeinden. am Ertrag 
von drei Steuern neu beteiligt sein, und zwar 
an der Biersteuer, an der Mineralölsteuer lmd 
an der Kraftfahrzeugsteuer. Hiedurch wird 
die Einnahmensituation der Gemeinden auf 
eine breitere Basis gestellt und auch krisen­
fester gestaltet. Im einzelnen werde ich auf 
diese Änderungen in der Folge noch zu sprechen 
kommen. 

Die Summierung der genannten Mehrein­
nahmen, Mindereinnahmen, Mehr- und Minder­
ausgaben, ergibt nun, daß der Bund ins­
gesamt auf 152,6 Millionen Schilling zugunsten 
der Länder und Gemeinden verzichtet, von denen 
den Ländern ohne Wien und den Gemeinden ohne 
Wien je fünf Zwölf tel und Wien als Land und 
Gemeinde zwei Zwölf tel zugute kommen sollen .. 
Von diesem Betrag werden die Länder ohne 
Wien 64,7 Millionen, Wien als Land und 
Gemeinde 24,6 und die Gemeinden ohne Wien 
63,3 Millionen bekommen. 

Alle diese genannten Änderungen haben 
nun eine sehr weitgehende Abänderung vieler 
Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes 
zur Folge. Um zu dem angestrebten. Ziel zu 
kommen, mußten bei der Auf teilung des 
Steuerertrages bei den meisten Steuerarten 
sowohl die Hundertsätze als auch die Auf­
teilungsschlüssel geändert werden. 

Im einzelnen wäre zu den Bestimmungen 
des neuen Finanzausgleichsgesetzes zu be­
merken: 

§ I, der die Tragung der Kosten der mittel­
baren Bundesverwaltung durch die Länder 
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regelt, wurde unverändert aus dem alten 
Gesetz übernommen. Die Länder haben also 
auch weiterhin diese Kosten zu tragen. Dabei 
fallen hauptsächlich die Kosten für die Bezirks· 
hauptmannschaften ins Gewicht. 

Im § 2 werden die ausschließlichen Bundes­
abgaben, deren Ertrag zur Gänze dem Bund 
zufließt, taxativ aufgezählt. Dieser Katalog 
wurde ebenfalls unverändert aus der bis· 
herigen Regelung übernommen. Neu dazu· 
gekommen ist lediglich die neugeschaffene 
Bundesgewerbesteuer . 

§ 3 zählt, und zwar ebenfalls taxativ, die 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben; deren Er· 
trag zwischen dem Bund, den Ländern und 

. Gemeinden geteilt wird, auf. Auch diese 
Aufzählung wurde unverändert aus dem bis­
herigen Finanzausgleich übernommen. 

Im § 4 werden die Ertragsbeteiligung der 
einzelnen Gebietskörperschaften nach den Hun· 
dertsätzen und auch die Schlüssel, nach denen 
der Ertrag der einzelnen Steuern aufzuteilen 
ist, festgelegt. Hier mußten, um zum an­
gestrebten Gesamtergebnis zu kommen, ganz 
bedeutende Änderungen gegenüber der bis. 
herigen Auf teilung vorgenommen werden. Es 
mußte nämlich sowohl für den Bund für den 
Wegfall des Vorzugsanteiles von 685 Mil­
lionen als auch für die Gemeinden für den 
Entfall von 40 Prozent der Gewerbesteuer 
ein gewisser Ausgleich gefunden werden. 

So wurde der Gemeindeanteil am Ertrag 
der veranlagten Einkommensteuer um 10 Pro­
zent erhöht, was den Gemeinden ohne Wien 
im Jahr Mehreinnahmen von 170,2 Millionen 
und für Wien von 96,8 Millionen erbringt. 

für Wien als Gemeinde eine Mehreinnahme 
von 20,8 Millionen bringen soll. 

Bei der Weinsteuer sollen die Gemeinden 
ebenfalls zu Lasten des Bundes um 11 Prozent 
mehr zugeteilt bekommen, was ein Mehr für 
alle Gemeinden mit Wien als Gemeinde um 
rund 6 Millionen ergibt. 

Die Mineralölsteuer wird im Jahre 1959 
wieder wie bisher zwischen dem Bund und 
den. Ländern mit je 50 Prozent aufgeteilt. 
1960 bis 1962 erhalten die Länder zu Lasten 
des Bundes um 6 Prozent mehr, während die 
Gemeinden an dieser Steuer erstmals, und 
zwar ebenfalls zu Lasten des Bundes, mit 
6 Prozent beteiligt werden. Im Jahre 1963 
wird der Anteil der Länder an dieser Steuer 
um 8 auf 64 und jener der Gemeinden von 
4 auf 10 Prozent erhöht. Diese Steuer ist im 
Bundesvoranschlag mit 250 Millionen ein· 
gesetzt. 

Aus dem Ertrag der Kraftfahrzeugsteuer, 
die bisher wie die Biersteuer und die Mineral· 
ölsteuer nur zwischen dem Bund und den 
Ländern geteilt wurde, erhalten die Gemeinden 
zu Lasten der Länder einen Anteil von 5 Pro· 
zent, was ihnen eine Mehreinnahme von 4,4 Mil· 
lionen bringen 'wird. 

In diesem Paragraphen, der die sogenannte 
Überverteilung regelt, wurden auch einige Auf· 
teilungsschlüssel geändert. So wird der Anteil 
der Gemeinden an der veranlagten Einkommen� 
steuer nicht wie bisher ausschließlich nach 
dem länderweisen örtlichen Aufkommen ver­
teilt, sondern zu drei Fünfteln nach dem 
länderweisen Aufkommen an dieser Steuer 
und zu zwei Fünf tein nach dem länderweisen 
Auf kommen an Gewerbesteuer aufgeteilt, wo· Bei der Auf teilung der Lohnsteuer haben durch die Gesamtheit der Gemeinden eines die Länder 5 Prozent an den Bund abzugeben Landes, das ein hohes Gewerbesteuerauf. als teilweise E�tschädigun� für 

.. 
de� W �gfall kommen hat und somit entsprechend mehr zu des Vorzugsanteiles. Das WIrd fur die Lander dem 4Oprozentigen Anteil des Bundes ab. �hne Wien e�en �innahmeaUBfall von 86 M�l. �ugeben hat, etwas begünstigt wird. lionen und fur WIen als Land von 26,1 Mn·, D ' d d' A f il d f d' G lionen bedeuten. . ann WIr le u te ung es au .le e· 

Bei der Kapitalertragsteuer sollen die 
Gemeinden in Hinkunft zu Lasten der Länder 
einen um 15 Prozent höheren Anteil erhalten. 
Dies ergibt für die Gemeinden ein Mehr von 
2,3 Millionen Schilling. 

Die Umsatzsteuer wird für die Jahre 1959 
und 1960 so wie bisher aufgeteilt werden: 
50: 33: 17. Im Jahre 1961 bekommen die 
Länder um 1 Prozent und ab 1962 die Ge­
meinden um 1 Prozent mehr. Dieses Prozent 
macht bei der Umsatzsteuer nach dem heurigen 
Ansatz im Bundesfinanzgesetz 51 Millionen aus. 

Bei der Biersteuer bekommen die Gemeinden 
in Zukunft zu Lasten des Bundes einen 
30prozentigen Anteil, was für die Gemeinden 
eine Mehreinnahme von 84,2 . MilllOlleIl· unq 

memden entfallenden Umsatzsteueranteils, der 
bisher ausschließlich nach dem abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel verteilt wurde, nunmehr 
zu zwei Dritteln nach dem abgestuften Be· 
völkerungsschlüssel, hingegen zu einem Drittel 
nach der Volkszahl vorgenommen. Desgleichen 
wird bei der Auf teilung des Weinsteuer­
anteiles auf die Gemeinden nicht wie bisher 
der abgestufte Bevölkerungsschlüssel, sondern 
die Volkszahl maßgebend sein. 

Der § 5, der den Kopfquotenausgleich, die 
Plafondbestimmung für Wien, die Zuschüsse des 
Bundes an die sogenannten Salinengemeinden 
sowie an die sogenannten Bahn· und Post· 
gemeinden - das sind bekanntlich· jene Ge. 
meinden, in denen sich Bahn· und Postauto· 
4auptwerkstij.tten und ·nebenwetkstätten be-
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finden - regelt, wurde mit einer Ausnahme e ben­
falls unverändert aus dem bisherigen Finanz­
ausgleichsgesetz übernommen, und diese Aus­
nahme betrifft die Verbesserung des Kopf­
quotenausgleiches um I S pro Einwohner, was 
den Bund jährlich 4,4 Millionen Schilling zu­
gunsten der Kopfquotenländer , das sind die 
Länder Burgenland, Niederösterreich, Ober­
österreich, Steiermark und Kärnten, kosten 
wird. 

Im § 6 wird bestimmt, in welcher Weise 
die Ertragsanteile der Gemeinden aus der 
Oberverteilung, die gemäß § 4 Abs. 2 vom 
Bund den Ländern für die Gemeinden zu­
gewiesen werden, in der sogenannten Unter­
verteilung von den Ländern auf die einzelnen 
Gemeinden aufzuteilen sind. Zunächst werden 
von der Gesamtheit dieser Ertragsanteile 15 Pro­
zent ausgeschieden. Diese sind für die Gewäh­
rung von Bedarfszuweisungen bestimmt. Nach 
der bisherigen Regelung waren für diesen Zweck 
25 Prozent der um den Vorzugsanteil des 
Bundes gekürzten Gemeindeertragsanteile be­
stimmt. Da nun nach dem neuen Finanz­
ausgleichsgesetz die Ertragsanteile der Ge­
meinden insbesondere infolge der geänderten 
Beteiligungsverhältnisse der Gemeinden an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben ganz be­
achtlich steigen werden, werden die 15 Prozent 
annähernd die gleichen Bedarfszuweisungs­
mittel erbringen wie bisher 25 Prozent. 

Vor der Verteilung der restlichen 85 Prozent 
ist zunächst eine Art Kopfquotenausgleich der 
Gemeinden, und zwar ungefähr nach dem 
System des Gewerbesteuerspitzenausgleiches 
für 1958, durchzuführen. Die Durchführung der 
bisherigen Gewerbesteuerspitzenausgleiche hat 
eine ganz beachtliche Verwaltungsmehrarbeit 
erfordert. Es wurde daher zunächst allgemein 
begrüßt, daß diese Arbeit nun entfallen könne. 
Nun hat sich jedoch bei der Durchrechnung 
der einzelnen Varianten herausgestellt, daß 
ohne jeden besonderen zwischengemeindlichen 
Ausgleich der aufgestellte Grundsatz, daß durch 
die Neuregelung des Finanzausgleichsgesetzes 
keine Gruppe von Gemeinden weniger erhalten 
dürfe, als sie nach der Finanzausgleichs­
novelle 1958 hatte, nicht aufrechtzuerhalten 
wäre. Es wurde daher in das Gesetz nolens 
volens ein neuer Ausgleich, der in der Wirkung 
dem Kopfquotenausgleich der Länder ähnlich 
ist, aufgenommen. Dieser neue Ausgleich ist 
zwar wesentlich einfacher zu handhaben als 
der bisherige, erfordert aber leider immerhin 
noch - bedeutende Arbeit. Es ist nämlich für 
jede Gemeinde jetzt der Finanzbedarf und ihre 
Finanzkraft nach dem im Gesetz genau fest­
gelegten Vorgang zu ermitteln. Ergibt die 
Gegenüberstellung, daß bei einer Gemeinde 
die eigene Finanzkraft unter dem für alle 

Gemeinden eines Landes gleicherart ermittel­
ten Finanzbedarf, das ist dem Landesdurch­
schnitt der Finanzkraft, liegt, so hat diese 
Gemeinde aus den Ertragsanteilen 30 von 
Hundert des sich so ergebenden Unterschieds­
betrages zu bekommen. Die sodann noch ver­
bleibenden Ertragsanteile werden auf alle Ge­
meinden so wie bisher nach dem abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel- der nebenbei bemerkt 
ebenfalls völlig unverändert aus dem alten 
Gesetz übernommen wurde - aufgeteilt. 

Die Bestimmungen des § 7, mit denen die 
gebührenden V-orschüsse an Länder und Ge­
meinden und die Verpflichtungen zur Erstel­
lung einer Zwischenabrechnung geregelt wer­
den, wurden im wesentlichen unverändert aus 
dem bisherigen Recht übernommen; die Be­
stimmungen des § 8 sind unverändert aus dem 
früheren Gesetz übernommen worden. 

§ 9 zählt die ausschließlichen Landes­
(Gemeinde)abgaben beispielsweise auf. Diese 
Aufzählung wurde, unverändert aus dem alten 
Gesetz übernommen, nur die Landes- und Ge­
meindeverwaltungsabgaben wurden hier neu 
aufgenommen. Hiemit soll die einwandfreie ge­
setzliche Ermächtigung zur Erhebung dieser 
Abgabe erteilt werden. 

Im § 10 werden jene Abgaben angeführt, 
welche die Gemeinden auf Grund freien Be­
schlußrechtes einheben können. Die Höchst­
hebesätze bei der Grundsteuer wurden gleich 
belassen wie bisher, bei-der Lohnsummensteuer 
wurde die Bestimmung ,,2 v. H. der Lohn­
summe" durch die systematisch richtigere Be­
zeichnung "der Hebesatz von 1000 v. H." 
ersetzt; eine Änderung in der Steuerhöhe tritt 
dadurch keineswegs ein. 

Eine -wesentliche Änderung bringt lit. b 
des Absatzes I dieses Paragraphen. Während die 
Gemeinden bisher nämlich den Hebesatz von 100 
bis 300 Prozent des Meßbetrages bei der Gewerbe­
steuer nach dem Gewerbeertrag und Gewerbeka­
pital durch Beschluß festsetzen konnten, wird 
hier bestimmt, daß, wenn eine Gemeinde be­
schließt, die Gewerbesteuer auszuschreiben be­
ziehungsweise zu erheben, der Hebesatz gleich­
mäßig mit 180 v. H. anzuwenden ist. 

Bei dieser Änderung haben sehr eingehende 
Beratungen und Überlegungen stattgefunden. 
Einzelne Vertreter der Gemeinden haben sich 
gegen diese Bestimmung gestellt, und zwar mit 
der Begründung, daß dadurch den Gemeinden 
ein weiterer Teil ihrer ohnehin kärglichen 
Autonomie verlorengehe. Dann haben aber 
die zuständigen Organe der Bundesfinanz­
verwaltung mit Nachdruck darauf hingewiesen, 
daß, wenn, wie es das Gesetz vorschreibt, der 
Ertrag dieser Steuer 40 zu 60 Prozent zwischen 
Bund und Gemeinden geteilt werden soll, ein 
einheitlicher Hehesatz im ganzen Geltungs-
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bereich unerläßlich sei. Sie haben weiterhin 
geltend gemacht, daß die Erhebung und Zu­
teilung einer nach verschiedenen Hebesätzen 
ausgeschriebenen Gewerbesteuer schon rein 
technisch mit den vorhandenen Einrichtungen 
nicht möglich sei. Als dann aber auch von an­
derer Seite ein einheitlicher Hebesatz schon 
aus Gründen der gleichmäßigen Wettbewerbs­
verhältnisse als zweckmäßig bezeichnet wurde, 
ist diese Bestimmung in das Gesetz aufgenom­
men worden. 

Weiters wurde in diesem Paragraphen neu 
bestimmt, daß eine Hebesatzänderung nur 
bis 30. Juni jedes Jahres vorgenommen 
werden kann. 

Die Bestimmung des § 1 1 ,  die die Art der 
Erhebung und Verwaltung der Gewerbesteuer, 
der Grundsteuer und der Feuerschutzsteuer 
regelt, wurde unverändert aus dem bisherigen 
Recht übernommen; lediglich wurden, einem 
Wunsche der Länder entsprechend, für die 
Überweisung der Feuerschutzsteuer vier 
anstatt bisher zwei Überweisungstermine fest­
gelegt. Die bisherigen Absätze 4 bis 10, die 
den Gewerbesteuerspitzenausgleich geregelt 
haben, konnten entfallen. 

§ 12 regelt die Landesumlage. Hier waren 
die Länder bisher berechtigt, bis �u 20 Prozent 
der ungekürzten Ertragsanteile der Gemeinden 
als Landesumlage einzuheben. Dieses Höchst­
ausmaß wurde nun mit Rücksicht auf die 
Tatsache, daß das Volumen der Ertragsanteile 
nach dem neuen Gesetz beachtlich größer sein 
wird, auf 16  Prozent gesenkt. Das Ausmaß 
der Landesumlage wird sich hiedurch kaum 
verändern. 

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich, daß 
der Absatz 2 im bisherigen Gesetz, der die 
Umlegungsbefugnis nach dem Familienlasten­
ausgleichsgesetz, dem ASVG. und dem GSPVG. 
regelte, entfallen konnte. " 

§ 13 regelt gewisse Beiträge der Länder und 
Gemeinden an den Bund und Zweckzuschüsse 
des Bundes an die Länder und Gemeinden. 
Absatz 1 bestimmt, unter welchen Voraus­
setzungen die Länder Beiträge zu den Kosten 
der Lehrerbesoldung zu leisten haben. Diese 
Bestimmung - die im Laufe der letzten. Jahre 
wiederholt abgeändert wurde -'- ist in ihrem 
Grundgefüge aus dem bisherigen Finanz­
ausgleichsgesetz in der Fassung von 1958 
übernommen worden. Über Wunsch der Län­
der wurde jedoch insbesondere eine Ver­
besserung in der Weise vorgenommen, daß 
die Beitragsermittlungsgrundlage ab 1959 um 
10 Prozent und für die weiteren Jahre pro 
Jahr um weitere 10 Prozent, berechnet von 
der Zahl der Lehrer für einzelne Gegenstände 
- also nicht etwa von der Zahl aller Lehrer, 
sondern der Lehrer für einzelne Gegenstände -

an mehrklassigen Volksschulen gekürzt wird. 
Hiedurch wird die Zahl der beitragsfreien 
Lehrerstände bedeutend erhöht, sodaß sich 
der Gesamtbeitrag, den die Länder zu leisten 
haben, verringern wird. 

§ 13 Abs. 1 lit. b bestimmt, daß die 
Länder den Pensionsaufwand für Lehrer zu 
tragen haben, die von Amts wegen vor Voll­
endung des 65. Lebensjahres in den Ru��and 
versetzt werden, wenn nicht Dienstunfähig­
keit vorliegt. Diese Bestimmung wurde un­
verändert in das neue Gesetz übernommen. 

§ 13 Abs. 2 regelt genauso wie bisher die 
Beitragspflicht der Länder zum Personalauf­
wand für die Berufs-, Fortbildungs- und 
Fachschulen. 

Im Absatz 3 wird bestimmt, daß jene 
Gemeinden, auf deren Hoheitsgebiet die ört. 
liehe Sicherheitspolizei von Bundespolizei­
behörden besorgt wird, an den Bund einen 
Beitrag von 60 S gegenüber bisher 20 S je 
Einwohner zu leisten haben. 

Die Absätze 4 und 5 bestimmen, unter 
welchen Voraussetzungen der Bund den Län­
dern und Gemeinden Zuschüsse zu Theatern 
gewähren kann. Diese Bestimmungen wurden 
im wesentlichen gleichlautend in das neue 
Gesetz übernommen, jedoch mit der Er • .  
weiterung, daß auch Baukostenzuschüsse für 
Theaterbauten gewährt werden können. Dafür 
wurde allerdings der Höchstbetrag, der im Ab­
satz 5 als über die Bestimmungen des Absatzes 4 
hinausgehende Ermächtigung vorgesehen ist, 
von 6 auf 3 Millionen Schilling gekürzt. Dieser 
Absatz 5 ist ja schon im vorigen Jahr zu dem 
Zweck in das Finanzausgleichsgesetz hinein­
genommen worden, um die Möglichkeit zu 
geben, auch Baukostenzuschüsse zu gewähren. 

Abschnitt V: § 14 bestimmt, daß die Ge­
werbesteuereingänge zu 40 Prozent dem Bund 
und zu 60 Prozent den Gemeinden zuzuweisen 
sind. 

Abschnitt VI: Mit § 15 wird eine gewisse 
SchutzklauseI in das Finanzausgleichsgesetz 
aufgenommen. Die am Finanzausgleich be­
teiligten Gebietskörperschaften haben sich 
in den letzten Jahren wiederholt beklagt, daß 
vom Bund, de� ja die Gesetzgebungskompe­
tenz zusteht, sowohl steuerpolitische Maß­
nahmen, die zu einer Minderung des Ertrages 
an Steuern, an denen sie beteiligt waren, 
geführt ha,ben, vorgenommen wurden

. 
als 

auch durch gesetzliche Maßnahmen dIese
.
n 

Gebietskörperschaften Belastungen ohne die 
Erschließung zusätzlicher Einnahmen auf­
erlegt wurden. Nun wird im Gesetz be­
stimmt, daß der Bund vor Durchführung 
solcher Maßnahmen mit den betreffenden 
Gebietskörperschaften Verhandlungen einzu­
leiten hat. 
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Zu Artikel II: Mit diesem Artikel wird die 
nach dem Finanz-Verfassungsgesetz . notwen­
dige einwandfreie Ermächtigung geschafI�n, 
daß der Bund den Ländern, auf deren Hohelts­
gebiet Katastrophenschäden eingetreten sind, 
zur Behebung solcher Schäden unter be­
stimmten Voraussetzungen Zuschüsse gewäh­
ren kann. Bisher hat es jedesmal eines eigenen 
Bundesgesetzes bedurft, was jetzt nicht mehr 
notwendig ist. 

Artikel 111 : Hier wird die notwendige 
Ermächtigung zur Gewährung von Bundes­
zuschüssen zur Förderung unterentwickelter 
Gebiete geschaffen. Wie die Damen und 
Herren wissen, ist ja im Bundesfinanzgesetz 
heuer ein Betrag von 100 Millionen Schilling 
für diesen Zweck bereits vorgesehen. 

Artikel IV bestimmt, welche Gesetze und 
Gesetzesbestimmungen mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes aufgehoben werden beziehungs­
weise außer Wirksamkeit treten oder geändert 
werden. Wichtig erscheint hier besonders 
der Absatz 2, der bestimmt, daß die den 
Ländern, Bezirksfürsorgeverbänden und Ge­
meinden durch § 299 ASVG. und § 97 des Gewerb­
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetzes auferlegte Kostentragung für die 
Geltungsdauer dieses Finanzausgleichsgesetzes 
der Bund übernimmt. Durch diese Bestimmung 
erscheint es nicht notwendig, die zitierten 
Gesetze abzuändern. Es wird dadurch auch 
eine bedeutende Verwaltungsvereinfachung und 
Klarheit in der Gebarung der Gebietskörper­
schaften erreicht. 

Artikel V: In Ergänzung der Bestimmung 
des §. 2 Z. 5 werden hier jene Vorschriften 
aufgezeigt� die der inhaltlichen Regelung der 
Bundesgewerpesteuer zugrunde zu legen sind. 

Artikel VI bestimmt den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes rückwirkend 
mit 1 .  Jänner 1959, weil ja das alte Gesetz 
mit 31 .  Dezember 1958 abgelaufen ist. 

Im Absatz 2 wird die Regelung übernommen, 
wie sie im § 7 Abs. 3 des bisherigen Gesetzes 
enthalten war, und zwar regelt diese Stelle 
die Verpflichtung des Bundes, zu Beginn 
eines Haushaltsjahres, für das der Finanz­
ausgleich noch nicht gesetzlich geregelt ist, 
noch vier Monate hindurch den Ländern und 
Gemeinden Vorschüsse auf die Ertragsanteile 

" 
2. Im § 1 Abs. 2 ist in der Zeile 19 das Wort 

Bauaufführung" durch "Bauführungen " zu 
ersetzen. 

3. Im § 13 Abs. 1 lit. a sind die Worte 
,,15 . . Oktober des zweitvorangegangenen J ah­
res" jeweils. durch die Worte ,,15. Oktober 
des dem Beitragsjahr zweitvorangegangenen 
Kalenderjahres" zu ersetzen. 

4. Im Schlußsatz des § 13 Abs. 1 lit. a, 
der mit dem Wort "Soweit" beginnt, sind die 
Worte "an diesen Schulen" durch die Worte 

an den Schulen einer dieser Kategorien" zu " 
ersetzen. 

5. Im Artikel V hat es statt ,,33 bis 35 des 
Gewerbesteüergesetzes 1953" richtig zu lauten 

30 ·bis 35 des Gewerbesteuergesetzes 1 953". " 
Weiters hat der Nationalrat anläßlich der 

Behandlung dieses Gesetzes folgende E n t ­
s c h l ieflung gefaßt: 

In Berücksichtigung eines Wunsches der 
Landesfinanzreferenten wird die Bundes­
regierung aufgefordert, im Rahmen des 

. nächsten Finanzausgleiches eine weitere 
Übernahme von Landesstraßen durchzu­
führen und wenn möglich eine endgültige 
Regelung anzustreben. 
Hohes Haus! Der Finanzausschuß des 

Bundesrates hat sich in seiner heutigen 
Sitzung mit dem vorliegenden Gesetzes?e­
schluß des Nationalrates befaßt und mICh 
beauftragt, dem Hohen Bundesrat den A n ­
t r a g  zu stellen, der Bundesrat möge gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n  
E i n s p r u c h  erheben und der Entschließung 
des Nationalrates beitreten. Ich bitte um Zu­
stimmung zu diesem Antrag. 

Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl: Bericht­
erstatter zu Pun k t  2 der Tagesordnung ist 
Herr Bundesrat Eggendorfer. Ich bitte ihn 
um seinen Bericht. 

Berichterstatter Eggendorfer: Hohes Haus!'" 

Verehrte Damen und Herren! Das vorliegende 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesstraßen­
gesetz neuerlich abgeä�dert wird, hat. der 
Nationalrat mit MehrheIt beschlossen. Dleses 
Bundesgesetz ist als ein Teil des Finanz­
ausgleiches zu betrachten. Nach Artikel 10 Z. 9 
des Bundes-Verfassungsgesetzes ist die Gesetz­
gebung und Vollziehung in Angelegenheit der 
wegen ihrer Bedeutung für den Durchzugsver-zuzuweisen. 

Absatz 3 betraut das 
für Finanzen mit der 
Gesetzes. 

kehr durch Bundesgesetz als Bundesstraßen 
Bundesministerium erklärten Straßenzüge Bundessache. 
Vollziehung dieses Im Zuge der Verhandlungen über den Finanz-

Hohes Haus! Der Nationalrat hat bei der 
Beratung dieses Gesetzes auch einige textliche 
'Änderungen vorgenommen. Es sind dies: 

1 .  Der Kurztitel des Gesetzes soll richtig 
1 anten: "Finanzausgleichsgesetz 1959". 

ausgleich 1959 war es erforderlich, eine finan­
zielle Entlastung des Landes Niederösterreich 
herbeizuführen, und so wurden 918 km Landes­
straßen vom Bund übernommen. Hiefür war 
maßge bend, daß die gesamten Landesstraßen 
in unserem Bundesgebiet mit Stand vom 
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1 .  Jänner 1958 eine Länge von 25.157 km Das vorliegende Finanzausgleichsgesetz 
aufweisen und davon auf das Land Nieder- trägt diesem Verlangen insofern Rechnung, 
österreic4 allein 1 l .658 km entfallen. als zu den bisherigen gemeinschaftlichen Bun-

Das Bundesgesetz zählt in Artikel I jene desabgaben, und zwar veranlagte Einkommen­
Straßenzüge auf, die vom Bund übernommen steuer, Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer, Um­
werden. Diese aufgezählten Landesstraßen satzsteuer und Weinsteuer , neu hinzukommen 
hatten seit eh und je den Charakter einer die Biersteuer , die Kraftfahrzeugsteuer und ab 
Bundesstraße, weil sie zum Großteil Verbin- dem Jahre 1960 die Mineralölsteuer. Darüber 
dungsstraßen zwischen den einzelnen Haupt- hinaus hat der neue Finanzausgleich eine 
verkehrsadern und durch die Nähe Wiens wesentliche Änderung gegenüber dem alten 
sehr stark ausgelastet sind. Nach der über- insofern gebracht, als die bisherigen Leistungen 
nahme von 918 km durch den Bund verbleiben der Gemeinden an Bundesvorzugsanteilen, 
dem Land Niederösterreich noch 10.740 km Gewerbesteuerausgleich, Gewerbesteuerspitzen­
Landesstraßen, also noch eine beträchtliche ausgleich, 6prozentigem Beitrag aus der Ge­
Anzahl von Kilometern. werbesteuer für die Gewerbliche Selbständigen-

Artikel II dieses Bundesgesetzes regelt die Pensionsversicherung, Familienlastenausgleich 
Verrechnung des Aufwandes für das Jahr 1959. und Ausgleichszulage nach dem ASVG. in 

I Wegfall kommen, dafür aber die Gewerbe-
. m Artikel III wird mit der Vollziehung steuer, die bisher eine ausschließliche Ge­dieses Bundesgesetzes das Bundesministerium 

für Handel und Wiederaufbau betraut. 
meindeabgabe war, zwischen Bund und Ge­
meinden im Verhältnis 40 zu 60 geteilt wird, 

!ler Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen- und zwar derartig, daß der Bund einen Hebe· 
helten des Bundesrates hat sich mit dieser satz von 120 und die Gemeinden einen solchen 
Gesetzesmaterie befaßt, und ich ersuche das von 180 einheben. Dadurch, daß die vorge� 
Hohe Haus, gegen diesen Gesetzesbeschluß nannten Lasten nicht mehr von den Ge. 
k e i n e n  E i n s pr u c h  zu erheben. meinden zu tragen sind, wird nicht nur eine 

Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl : Wir gehen beträchtliche Verwaltungsvereinfachung er· 
nunmehr in die Debatte ein, die über beide reicht, sondern es wird auch eine klarere 
Punkte unter einem abgeführt wird. Übersicht über die Gemeindegebarungen er· 

Zum Wort ist gemeldet He�r Bundesrat zielt werden, weil Lasten verschwinden, die mit 
Brand. Ich erteile ihm das Wort. den Aufgaben der Gemeinden in gar keinem 

Zusammenhang standen. 
Bundesrat Brand : Hohes Haus ! Meine sehr 

geehrten Frauen und Herren ! Das zur Die Hingabe der 40 Prozent Gewerbesteuer 
Behandlung stehende Finanzausgleichs. an den Bund ist für die Gemeinden wohl 
gesetz 1 959 ist sicherlich ein Werk, bei schmerzlich. Erstens handelt es sich bei dieser 
dem die damit Beschäftigten alle Mühe Abgabe um einen Tragpfeiler der Gemeinde. 
hatten, die widerstrebenden Interessen unter finanzen überhaupt, zweitens trägt sie den 
einen Hut zu bringen. Es muß ihnen das Charakter einer gleitenden Steuer, das heißt, 
Zeugnis ausgestellt werden, daß es im großen sie geht mit der Wirtschaftskonjunktur mit 
und ganzen doch gelungen ist, eine auch und erbrachte auch bisher von Jahr zu Jahr 
für die Gemeinden erträglichere Basis ge- ein günstigeres Ergebnis. Allerdings' soll dabei 
funden zu haben, insbesondere in der Form nicht verhehlt werden, daß sie als alleiruge 
daß durch die verlängerte Geltungsdau�� Trägerin eines Gemeindehaushaltes, wie sie 
dieses Gesetzes allen Gemeinden die Er- sich in kleineren Gemeinden mit einem ein­
stellung ihrer Budgets immerhin erleichtert zigen großen . Industriebetrieb darstellt, dann 
wird. zu einer Gefahr wurde, wenn aus irgendeinem 

Grund der Ertrag an dieser Steuer hinter den 
Dieser Finanzausgleich hat den Vorteil, daß 

er für die Gemeinden wesentlich krisenfester 
Erwartungen wesentlich zurückblieb und da-

h 
durch den gesamten Gemeindehaushalt ins ersc eint, als . dies bisher der Fall war, · wo er Wanken brachte. Letzteres war auch der 

sich nur auf wenige Abgaben auswirkte. In . Grund, warum die Gemeinden einer Abtretung 
selller jetzigen Fassung ist er auf eine größere eines Teiles der Gewerbesteuer mit dem Vor­
Anzahl von Abgaben und auf eine breitere 
Basis abgestimmt. Durch diese breitere Basis 

behalt zustimmten, daß sich der neue Finanz. 
. b ausgleich eben auf eine breitere Basis er­Ist er edeutend weniger krisenanfällig, weil bei 

llfi lli strecken muß, um solche Gefahren künftig a ä gen Mindereinnahmen aus einer Abgabe auszuschließen. durch . Mehreinnahmen bei einigen anderen ein 
Ausgleich möglich ist. Dies war vornehmlich 
ein Grund für die Gemeinden, bei den Ver. 
handlungen eine breitere Grundlage zu ver­
langen. 

Verhältnismäßig ungünstig kommen beim 
neuen Finanzausgleich jene Gemeinden weg, 
in denen die Agenden der Sicherheitspolizei von 
Bundespolizeibehörden wahrgenommen wer· 
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den. Denn nach § 13 Abs. 3 des vorliegenden Vorsitzender-Stellvertreter Flött1 : Weiters 
Finanzausgleichsgesetzes beträgt der Beitrag ist zum Wort gemeldet Herr Bundesrat Grunde­
zum Polizeiaufwand des Bundes ab 1 .  Jänner mann. Ich bitte ihn, das Wort zu ergreifen. 
1959 60 S je Kopf der Bevölkerung, demnach 

Bundesrat Grundemann : H�hes Haus ! Jeder das Dreifache des bisherigen Beitrages. 
Staatsbürger beobachtet alles, was sich am 

Für die Stadt Wiener Neustadt wurde zum Standort seines Lebens ereignet, mit besonders 
Beispiel ein Mehrertrag von 256.416 S auf scharfem Blick. Vom Staat aber erwartet er die 
Grund des neuen Finanzausgleichsgesetzes Sicherung seiner Existenz, die Förderung seiner 
gegenüber dem alten errechnet. Nach unseren beruflichen Interessen, die Abwendung von 
genauen Durchrechnungen ergibt sich aber ein Gefahren, die seiner Heimat, seiner Familie 
tatsächlicher Nachteil gegenüber dem alten und seinem Leben drohen, und das Bemühen 
von 960.762 S. um einen ständigen Aufstieg der wirtschaftlichen 

Entgegen den angestellten Berechnungen dei Situation. Vom Land, im besonderen Maße 
verschiedenen am Finanzausgleich interes- von seiner engsten Heimat, von seiner Ge­
sierten Körperschaften, die vornehmlich auf meinde aber erwartet er die Schaffung neuer 
der Grundlage von Voranschlagsziffern und Werke, bessere Vorbedingungen seiner Le­
nicht auf effektiven Rechnungsabschlußergeb- benshaltung, Anteil oder Mehranteil an den 
nissen basierten, muß festgestellt werden, Errungenschaften der Technik und der Kultur, 
daß viele Gemeinden mit Bundespolizeibehör- Verbesserung der Einrichtungen seiner Ge­
den gegenüber dem alten Finanzausgleich mit meinde und alles das, was in seinem unmittel­
einer finanziellen Einbuße zu rechnen haben. baren Blickfeld liegt. 
Vor allem werden hievon die größeren Städte Der Großstädter denkt hier an bessere Ver­
betroffen sein. Hingegen werden die kleineren kehrsverhältnisse, an die Ausgestaltung seiner 
Gemeinden, insbesondere weil sie durch die Kulturinstitute, an die Versorgung der Kranken 
Abtretung eines Teiles der Gewerbesteuer nicht und der alten Leute, an eine Verbesserung 
viel verlieren, durch den neuen Finanzausgleich seiner Wohnmöglichkeit, an die Verschöne­
wahrscheinlich profitieren. rung der Stadt, an die Förderung der inter-

In diesem neuen Finanzausgleich ist im nationalen Bedeutung seines Wohnortes oder 
Artikel II ein sogenannter Katastrophenfonds etwa an die Hebung des Fremdenverkehrs 
eingebaut, der zur Förderung der Behebung und damit an die Verbesserung seiner wirt­
von Schäden in Anspruch genommen werden schaftlichen Lage. 
kann. Leider können im Sinne dieses Artikels Die Wünsche der Staatsbürger innerhalb 
nur physische Personen zweckgebundene der kleinen Gemeinden sind entsprechend be­
Zuschüsse in Katastrophenfällen bekommen. scheidener. Sie sind sich dessen bewußt, 
Es ist leider nicht darin vorgesehen, und dies daß sie schwerlich dieselben Forderungen wie 
ist äußerst bedauerlich, daß auch Gemeinden etwa der Großstädter stellen könnten, ver­
und sonstige Gebietskörperschaften diese Hilfe langen aber mit Recht, als gleichberechtigte 
in Anspruch nehmen können. Staatsbürger behandelt zu werden und auch 

Ich möchte hier nur auf einen Fall in der einen Anteil an allem jenen zu bekommen, 
Gemeinde Wiener Neustadt verweisen, die das was ihnen die Verbesserung ihrer wirtschaft­
zweifelhafte Glück hat, ein Krankenhaus ' mit lichen Lage und ihres persönlichen Lebens 
acht Primariaten ihr eigen zu nennen, bei dem ermöglicht. Jeder hat das Interesse, '  seinen 
sich die Katastrophe ereignete, daß Boden- Wunsch und seine Meinung- zu Gehör zu 
senkungen unter dem Kessell).aus, das erst bringen, und dies zeigt sich im kleinen Rahmen 
vor zehn Jahren neu erbaut worden war, die wesentlich mehr als im Rahmen einer Groß­
völlige Abtragung dieser Objekte erfordern und stadt. Der Bürger einer kleinen Gemeinde 
die Gemeinde außer ihren Pflichtleistungen im nimmt intensiver Anteil am Geschick seiner 
Sinne des Krankenanstaltengesetzes außer- Heimat. Er zeigt nicht nur für sein persön­
tourlieh noch zur Neuerrichtung des Kessel- liches Leben, sondern auch für den allge­
hauses allein einen Extrabetrag von 4 Millionen meinen Bedarf innerhalb seiner Gemeinschaft 
Schilling leisten muß, der gerade für die Stadt lebhaftes Interesse. Er wünscht, daß alle 
Wiener Neustadt eine außerordentliche Be- Angelegenheiten des unmittelbaren Bereiches 
lastung bedeutet. innerhalb seiner Gemeinschaft entschieden 

Mein Appell würde sich in diesem Falle an werden sollten, er tritt ein für autonome Ent­
den Herrn Finanzminister richten, doch viel- schlüsse innerhalb seines Lebensgebietes. 
leicht diesen Katastrophenfall so zu beurteilen, Seit Jahren vertreten wir daher auch immer 
daß eine Bundeshilfe gewährt werden könnte. die Meinung, daß den nachgeordneten Ge-

Ansonsten stimmt die sozialistische Fraktion bietskörperschaften, also den Ländern und 
des Bundesrates für diesen Finanzausgleich. Gemeinden, Autonomie in ihren Entschlüssen 
(Beifall bei der SPO.) zugestanden werden muß. Ein autonomes 
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Beschlußrecht hat aber nur dann eine Fun­
dierung, wenn dieser Gemeinschaft auch die 
notwendigen Mittel für die Durchführung 
aller Wünsche und Vorhaben ihrer Bürger 
zur Verfügung gestellt werden. Dies gilt für 
das Land, es gilt aber auch für die kleinste 
Gemeinschaft, die Gemeinde. 

Die Ungleichheit der Struktur unserer Län­
der und Gemeinden, die Unterschiede in den 
Verkehrsverhältnissen und jene der klimati­
schen Lage, das Vorhandensein von ,Boden­
schätzen und damit die Möglichkeit der Er­
richtung industrieller Werke, all das zeigt 
aber auch in unserem Staat eine solche Ver­
schiedenheit, daß es immer mehr und mehr 
notwendig erscheint, jenen Gemeinden Hilfe 
angedeihen zu lassen, die aus eigener Kraft 
nicht in der Lage sind, die berechtigten Wün­
sche ihrer Bürger zu erfüllen. 

Diesem Gedanken dient auch da.'3 vorlie­
gende Gesetz. Der Werdegang dieses Ge­
setzes erstreckt sich auf viele Jahre zurück. 
Die Bemühungen um gerechte Ausgleiche, um 
die Zuwendung notwendiger Mittel' für alle 
jene Gebietskörperschaften, die diese selbst 
nicht aufzubringen in der Lage sind, ziehen sich 
wie ein roter Faden durch alle Verhandlungen 
über den Finanzausgleich, die wir in diesen 
Jahren mitgemacht haben. Die trockene 
Materie dieses Finanzausgleichs wird in ihren 
Einzelheiten selten jemandem verständlich 
sein. Aber ich möchte sagen, daß gerade 
dieses Gesetz, die Auf teilung gemeinschaftlicher 
Steuereinnahmen auf die Bedürfnisse des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden, 
jeden Staatsbürger interessieren sollte ; gibt es 
doch die Voraussetzung für aUe jene Werke, 
die im Laufe der nächsten Jahre innerhalb 
seiner engsten Heimat geschaffen werden. 
Ich möchte daher auch sagen, daß das vor­
liegende Gesetz ein Gemeinschaftswerk der 
Interessentengruppen darstellt, welches sich 
durch unzählige Verhandlungen im Laufe vieler 
Jahre entwickelt hat . 

In der Debatte des Nationalrates betonte ein 
Redner, daß kein Vergleich mehr zwischen den 
Aufgaben der Gebietskörperschaften einst und 
jetzt gezogen werden kann, daß der Bedarf 
in ungeheurem Maße stieg und daher die Be­
reitstellung großer Mittel erfordert. Vergleiche 
zwischen früher und jetzt zu ziehen ist doch 
wohl praktisch unmöglich. Schon die Ent­
wicklung der Technik schließt das Stehen­
bleiben in der früheren Situation aus. Die 
Bevölkerung verlangt verbesserte Lebensver­
hältnisse, befahrbare Straßen, hygienische Was­
serversorgung und Kanalisation. Sie verlangt 
aber auch Rücksichtnahme auf den Bedarf 
jeder Standesgruppe, sie verlangt Rücksicht­
nahme auf die Wünsche der Jugend, sie ver-

langt mit einem Wort das Schritthalten mit 
der neuen Zeit bis in das letzte Dorf unseres 
Staates hinaus. 

. 

Daran denkend haben sich die Vertreter 
der Gebietskörperschaften nunmehr alle Jahre 
zusammengefunden, um zu beraten, welche 
Möglichkeiten für eine Rücksichtnahme auf 
alle Gruppen und alle Gegenden unseres Landes 
gegeben erscheinen. 

Wir sind uns dessen bewußt, meine Damen 
und Herren; daß der neue Finanzausgleich 
durchaus nicht alle Wünsche zu erfüllen in der 
Lage ist. Wir wissen sehr genau, daß man an 
den Bund außerordentliche Ansprüche stellt, 
daß der Bedarf an Mitteln in den Ländern 
von Jahr zu Jahr wächst, daß aber der gleiche 
Bedarf auch in jeder Gemeinde unseres 
Landes ansteigt. Wir dürfen aber, glaube ich, 
wohl sagen, daß uns dieser neue Ausgleich 
einen guten Schritt näher an eine gerechte· 
Verteilung der Mittel und an ein Entgegen­
kommen gegenüber den Wünschen der Be­
völkerung gebracht hat. 

Wenn man an dem vorliegenden Gesetz 
Kritik übt, wie dies etwa in einem erheblichen 
Maß von Vertretern der Kommunistischen 
Partei in der Nationalratsdebatte erfolgte, so 
kann man dazu nur sagen, daß bei den Ver­
handlungen über ein solches Gesetz die In­
teressen aller Gebietskörperschaften beobachtet 
werden müssen und daß es nicht anginge, 
die Wünsche einer davon auf Kosten aller 
anderen voll zu erfüllen. Selbstverständ­
lich ist jedes solche Gesetz ein Kom­
promiß. Wir waren . jedoch dabei bemüht, 
diese Interessen gegen andere abzuwägen und 
das Bestmögliche für alle Teile herauszuholen. 

Als Vertreter der wesentlich größeren Zahl 
unserer Gemeinden kann ich nicht umhin, zu 
sagen, daß sich bei den Verhandlungen überall 
die Bereitschaft zum Verständnis gezeigt hat 
und daß wir diesmal einen Ausgleich ab­
schlossen, der gerade den schwächsten Teilen 
unserer Gebietskörperschaften eine wesent­
liche Verbesserung der Situation bringen wird. 
Die Durchrechnung der Ergebnisse dieses 
Finanzausgleichs hat gezeigt, daß weit mehr 
als 90 Prozent unserer Gemeinden aus diesem 
Finanzausgleich ihren finanziellen Vorteil 
ziehen, selbst gegenüber den Ergebnissen des 
Finanzausgleiohes für das Jahr 1958. 

Die Abwägung der neuerlichen Leistung der 
Gemeinden gegenüber- dem Bund : die 
Teilung der Gewerbesteuer einerseits, der 
Wegfall des Bundesvorzugsanteiles und die 
Mehrbeteiligung beziehungsweise Neubeteili­
gung an anderen Steuern andererseits, welche in 
der Debatte des Nationalrates so oft zum Aus­
druck kam, ist nach meiner Meinung nicht ganz 
richtig. Der Finanzminister hat sich bereit erklärt, 
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über die gegenseitige Abrechnung dieser Kom­
ponenten hinaus für das Jahr 1959 einen Mehr­
betrag von rund 150 �onen Schilling zur 
Verfügung zu stellen, der sich im Laufe der 
Jahre noch steigert . 

Was aber von keinem Redner im Nationalrat 
besonders erwähnt wurde, ist die Befreiung 
der Gemeinden von den Beiträgen zum ASVG., 
zum Familienlastenausgleich und zur gewer b­
lichen Altersversorgung. Auch diese Beträge 
müssen in Rechnung gestellt werden, und die 
Übernahme durch den Bund bringt den 
Gemeinden zweifellos eine Erleichterung. 

Es wurde bei der Debatte auch die Ein­
schränkung der Autonomie der Gemeinden 
durch die Teilung der Gewerbesteuer erwähnt. 
Der Großteil . der Gemeinden, vor allem die 
finanzschwachen; standen auf dem Stand­
punkt, daß eine Autonomie ohne Mittel wenig 
nützt, und sie bekennen sich dazu, daß die 
Gemeinden wohl auf einem autonomen Be­
schlußrecht über die Geschicke ihrer Gemeinden 
beharren, es ihnen aber auf der anderen Seite 
auf dem Steuersektor lieber ist, mehr Geld zu 
bekommen, um ihre Aufgaben erfüllen c zu 
können. 

Wir haben auf seiten des Gerrieindebundes 
seit eh und je den Standpunkt vertreten, daß 
es gefährlich erscheint, die Finanzen einer Ge­
meinde . auf einer einzigen, noch dazu äußerst 
konjunkturbedingten Besteuerung aufzubauen. 
Die Beispiele der letzten Jahre haben uns recht 
gegeben, und wenn in der Debatte des N ational­
rates hiefür die Gemeinden Wattens und Len­
zing aufgeführt wurden, so möchte ich auch 
noch ein Beispiel einer niederösterreichischan 
Gemeinde anfügen, die im Jahre 1958 einen 
Gewerbesteuerertrag von 3,5 Millionen Schil­
ling präliminierte, am Ende des Jahres aber, 
bedingt durch notwendig gewordene Investi­
tionen des Industriewerkes, nur etwa 320.000 S 
erhielt. Daß damit die Sorgen der Gemeinde­
väter ins Unermeßliche wachsen, ist begreif­
lich. 

Wir müssen aber auch damit rechnen, daß 
es im Zuge einer europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft dazu kommen könnte, daß 
einigen Industrien oder gewerblichen Betrieben 
eine erhöhte Konkurrenz erwächst und dem­
gemäß die Gewel'besteuererträge absinken. 
Die Verbreiterung der Basis der Beteiligung 
an anderen Steuern liegt daher im wohl­
erwogenen Sinne einer Neuordnung der Ge­
meindefinanzen. 

Sicher ist, daß diesel' neue Finanzausgleich 
auch jenen Gemeinden, welche nicht sofort 
erhebliche Mehrerträge erhalten, durch die 
Umwandlung des bisherigen provisorischen 
Zustandes in eine nunmehr fünf Jahre geltende 
Regelung, welche nicht mehr so von Zufällig-

keiten in der Steuerentwicldung abhängt, 
das Gefühl einer. Sicherheit bringen wird, ganz 
abgesehen davon, daß es den Gemeinden und 
den Ländern nunmehr ermöglicht ist, mit 
gewissen Fixeinnahmen zu rechnen und da­
nach ihren Plan für die nächsten Jahre auf­
bauen zu können. 

Seit vielen Jahren streben die Gemeinden 
eine bessere Beteiligung · an verschiedenen an­
deren Steuerarten an. Insbesondere wurde hier 
der Wunsch nach einer Beteiligung an der 
Mineralölsteuer mit der Begründung laut, daß 
eben auch die Landes- und Gemeindestraßen 
einer erheblichen Abnutzung infolge der Ent­
wicklung des Verkehrs unterliegen. Diese Ver­
breiterung der Ertragsbasis bringt auch den 
finanzschwachen Gemeinden den Vorteil eines 
Eintausches unsicherer und unzureichender 
Erträge, etwa aus dem bisherigen Gewerbe­
steuerspitzenausgleich, gegen wesentlich 
zuverlässigere Erträge aus anderen Steuern. 
Die Voraussetzung allerdings ist eine weitere 
günstige Entwicklung unserer gesamten Staats­
wirtschaft. Die bisherige Politik unserer Re­
gierung, die in der Zukunft hoffentlich weiter­
geführt werden wird, gibt uns das Vertrauen, 
auch auf diesem Gebiet in den · kommenden 
Jahren innerhalb unserer Gebietskörperschaften 
immer mehr schaffen zu können als bisher. 

Es ist zweifellos für die gesamte Staats­
wirtschaft von eminenter Bedeutung, daß nicht 
wesentliche Teile der Gebietskörperschaften 
verdorren, weshalb der in dem neuen Finanz­
ausgleich vorgesehenen Aufstockung der Fi­
nanzkraft der finanzschwachen Gemeinden eine 
ganz besondere Bedeutung zukommt. Bekannt­
lich wird aus den Ertragsanteilen der Ge­
meinden ein Vorzugsanteil für die Aufstockung 
der Finanzkraft der finanzschwachen Gemein­
den auf das Durchschnittsniveau der Finanz­
kraft innerhalb jedes Landes reserviert, wäh­
rend der verbleibende Teil nach den bisherigen 
Grundsätzen auf alle Gemeinden aufgeteilt 
wird. 

Ein besonderes Merkmal ist aber auch die 
wesentliche Vereinfachung der Berechnungs­
grundlage für die Gebietskörperschaften. Es 
erschien ja, meine Damen und Herren, geradezu 
lächerlich, daß von den bisherigen Ertrags­
anteilen der Gemeinden in der Höhe von 
zirka 1·3 Milliarden Schilling nach Abzug aller 
Verpflichtungen der Gemeinden gegenüber 
dem Bund und nach Abzug der nunmehr in 
Wegfall kommenden sonstigen Belastungen 
netto 220 Millionen verblieben. Und noch 
grotesker mag etwa das Beispiel Oberösterreichs 
sein, dessen Bruttoertragsanteile 275 Millionen 
Schilling betrugen, während nach Ausschei­
dung der Ertragsanteile der Landeshauptstadt 
den übrigen Gemeinden 14 Millionen verblieben, 
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wobei die Auswirkungen des Krankenanstalten- Gesetze in der letzten Auswirkung arbeits­
gesetzes noch nicht berücksichtigt erschienen. mäßig verspüren, werden dagegen · sagen, daß 
Schließlich blieben netto 2,6 Millionen Schilling die Flut der Verordnungen und Erlässe, welche 
übrig. Nunmehr fallen diese Belastungen zum nach unserer Auffassung einander nicht nur 
wesentlichen Teil, und es ergibt sich somit oft widersprechen, sondern auch von keinem 
jene Klarheit der Finanzwirtschaft, die für sonderlichen Interesse für die untersten Ge­
eine saubere Gebarung der Gemeinden und bietskörperschaften und deren Bevölkerung 
dei.' Gebietskörperschaften erforderlich er- sind, im Laufe der letzten Jahre in einer Form 
scheint. zunahm, dan sich in den Gemeinden riesige 

Besondere Bedeutung kommt auch der · Schränke mit Akten anfüllten. Hier darf ich die 
Schutz klausel im § 15 zu, wonach bei drohenden Ministerien imNamen der Gebietskörperschaften 
Mehrbelastungen der Gebietskörperschaften wohl bitten, sich einmal zu überlegen, ob auf 
durch Bundesgesetz mit ihnen verhandelt diesem Gebiet nicht auch eine Vereinfachung 
werden muß. Wie drohend diese erscheinen, der Verwaltung möglich wäre ; dies mit dem 
beweist der jüngste Entwurf des Bundes- Recht eines solchen, der bei der Gesetzwerdung 
ministeriums für soziale Verwaltung zur Be- dieses Finanzausgleiches von dem -Bemühen 
kämpfung der Kinderlähmung, in welchem nach einer Verwaltungsvereinfachung erfüllt 
auch wieder neue Belastungen der Gemeinden war. 
vorgesehen sind, wobei ich betonen möchte, Wenn ich hier nur einige Beispiele einer 
daß wir selbstverständlich auch für diese Be- möglichen Verwaltungsvereinfachung anführen 
kämpfung eintreten. möchte, so darf ich vielleicht die Bauverhand-

Es steht aber auch außer Zweifel, daß es lungen erwähnen, bei welchen es mir doch 
mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Situation möglich erschiene, daß sie in ·  den Gemeinden 
mancher Standesgruppen unserer Bevölkerung draußen nicht in Anwesenheit hoher Landes­
auch in Zukunft gewisse Erleichterungen wird und Bundesbeamter , sondern eben durch die 
geben müssen. Ich denke hier etwa an die Fachleute allein durchgeführt werden könnten. 
Lage der kleinen Handwerksbetriebe, die Einen ähnlichen Appell darf ich an das 
durch die Übermacht der Industrialisierung in zuständige Bundesministerium hinsichtlich der 
ihrer Existenz äußerst bedroht erscheinen. Einschränkung veterinärpolizeilicher Vor­
Welche Formen man hiefür wird finden müssen, schriften richten. Es erscheint mir doch nicht 
werden die Verhandlungen in der Zukunft unbedingt erforderlich, daß jede Gemeinde 
ergeben. Jeder aber, der in der Kommunal- unseres Staates, wie dies passiert ist, etwa politik tätig ist, wird sich wohl zu dem Grund- Informationen über den Bienenexport nach 
satz bekennen müssen, daß man einzelne England oder über den Fleischverkehr zwi­
Gruppen von Menschen nicht untergehen sehen der Steiermar. k  und Jugoslawien erhält. 
lassen kann. Wenn solche Verordnungen auch nur der Ab-

Und nun möchte ich noch auf ein besonderes lage dienen, ergeben sie doch eine völlig un­
Merkmal dieses neuen Finanzausgleiches zu nötige Verwaltungserschwerung. 
sprechen kommen : auf die Verwaltungsverein- Wir haben im Laufe der letzten Jahre auch 
fachung. Während bisher Bund, Länder, Be- Gesetze der Tierseuchenbekämpfung beschlos­
zirkshauptmannschaften und die Gemeinden sen im Glauben daran, diese Gesetze gut und 
Jahr für Jahr eine ungeheure Rechnungsarbeit sorgfältig studiert zu haben. In den Auswir­
durch die Berücksichtigung der vorerwähnten kungen hat es sich gezeigt, daß wir hier etwa 
Abzugsposten an Ertragsanteilen durchführen jeden Monat einen Erlaß über die Durchführung 
mußten, ergibt sich hier ein Beispiel wirk- bekommen, welcher die vorhergehenden Er­
samer Durchführung einer Verwaltungsver- lässe wieder aufhebt. 
einfachung . .  

Wie wir den Zeitungen entnehmen, be- Ich möchte auch einen Appell an das Bundes-

absichtigen die Ministerien, im J ... aufe der ministerium für Inneres richten, darüber nach­

nächsten Zeit Verwaltungsvereinfachungen vor- zudenken, ob nicht die Staatsbürgerschafts. 

zunehmen, um damit Einsparungen zu er- nachweise, welche ja doch nur auf Mitteilungen 

zielen. Wir können uns aber der Meinung der Gemeinden basieren, eine Abänderung er-
fahren könnten . nicht verschließen, daß solche Vereinfachungen 

nicht nur im Rahmen der Ministerien dringend Ebenso hat das im guten Glauben beschlos­
erscheinen, sondern daß sie auch bei den sene Stimmlistengesetz in seiner Endauswir­
untergeordneten Gebietskörperschaften erfor- kung verheerende Arbeitsaufgaben und Un­
derlich wären. Wir werden immer .wieder sicherheit mit sich gebracht. Solange das 
darauf verwiesen, daß solche Verwaltungs- Meldegesetz wie derzeit eingehalten wirä, 
erweiterungen auf einer Reihe von Bundes- bedeutet das Stimmlistengesetz nur eine Er­
gesetzen basieren. Diejenigen aber, die solche schwernis. (Zwischenrufe bei den Soziali8ten.) 
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Gleichfalls kann ich es mir nicht versagen, länder, einen solchen aber auch an die Ver­
als weiteres Beispiel eine weitgehende Ver- treter des Städtebundes und seine Herren, 
einfachung der Fürsorgebestimmungen dem und ' den Dank an die Mitarbeiter innerhalb 
Bundesministerium für soziale Verwaltung des Gemeindebundes. Ich darf wohl mit einem 
nahezulegen. Es ist ja wirklich eine Groteske, Gefühl der Freude sagen, daß aber auch alle 
wenn ein Fall eintritt, wie dies in meiner Abgeordneten des Hohen Hauses den Wert 
Gemeinde passierte, wo eine alte Frau, deren dieses Werkes anerkennen - mit Ausnahme 
aus dem Jahr 1917 stammende Prothese ge- vielleicht der Vertreter der Kommunistischen 
brochen war, verpflichtet wurde, mit einer Partei im Nationalrat, die eben wieder wie 
Begleitperson 40 km in die Stadt zum Amts- . gewöhnlich etwas viele Haare in der Suppe 
arzt zu fahren. Wohl muß ich dazusagen, finden, dafür aber wahrscheinlich etwas weniger 
daß der Amtsarzt über meine Intervention davon verstehen. 
die Lächerlichkeit dieser Verpflichtung einsah. Wenn der Sprecher der FPÖ im Nationalrat 
Vielleicht aber hängt ein solcher Wunsch da- erklärt hat, -daß der Gemeindebund wohl in 
mit zusammen, daß der zuständige Fürsorge- seinen Forderungen resignierte, möchte ich 
beamte seine Vorschriften hatte und diese als ein Vertreter des Gemeindebundes mir zu 
nicht zu übertreten wagte. bemerken erlauben, daß wir uns selbstver-

Die Möglichkeit der Vereinfachung solcher ständlich bewußt waren, daß bei solchen Ver­
Verwaltungsaufgaben soll hier ja nur in ein- handlungen nicht alle Wünsche erfüllbar sind, 
zeInen Beispielen angeführt werden ; es gäbe es aber doch außer Zweifel steht, daß wir dem 
deren unzählige. Ziele, welches wir uns gesteckt haben, einen 

Erwähnen möchte ich nur noch, daß nach wesentlichen Schritt nähergekommen sind und 
unserer Auffassung eine Revision des im Rücksicht auf die finanzielle Situation und die 
Jahre 1946 beschlossenen Bazillenausscheider- Erfordernisse des Bundes, der Länder und der 
gesetzes ebenfalls erforderlich erschiene. Hier Städte im gleichen Maße nehmen mußten, 
ist in einem Bezirk die sonderbare Weisung wie diese es uns gegenüber getan haben. 
an die Bürgermeister herangetragen worden, Im Namen meiner Partei darf ich wohl auf 
in ihrer Eigenschaft als Obmann der Sanitäts- Grund der Vor beratungen sagen, daß wir 
gemeinde die etwas anrüchige . Durchführung dieses Gesetz begrüßen. Als einer der Vertreter 
und Expedierung der erforderlichen Proben der finanz schwachen Gemeinden darf ich aber 
selbst durchzuführen. (Heiterkeit.) . Eine Zu- auch der Hoffnung Ausdruck verleihen, daß mit 
mutung an die Bürgermeister, die schon diesem Gesetz ein Teil der Sorgen unserer Bürger­
etwas stark ist ! meister und unserer Gemeindeväter eine Er-

Die Gemeindeverwalter sind gerne bereit, leichterung erfährt. (Beifall bei der G y  P.) 
sowohl den Ministerien als auch den Landes-
regierungen Vorschläge für die Verwaltungs- Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl : Zum Wort 

vereinfachung zu unterbreiten, die zweifellos hat sich gemeldet der Herr Bundesrat Graf. 
Ich erteile ihm dieses. im Interesse der Bevölkerung gelegen wären. 

Ich habe mir vorgenommen, meine Damen 
und Herren, das Beispiel einer Verwaltungs­
vereinfachung iIl! Finanzausgleichsgesetz für 
solche Wünsche der Gebietskörperschaften 
heranzuziehen und die Gelegenheit zu be­
nützen, den Vertretern der Ministerien einmal 
ein paar Anregungen von unten herauf zu 
unterbreiten. -

Zum Gesetz selbst jedoch möchte ich noch 
einige Schlußworte sagen. Weit über allen 
Parteünteressen stehend, hat ein Gremium von 
Fachleuten dieses Gesetz in vielen schweren 
Verhandlungen zusammengestellt und dem 
Parlament unterbreitet. Als Mitbeteiligter an 
diesen Verhandlungen möchte ich den Dank, 
welchen Nationalrat Weismann in der National­
ratsdebatte zum Ausdruck brachte, meinerseits 
wiederholen, den Dank für das Verständnis des 
Herrn Ministers und seiner Beamten, den Dank an 
die Landesfinanzreferenten, deren einer ja 
heute Berichterstatter zu diesem Gesetz ist, 
den Dank an die Verbindungsstelle der Bundes-

Bundesrat Graf: Hohes Haus ! Sehr ver­
ehrte Damen und Herren ! Nach schwierigen, 
sehr langen Verhandlungen wurde ein Finanz­
ausgleichsgesetz fertiggestellt, das uns nun zur 
Beschlußfassung vorliegt. Zum ersten Mal 
in der Geschichte des Finanzausgleiches wird 
es für einen Zeitraum von fünf Jahren gelten. 
Man darf wohl mit Recht sagen, daß es sich 
um ein Gemeinschaftswerk handelt, an dessen 
Zustandekommen der Österreichische Städte­
bund in hervorragendem Maße beteiligt war 
und das in seinen Grundzügen eine völlige 
Neuordnung bringt. 

Der im Jahre 1948 geschaffene Finanzaus­
gleich mag für die damalige Zeit eine brauch­
bare Basis gewesen sein. Die staatsrechtliche 
und wirtschaftliche Entwicklung brachte es 
aber mit sich, daß dieses Gesetz durch Novellen 
und Nachfolgegesetze immer wieder Korrek­
turen erfahren mußte. Es darf daran erinnert 
werden, daß das Bundespräzipuum bis zu 
700 Millionen Schilling ausgebaut und erst in 
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den letzt,en zwei Jahren auf 685 Millionen 
Schilling vermindert wurde. In einzelnen 
Gebietskörperschaften sind wesentliche Ver­
änderungen in den Abgabenerträgen einge­
treten, und es sind vor allem den Ländern und 
Gemeinden, besonders aber den Gemeinden, 
meist durch Gesetze außerhalb des Finanz­
ausgleiches im engeren Sinne sehr große Ver­
pflichtungen ohne Gegenleistung auferlegt wor­
den. Die Ausgleicl,tszulagen nach dem ASVG. 
und dem GSPVG.,' der Beitrag von 6 Prozent 
der Gewerbesteuer zur gewerblichen Selb­
ständigen-Pensionsversicherung, die Beiträge 
nach dem Familienlastenausgleichsgesetz ha­
ben die Gemeinden sehr hart getroffen. Dazu 
kamen aber noch die Abgaben für den Ge· 
werbesteuerausgleich und den Gewerbesteuer· 
spitzenausgleich. Wir sehen hier, daß auf 
diesem Wege die Finanzkraft der Gemeinden 
überaus geschwächt wurde. Und wer mit der 
Gemeindeverwaltung zu tun hat, weiß, daß 
in dem gleichen Maße, in dem die Gemeinden 
in den letzten zehn Jahren geschwächt wurden, 
die Anforderungen, die an sie gestellt wurden, 
ungeheuer gewachsen sind. Es gibt heute 
Wohnungsnot nicht nur in den Städten, es 
gibt riesige Wohnungsnot auch in den mitt­
leren und kleinen Gemeinden. Es gibt Not an 
Schulraum. Den Gemeinden ist es häufig 
nicht möglich, die entsprechenden Schulräume 
bereitzustellen beziehungsweise an Schul. 
bauten heranzugehen. Wasserleitung und Ka­
nalisation werden wohl für selbstverständlich 
gehalten ; Straßenbauten sind überall notwendig 
und stellen jede Gemeinde, auch die kleinste, 
vor unlösbare Probleme. Die Gemeinden 
waren gezwungen, Darlehen aufzunehmen, 
also Schulden zu machen, um den notwendig­
sten Bedürfnissen Rechnung tragen zu können, 
und das - das ist eigentlich das Betrübliche 
daran - in einer Zeit, wo wir einen Höhepunkt 
in der Konjunktur hatten, wo der Finanz­
minister am Jahresende wesentliche Ertrags­
überschüsse zu verteilen · hatte. Der Großteil 
der Gemeinden hatte aber an dieser Kon· 
junktur überhaupt keinen Anteil. 

Die Darstellung der wichtigsten Neuerungen 
des Finanzausgleiches und seiner Auswirkungen 
zeigt, daß es sich um wirklich umwälzende 
Neuerungen handelt. Er bringt dem Großteil 
der Gemeinden, und zwar den verschiedenen 
Gruppen, also auch sogenannten Land- und 
Industriegemeinden, Vorteile. Die Dauer von 
fünf Jahren erspart jährlich zu führende zeit­
raubende Verhandlungen, die häufig Ver· 
änderungen für manche . Gruppen nach sich 
zogen und damit oft eine Unsicherheit in die 
Einnahmengebarung und Planung der Ge· 
meinden brachten. Die Verstärkung der ver· 
bundenen Steuerwirtschaft durch erhöhte Be­
teiligung und Neubeteiligung an gemeinsamen 

Bundesabgaben ergibt eine Verbreiterung des 
Finanzausgleiches, die auch eine größere Sicher. 
heit für die Gemeinden erhoffen läßt. Der Ab­
bau der Lasten ermöglicht es, nun tatsächlich 
mit den Einnahmen rechnen zu können, ohne 
Überrraschungen durch höhere Ausgaben für 
gemeindefremde Zwecke befürchten zu müssen. 

Wir Sozialisten befürworten diesen Finanz­
ausgleich, an dem auch unsere · Vertreter im 
Österreichischen Städtebund einen wesentlichen 
Anteil für sich buchen können. Ich möchte 
aber doch zu einigen Punkten Stellu,ng nehmen, 
um damit vielleicht doch für die Zukunft An­
regungen für manche Verbesserungen geben 
zu können. 

Da ist das Kapitel der Volkszahl. Allen 
l3erechnungen im neuen Finanzausgleich ist als 
Volks zahl das Ergebnis der letzten Volkszäh­
lung zugrunde gelegt. Die nächste Volkszählung 
ist für das Jahr 1960 vorgesehen, weil die V olks­
zählungen alle zehn Jahre durchgeführt werden. 
Innerhalb so großer Zeiträume erfolgen aber 
große Veränderungen. Das ist für Gemeinden 
mit zunehmender Bevölkerung eine besondere 
Härte. Es wäre sehr zu überlegen, ob man 
nicht das notwendige Zahlenmaterial der je­
weiligen Personenstands- und Betriebsauf­
nahme entnehmen. könnte, die sich alle zwei 
Jahre wiederholt. Wenn man darauf verweist, 
daß diese Angaben keine verläßliche Grundlage 
darstellen, so wird man zugeben müssen, daß 
diese Fehler noch immer; geringer sein dürften 
als jene Differenzen, die sich durch Veränderun­
gen innerhalb von zehn Jahren ergeben. Ich bin 
überzeugt, daß solche Differenzen in Beträge 
von zehntausenden Schilling gehen. Ich will 
aber auch zugeben, daß es sich bei dem vor­
liegenden Finanzausgleich als glücklich er­
weist, daß die nächste Volkszählung im Jahre 
1960 durchgeführt werden soll und somit wenig­
stens ab 1961 dann richtige und der Wirklich­
keit voll entsprechende Grundlagen zur An­
wendung kommen. 

Ein , weiteres Kapitel ist der Einfluß der 
Gemeinden auf die Gemeindesteuern. Der vor­
liegende · Finanzausgleich bringt unseren Ge­
meinden leider auch eine erneute Einschrän­
kung der so viel gerühmten Gemeindeauto­
nomie. Es ist vielleicht nicht ganz richtig, 
wenn man sagt : Autonomie hat nur einen 
Sinn, wenn die finanziellen Mittel vorhanden 
sind. Wenn ich die Autonomie schwäche und 
dadurch auch selbstverständlich die Mittel, 
die einer Gemeinde zur Verfügung stehen 
könnten, verringere, so sind das zweierlei 
Dinge . .  Die Gemeinden haben nun keinen 
Einfluß mehr auf die Gesetzgebung über die 
Gewerbesteuer, sie können nun nicht einmal 
mehr den Hebesatz bestimmen. Wohl sieht 
der § 1 1  Abs. 3 des Gesetzes vor, daß die Be-

314 
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hörden der Bundesfinanzverwaltung verpflich­
tet sind, den Ländern und Gemeinden auf Ver­
langen alle Aufschlüsse über die Bemessung 
und Einhebung dieser Abgaben und deren ver­
a�ssichtlichen Ertrag zu erteilen oder durch 
die Finanzämter erteilen zu lassen. Aber das 
ist zuwenig ! Erstens haben die Gemeinden 
keinen Einfluß auf Stundungen, auf Ermäßi­
gungen und dergleichen, obwohl es sich wie 
bei der Grundsteuer und Gewerbesteuer doch 
um ihre eigensten Steuern handelt. Zweitens 
haben dadurch die Gemeinden im laufenden 
Jahre keine unbedingte Sicherheit in den 
Steuereingängen, da sie durch solche Entschei­
dungen des Finanzamtes oft wesentlich ge­
ändert werden. Eine engere Zusammenarbeit 
zwischen Finanzämtern und Gemeinden, vor 
allem hinsichtlich der Gemeindesteuern, würde 
wahrscheinlich beiden Seiten zum Vorteil ge­
reichen. 

Ein Wort zum Kapitel Verrechnung von Ge­
meindesteuern. Verschiedene Paragraphen re­
geln die Verrechnung der Steuern mit den 
Ländern und Gemeinden im einzelnen - so 
§ 11 Abs. 2 und 3 die Einhebung und Über. 
weisung der Grund- und Gewerbesteuer -, 
die von einem tatsächlichen örtlichen Auf· 
kommen und der Überwei�ung dieser errech. 
neten Beträge sprechen. Das ist bei der Grund. 
steuer nur teilweise der Fall, da der vorliegende 
Finanzausgleich das Grundsteuereinhebungs­
gesetz, BGBI. Nr. 28f?f1957, in Geltung läßt, 
ein Gesetz, das die Finanzverwaltung für Ein­
hebung und Verrechnung der Grundsteuer 
2 Prozent verrechnen läßt. Es stimmt, daß man 
den Gemeinden die Wahl ließ, die Grundsteuer 
selbst einzuheben oder dies durch die 
Finanzämter besorgen zu lassen, allerdings mit 
der Bedingung, hiefür 2 Prozent als Entschädi­
gung zu leisten. Es geht hier vielleicht nicht 
um die 2 Prozent allein, sondern es geht über­
haupt um eine grundsätzliche Entscheidung, 
ob die Finanzverwaltung künftig für die Ein. 
hebung und Verrechnung von Gemeindesteuern 
und auch anderen Steuern Vergütungen ver. 
rechnen soll. Denn zurzeit bildet ja die Grund. 
steuer eine einzige Ausnahme ;  bei der Gewerbe­
steuer wird nichts verrechnet, auch bei diesen 
anderen Steuern, an denen jetzt die Gemeinde 
beteiligt ist, erfolgt keine Verrechnung be­
ziehungsweise sieht zumindest der Finanz­
ausgleich keine Verrechnung vor. Es wäre also 
sehr, sehr zu empfehlen, sich in Hinkunft viel­
leicht auch damit zu befassen, ob man dieses 
Grundsteuereinhebungsgesetz nicht aufheben 
könnte. 

Ein großer Nachteil für die Gemeinden ist 
die praktische Handhabung der sogenannten 
Steuerkumulierung. Die Gemeinden erhalten 
ihre Steuern nur nach dem Prozentsatz der 

Einbringung. Das ergibt mitunter große Nach­
teile für die Gemeinden. Ein praktisches Bei· 
spiel : Eine Gemeinde hat eine allgemeine 
Steueraufbringung von 70 Prozent. Die kann 
sich ergeben durch Nichtzahlen von Steuern, 
Stundungen und Ermäßigungen, also durch­
wegs durch Handlungen, auf die die Gemeinde 
keinen Einfluß hat. Eine solche Gemeinde 
hat aber zum Beispiel einen größeren Betrieb, 
der seine Gewerbesteuer hundertprozentig 
zahlt. Die Gemeinde erhält jetzt aber nicht 
den Betrag, den der ·Betrieb -als Gewerbesteuer 
zahlt, sondern nur 70 Prozent davon - das 
sind also die 70 Prozent nach meinem Beispiel ­
auf Grund der allgemeinen Aufbringung. Diese 
Differenzen .sind oft sehr hoch. Wenn zum Bei­
spiel eine Gemeinde eine Gewerbesteuer von 
1 Million aus einem bestimmten Betrieb be­
kommt und sie hat eine allgemeine Steuerauf­
bringung im Orte von 70 Prozent, so gehen der 
Gemeinde dadurch immerhin 300.000 S ver­
loren. Die entstehenden Differenzen sind also 
zumeist bedeutend und gehen häufig in die 
hunderttausende .Schilling. Eine solche Ver­
rechnungsart scheint übrigens im Finanzaus­
gleich nicht auf; es erhebt sich die Frage, ob sie 
nun künftig unterbleiben oder doch weiter ge­
handhabt wird. 

Es ist selbstverständlich, daß ein Finanz­
ausgleich nur ein Kompromiß sein kann, 
weniger vielleicht politisch gesehen, sondern 
bedingt durch die einzelnen beteiligt,en Körper­
schaften, einerseits sind es Bund, Länder und 
Gemeinden, auf der anderen Seite sind es die 
Industrie- und die Landgemeinden. 

Eine Gruppe von Gemeinden wurde im 
Finanzausgleich nicht berücksichtigt, ich meine 
hier die Bezirksvororte. Diese .Orte sind wohl 
der Sitz von Bezirksverwaltungsbehörden, der 
Schulen und so weiter, meist fehlen ihnen aber 
entsprechende Wirtschaftsunternehmen und 
ihre Abgaben, wobei ich besonders an die Ge­
werbesteuer und Lohnsummensteuer denke. Die 
Verwaltungsbehörden und Schulen bringen den 
Gemeinden direkt nichts ein, wohl aber werden 
sie von diesen zu einem besonderen kommunalen 
Aufwand · verpflichtet. Staubfreie Straßen, 
Kanalisation und Wasserleitungen sowie Park­
anlagen sind wohl selbstverständliche Voraus­
setzungen, die zutreffen sollen. Aus diesen 
Gründen, glaube ich,müßte auch diesen Gemein­
den besonders geholfen werden. Wenn schon 
bei Bundes- und Landesverwaltungen die Ein­
hebung einer . Lohnsummensteuer nicht mög­
lich ist, so müßten doch ähnliche Entschädi­
gungen möglich sein, wie sie im Finanzaus­
gleichsgesetz § 5 Abs. 3 und 4 für die Salinen­
gemeinden beziehungsweise für Orte mit Werk­
stätten der Österreichischen Bundesbahnen 
und der Postverwaltung vergesehen sind. Das 
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wäre eine Leistung von 1200 S pro Kopf. Eine 
solche Hilfe wäre zweifellos eine sehr wertvolle 
Leistung für die Bezirksvororte. 

Im Zusammenhang mit dem Finanzaus­
gleich wurde beschlossen, daß der Bund 
918 km Landesstraßen vom Lande Nieder­
österreich übernimmt. Das bedeutet ohne 
Zweifel eine Erleichterung für das Land Nieder­
österreich, wie man sagen muß, eine sehr, 
sehr verdiente Erleichterung. Aus dreierlei 
Gründen : Erstens im Hinblick auf die Be­
satzungszeit , 1945 bis 1955. Wir wissen 
alle noch und haben zu gut in Erinnerung, 
wie die russischen Wehrmachtsfahrzeuge 
kreuz und quer über die Straßen, durch die 
Orte fuhren und die Straßen in ungeheurem Maße 
ruinierten. Wir wissen, wie die USIA-Betriebe 
gehaust haben. Ich bin aus einer Gegend, wo 
die ÖMV ihre Betriebe hat, die seinerzeit von 
der USIA verwaltet wurden, und ich weiß, wie 
dieÄckerund auch die Straßen undWege ausgese­
hen haben. Ich kenne diese Orte, durch die man 
häufig im Frühjahr und im Herbst nur 'mit 
Gummistiefeln gehen konnte. 

Niederösterreich verdient sich diesen Vorrang 
aber auch auf Grund der gegenwärtigen Straßen­
erhaltung überhaupt. Niederösterreich hat fast 
50 Prozent der Gesamtlänge der österreichischen 
Landesstraßen. Von dem Gesamtausmaß von 
25.157 km gibt es im Burgenland an Landes­
sfraßen 607 km, in Kärnten 1315, in Ober­
österreich 4481, in Salzburg 426, in Steier­
mark 2886, in Tirol 1010, in Vorarlberg 517, 
in Wien 2257 und in Niederösterreich 11 .658 km. 

Eine andere Übersicht zeigt · uns folgendes : 
Von 100 km Straßen entfallen in Salzburg 57 
auf Bundesstraßen, in Tirol 50 km, in Kärnten 
46 km, im Burgenland 45 km, in der Steier­
mark 31 km, in Vorarlberg 30 km, in Oberöster­
reich 26 km und in Niederösterreich 16  km. 
Das heißt, die Benachteiligung Niederöster­
reichs wird durch das vorliegende Gesetz nur 
gemildert, aber nicht beseitigt. Es wird not­
wendig sein, in Zukunft weitere Landes­
straßen in die Bundesstraßenverwaltung zu 
übernehmen, und der Entschließungsantragzum 
Finanzausgleich, für den wir selbstverständ­
lich stimmen werden, strebt dies j a  auch an. 

Noch einen Punkt möchte ich anführen, den 
man Niederösterreich zugute halten muß : Die 
Besserung der Straßenverhältnisse in Nieder­
österreich ist auch aus wirtschaftlichen Grün­
den dringend geboten. Niederösterreich ist ein 
wirtschaftlich zurückgebliebenes Land, sowohl 
industriell gesehen als auch im Hinblick auf den 
Fremdenverkehr. Für alle anderen Länder 
waren die Jahre zwischen 1945 und 1955 eine 
Zeit ruhiger Entwicklung, während sich in 
Niederösterreich die russische Besatzungs­
macht verheerend auswirkte. Aus allen diesen 

Gründen erweist es sich sicherlich als gerecht, 
dem Bundesland Niederösterreich als erstem 
Bundesland bei der Übernahme von Straßen 
in die Bundesverwaltung entgegenzukommen. 

Nun möchte ich noch zu sprechen 
kommen auf das Kapitel Gewerbesteuer­
rückstände und dieses in Verbindung bringen 
mit dem Milchstützungsgesetz aus dem Jahre 
1956. Sie werden gleich hören, warum. 

Das zu beschließende Finanzausgleichsgesetz 
sagt uns nichts über die bestehenden Gewerbe­
steuerrückstände, die ja zweifellos nicht un­
wesentlich sind. Ich wage die zu verschiede­
nen Zeiten genannten Höhen nicht auszu­
sprechen. Auf Grund des neuen Finanzaus­
gleiches werden sie stillschweigend ebenso im 
Verhältnis 40 : 60 geteilt werden ; zweifellos 
ein Nachteil für die Gemeinden, denn im Zeit­
punkt des Entstehens der Schuld sollten sie ja 
lOOprozentig den Gemeinden gehören, natür­
lich abzüglich der vorgesehen kleinen Prozent­
sätze. 

Nun bin ich der Anschauung : Wenn das 
Finanzministerium Vorteile aus den Gewerbe­
steuerrückständen genießt, so müßte es auch 
die Nachteile, die sich aus gesetzlichen Be­
schlüssen der letzten Zeit in der Gewerbe­
steuerverrechnung für einzelne Gemeinden er­
geben haben, übernehmen. Es geht hier um die 
Folgen, die eine Gruppe von Gemeinden aus 
dem unglückseligen Milchstützungsgesetz 1956 
zu tragen hat. Durch dieses Milchstützungs­
gesetz wurde die Österreichische Mineralöl­
verwaltung mit einem Betrag von 300 Mil�ionen 
Schilling zur Milchpreisstützung für ganz Öster­
reich herangezogen. Man belastete damit 
einen Betrieb, der übrigens diesen Betrag selbst 
sehr notwendig gebraucht hätte, wie es die 
gegenwärtigen Vorgänge in der ÖMV treffend 
beweisen. Man streitet sich in der ÖMV um 
die Entlassung von Arbeitern, die einen Jahres­
bedarf von 26 Millionen Schilling verursachen 
würden. Damals hat man diesem Betrieb das 
Zehnfache genommen. Die sich aus diesem 
Gesetz zwangsläufig ergebende Folge war die 
Anerkennung des genannten Betrages als Be­
triebsausgabe bei der Gewinnermittlung der 
ÖMV und die daraus abgeleitete Senkung des 
Gewerbesteuermeßbetrages und der Gewerbe­
steuerschuldigkeit. Die Folgen für 23 davon 
betroffene Gemeinden waren verheerend, und 
die Lage schien zunächst aussichtslos. 

Auf Grund dieser gesetzlichen Regelung -
und es ist wichtig, hier festzuhalten, daß es 
nicht Betriebsschwierigkeiten waren, sondern 
einzig und allein die Folgen eines bewußten 
Beschlusses der Bundesgesetzgebung - waren 
die folgenden Vorauszahlungsbescheide zu­
nächst auf ein Viertel des vorangegangenen 
Bescheides gesunken, wurden allerdings dann im 
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Zuge von Verhandlungen ungeiahr auf das 
Doppelte erhöht, verblieben letzten Endes aber 
dann auf der ungeiahren Hälfte des ersten 
Bescheides. 

Zahlungsmäßig wirkte sich dieser Vorgang 
auf die Gemeinden so aus, daß 23 Gemeinden 
eine Überzahlung von 1 3  Millionen Schilling 
erhielten - eine verheerende Folge für die 
betroffenen Gemeinden, die infolge der bereits 
erhaltenen Vorauszahlungen mit der Landes­
regierung und mit Baufirmen Verpfliohtungen 
eingegangen waren und Abschlüsse für Bau­
vorhaben getätigt hatten. Im Zuge nach­
folgender Verhandlungen wurden diese über­
zahlungen dann in eine Schuld umge­
wandelt und die betroffenen Gemeinden zu 
einer Rückzahlung innerhalb der nächsten 
sechs Jahre verpflichtet. 

Ich möchte betonen, daß ich in dieser Ange­
legenheit nicht als Vertreter einer Partei 
spreche, sondern als Vertreter von 23 Ge­
meinden, in denen die Bürgermeister von der 
ÖVP und von der SPÖ gestellt werden. 

Es wurde damals mit dem Finanzmini­
sterium verhandelt -'- es tut mir eigentlich 
sehr leid, daß bei einem so wichtigen Gesetz, 
das auf fünf Jahre die Geschicke der Gemeinden 
bestimmt, vom Finanzministerium weder der 
Herr Minister noch der Herr Staatssekretär 
anwesend ist. Die Verhandlung über die 
Rückzahlungsbedingungen, die am 20. 2. 1958 
im Finanzministerium stattfand, hatte damals 
andere Voraussetzungen, als sie heute gegeben 
sind. Die Gemeinden erhalten ja heute die 
Gewerbesteuer nicht mehr zu 100 Prozentt 
sondern nur zu 60 Prozent. Die Gewerbe. 
steuer der ÖMV hat sich seit dieser Zeit 
nicht erhö�t, wie von sehr maßgebenden Ver­
tretern des Finanzministeriums damals als 
ziemlich sicher angegeben wurde. 

Aus diesem Grunde darf ich im Namen von 
23 Gemeinden an den Herrn Finanzminister 
das Ersuchen richten, auf Grund der geänderten 
Situation eine Vertretung der genannten Ge­
meinden, der sogenannten Erdölgemeinden, 
zu neuerlichen Verhandlungen über die Rest­
schuld zu empfangen, denn ich glaube, . aus 
dem Kapitel Gewerbesteuerrückstände könnte 
man hier etwas gutmachen, was vom Gesetz­
geber im Jahre 1956 zwar beschlossen wurde, 
aber - wie das Finanzministerium in einem 
Schreiben vom 19. 1 1 .  1956 selbst anführt -
von ihm offenbar nicht beabsichtigt war, 
weil die ungünstigen Auswirkungen auf die 
Haushaltsführung der Gemeinden nicht be­
kannt waren. 

Mein Herr Vorredner hat in einzelnen 
Punkten zur Verwaltungsvereinfachung ge· 
sprochen. Ich glaube, das ist eine Sache, die 
wir alle wollen. Aber ich würde ersuchen : 

Vielleicht könnte der Herr Vorredner in der 
ÖVP manches für . die Allgemeinheit erreichen. 
Ich führe an, daß beim Herrn Landeshaupt­
mann von Niederösterreich in der Tischlade 
Staatsbürgerschaftsansuchen liegen - es han­
delt sich um die Nachweise, um die 
Ausstellung -, die sich . zu Bergen türmen, 
was wohl keinen anderen Grund haben dürfte, 
als daß die Ansuchenden vielleicht nicht einer 
bestimmten Partei angehören. 

Wir haben im Dezember 1958 das Wasser­
bautenförderungsgesetz beschlossen, und in 
diesem Gesetz wurde angegeben,. daß ein 
Wasserbautenförderungsfonds gegründet wird. 
Inzwischen sind vier Monate ver­
gangen, aber ich weiß nicht, ob der Fonds heute 
überhaupt schon gebildet ist. Die Gemeinden 
würden dringend Mittel aus dem Fonds 
brauchen, weil sie seither praktisch überhaupt 
jede Arbeit an Wasserleitungen und Kanali. 
sationen einstellen mußten. Jetzt kommt zu· 
sät�lich die Wahlzeit dazu, sodaß wahr­
scheinlich die praktische Tätigkeit dieses . 
Wasserbautenförderungsfonds erst nach dem 
Sommer oder im Herbst aufgenommen werden 
wird. Das sind wohl auch keine Anzeichen 
einer Verwaltungsvereinfachung. 

Zurückkommend auf das Finanzausgleichs­
gesetz kann festgestellt werden, daß das vor­
liegende Gesetz wie selten eines durchberaten 
und an Hand von Beispielen nach seinem Er­
gebnis durchgerechnet wurde. Wollen wir 
also hoffen, daß es unsere Erwartungen er­
füllt, daß es sich als zweckmäßig und gut 
erweist und daß seine Auswirkungen auf Ge­
barung und Verwaltung auch die letzten 
Zweifel an der Richtigkeit des eingeschlagenen 
Weges beseitigen werden. 

Wir Sozialisten werden, wie schon ange­
kündigt wurde, diesem Finanzausgleichsgesetz 
die Zustimmung geben. (Beifall bei der SptJ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter FlöttI: Zum Wort 
ist Herr Bundesrat Dr. Kolb gemeldet. Ich bitte 
ihn, das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Dr. Kolb : Hohes Haus ! Eigen­
artigerweise iallt in die Woche, in der das 
Finanzausgleichsgesetz verabschiedet wird, das 
Begräbnis des erfahrensten Kenners der ganzen 
Finanzausgleichsgesetzgebung, des Sektions­
chefs a. D. und · emeritierten Universitäts­
professors Dr. Richard Pfaundler, der zu 
Ostern in Innsbruck gestorben ist. Er hat die 
ganze Entwicklung des Finanzausgleiches 
als Beamter des Finanzministeriums miterlebt 
und als akademischer Lehrer auch mit wissen­
schaftlichem Interesse verfolgt, sodaß wir ihm 
- außer Aufsätzen in Zeitschriften - allein 
über den Finanzausgleich sechs Bücher ver· 
danken. 
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Als am 1 1 .  Juli vorigen Jahres die Univer-
I 

tracht, um den Schaden mitzutragen. Daher 
sität Innsbruck seine Leistungen durch die Ver� ist auch der Staat nicht verpflichtet, Schäden 
leihung des Ehrendoktorates der Staatswissen- zu vergüten, die durch Katastrophen entstan­
schaften anerkannte, überreichte er bei seiner den sind. Dementsprechend enthält das Reichs­
Dankrede dem Rektor die wenige Tage zuvor gesetzblatt bis 1882 kein Gesetz und keine Ver­
in zweiter Auflage in der Österreichischen ordnung über die Behebung und Vergütung von 
Staatsdruckerei erschienene Handausgabe "Die Katastrophenschäden. 
Finanzausgleichsgesetzgebung 1948/58", in Nach den Überschwemmungen in Südtirol 
deren .Vorwort er dem a�ch um �as Finanz- und Kärnten im September 1882, die sich in 
aUElglelChsgesetz 1959 verdIenten DIplomvolks- Südtirol im Oktober wiederholten, ermächtigten 
wirt Dr. Adolf Teissl von der "Verbindungs- zwei kaiserliche Verordnungen die Regierung, 
stelle der österreichischen Bundesländer" für zur Sicherung des Lebensunterhaltes der Be­
sel��tlose Unte�stützung. d�nkte. Es wäre der völkerung nicht zurückzuzahlende Unter­
schonst� BeweI.� von �Ietat, we� es Herrn stützungen und zur Behebung der Schäden 
Dr. TeIssI gegonnt ware, das SIebente und unverzinsliche Vorschüsse zu gewähren. 
größte wissensch�ftliche Werk I!aundlers fertig- Um eine Wiederholung der Überschwemmun­zu.�tellen, das dIeser selber mcht mehr voll- gen abzuwehren, wurden umfangreiche Fluß­en en konnte. bauten in Angriff genommen und zu deren Fi-

Man ist im ersten Augenblick überrascht, zu nanzierung ein Regulierungsfonds gebildet. 
hören, daß eine ganze Lebensarbeit dem Fi- 1883 ermächtigte ein Gesetz, das auf Tirol und 
nanzausgleich gewidmet werden kann. Die Kärnten keine Anwendung fand, zwecks Unter­
Herren Vorredner haben jedoch seine Bedeu- ·  stützung der hilfsbedürftigen Bevölkerung in 
tung zutreffend hervorgehoben, obwohl sie den vom Notstand bedrohten Gegenden ein­
nul' den Finanzausgleich im engeren Sinn be- zelner Länder die Regierung zu Ausgaben, die 
handelten, unter dem die im Artikel I zusam- der Beschaffung von Saatgut und Lebensmitteln 
mengefaßten Bestimmungen zu verstehen sind. und zur Wiederherstellung beschädigter Bau-

Ich bekräftige und ergänze deshalb nur das ten dienten. 
bisher 'Gesagte, wenn ich auf die zwei Sätze des Im Jahre 1895 wurde eine ähnliche Regelung 
Artikels II eingehe, die die Katastrophenhilfe zugunsten von Niederösterreich, Mähren und 
betreffen. Ihre Notwendigkeit hat der Bundes- Schlesien getroffen, während 1889 allgemein 
rat schon zweimal betont, als er 1954 den An- die vom Notstand bedrohten Gegenden bedacht 
trag Adlmannseder und Salzer annahm und wurden. Die kaiserlichen Verordnungen von 
1957 einem Entschließungsantrag des Finanz- 1889 und 1890 nahmen hingegen auf beson­
und Budgetausschusses beitrat, der für die dere Überschwemmungen Bezug. Das Gesetz 
Behebung von Schäden nach Naturkatastro- von 1892 aber betraf wieder allgemein die vom 
phen eine dauernde Regelung verlangte. Notstand bedrohten Gegenden . .  

Die Hilfe nach Katastrophen ist das klas- Eine ähnliche Verordnung wurde 1893 ge-
sische Beispiel für dieAnwendung des Subsidiari- troffen, die jedoch wegen der Überschwem­
tätsprinzips ; sie bestätigt aber auch das von mungen in Galizien, in der Bukowina und in 
Adolf Wagner entdeckte Gesetz der wachsenden Tirol 'durch eine kaiserliche Verordnung und 
Staatstätigkeit. Die Art der Hilfeleistung läßt durch ein allgemeines Gesetz ergänzt werden 
erkennen, ob sich der Staat der Hilfsstellung mußte, das auch Böhmen einen Beitrag zuwies, 
bewußt ist, die er gegenüber den kleineren Ge- weil dort Dürre geherrscht hatte. 
meinschaften einnimmt, ob er daher als Gesamt- Im Jahre 1894 übernahm eine kaiserliche 
gesellschaft erst eingreift und eine Aufgabe Verordnung fast wörtlich den Gesetzestext der 
ergänzend und helfend wahrnimmt, wenn ihre Vorjahre, bestimmte aber die Hälfte des ver­
Lösung die Kräfte der. kleineren Gemeinschaf- anschlagten Betrages für den Wiederaufbau der 
ten und der Einzelpersonen übersteigt, oder abgebrannten Stadt Neu Sandec im heutigen 
ob er glaubt, alles von sich aus selber besorgen Polen. 
zu müssen. 1 895 und 1896 gab es je ein kurzes Gesetz, 

In Österreich gilt für die Hilfe nach Kata- betreffend die Gewährung von Unterstützun­
strophen keineswegs die alleinige und letzte gen aus Staatsmitteln zur Bekämpfung des 
Zuständigkeit des Staates, vielmehr kommen Notstandes, in den Jahren darauf kaiserliche 

. die eigenen �äfte und der eigene Wille der Verordnungen, 1899 wieder ein Gesetz, 1900 
Länder, der Gemeinden und der einzelnen Per- neuerlich eine kaiserliche Verordnung. 
sonen zur Auswirkung. Nach dem Allgemeinen Im Dezember 1901 befaßte sich die Gesetz ­
bürgerlichen Gesetzbuch trifft ein Schaden, gebung zuerst mit der Unterstützung der 
der durch ein Naturereignis entstanden ist, hilfsbedürftigen Bevölkerung allgemein, dann 
denjenigen, in dessen Vermögen oder PerBon er mit einer Gebührenbegünstigung für die Ge­
eintrat. Es kommt niemand anderer in Be- meinde Oberndorf, die - in den Jahren 1896, 
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1897 und 1899 vom Hochwasser heimgesucht -
teilweise verlegt werden mußte. 

Mit dem Text des Gesetzes von 1 902 stimmte 
eine kaiserliche Verordnung von 1903 überein, 
die jedoch den Betrag im Vergleich zum Vor­
jahr wesentlich erhöhte. 

Als Ursache des Notstandes nennen die 
Gesetze und Verordnungen zwischen 1882 und 
1903 teils allgemein Elementarereignisse, teils 
näherhin Überschwemmungen, Hochwasser, 
Ausbruch des Rheinstromes, Mißwachs, Dürre, 
Rebentod, Brand. Die Beiträge schwankten 
zwischen 30.000 Gulden und 1 5 %  Millionen 
Kronen. Sie dienten zur Gewährung von nicht 
zurückzuzahlenden Unterstützungen für hilfs­
bedürftige Geschädigte, namentlich zur Be­
schaffung von Lebensmitteln und Saatgut, dann 
unter besonders berücksichtigungswürdigen 
Verhältnissen zur Wiederherstellung zerstörter 
und beschädigter Objekte oder zur Ausführung 
gemeinnütziger öffentlicher Arbeiten. 

Notstandsanträge wurden im Abgeordneten­
haus dem Finanzausschuß zugewiesen, bis es 
1 897 zur Bildung eines eigenen Ausschusses für 
Notstandsangelegenheiten kam. Die Anträge 
enthielten die Schlußformel : "In formaler 
Beziehung wolle dieser Antrag dem Finanz� 
ausschuß" - später Notstandsausschuß -
"zugewiesen werden." Oder - in einer gerin­
geren Anzahl von Fällen - :  "Dieser Antrag 
wolle nach § 42 der Geschäftsordnung in einem 
verkürzten Verfahren behandelt werden." Das 
heißt: ohne Ausschußberatung. Bei stattgeben­
der Erledigung war jeweils ein eigenes Gesetz 
oder eine kaiserliche Verordnung nach § 14 
der damaligen Verfassung notwendig. 

Wie aus einem Erlaß des Innenministeriums 
hervorgeht, hatte erst gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts "die Gepflogenheit immer mehr 
überhand genommen, daß bei fast jedem er­
wähnenswerten Elementarereignisse . . .  die 
Mittel des Staates in Anspruch genommen . .  , 
wurden." Das Innenministerium warnte vor 
weiterem derartigen Vorgehen ;  es würde " zu 
einer ganz außerordentlichen, zugleich aber 
regelmäßigen und daher kaum erschwinglichen 
Belastung des Staatsschatzes führen und über­
dies die Annahme wachrufen, als sei es gleich­
sam Pflicht des Staates, die Schäden, welche 
Elementarereignisse verursacht haben, ganz 
oder zum Teil zu vergüten". Die Heranziehung 
staatlicher Unterstützung sollte das letzte und 
äußerste Mittel sein, das nur in Ausnahmefällen 
anzuwenden sei. 

Die Vorhersage der regelmäßigen Belastung 
erfüllte sich bald. Im Jahre 1907 erließ das 
Innenministerium im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium ein Regulativ für das 
Notstandshilfewesen, an dessen Spitze der 
entscheidende Satz stand : "Für die Gewährung 

staatlicher Notstandsunterstützung anläßlich 
eingetretener Elementarschäden wird all­
jährlich ein angemessener Betrag in den Staats­
voranschlag eingestellt." Er wurde ab 1908 bei 
Kapitel 1 1  Titel 2 (Finanzministerium, Kassa­
gebarung) veranschlagt. 

Am Grundsatz der Hilfsstellung aber änderte 
sich nichts, denn als Voraussetzung für die Ge­
währung staatlicher Notstandsunterstützungen 
wurde verlangt, daß "die zur Vermeidung 'des 
wirtschaftlichen Unterganges unumgängliche 
Hilfe die Leistungsfähigkeit der zunächst zur 
Abhilfe berufenen Faktoren übersteigt". 

Die Erste Republik behielt die Übung bei, 
alljährlich für " Notstandsunterstützungen bei 
Elementarereignissen" einen Betrag in den 
Voranschlag aufzunehmen, jedoch setzte sie 
ihn in Gruppe X Kapitel 18 Titel 2 ein. 

Die im Nationalrat eingebrachten Not­
standsanträge enthalten in der Mehrzahl die 
Schlußformel : " Der Antrag möge dem Finanz­
und Budgetausschuß zugewiesen werden. "  Es 
liegen aber auch Anträge vor, in denen sie 
fehlt, ohne daß der Grund ersichtlich wäre. 
Möglicherweise dachten die Antragsteller an 
ein abgekürztes Verfahren ähnlich wie nach 
§ 42 der Geschäftsordnung des Reichsrates. Im 
Bundesrat war die Vorgangsweise ähnlich, 
nur kam dort der wirtschaftliche Ausschuß 
in Betracht. 

Nach der Behandlung im Parlament wurde 
der Antrag "der Bundesregierung zur Würdi� 
gung abgetreten". Ein eigenes Gesetz war nur 
notwendig, als zu den Wiederherstellungsarbei� 
ten an der durch das Hochwasser vom Septem� 
ber 1920 zerstörten Torrener Salzachbrücke bei 
Golling ein Bundesbeitrag in der Höhe von 
2 Millionen Kronen und zur Behebung der 
an einer Stützmauer im Loiplgraben und am 
Uferschutz bei der Wagnerreib durch das 
Hochwasser vom Februar 1923 verursachten 
Schäden ein Bundesbeitrag in der Höhe von 
9 Millionen Kronen gewährt wurde. 

Nach der N ovellierung der Bundesverfassung 
im Jahre 1925 stellte sich das Finanzministe� 
rium auf den Standpunkt, daß Notstandsan� 
gelegenheiten Ländersachen seien, weil sie in den 
Kompetenzartikeln des Bundes -Verfassungs� 
gesetzes nicht angeführt werden. Demgemäß 
entfiel seit 1926 die Veranschlagung im Bun� 
desfinanzgesetz, . übergangsweise wurde jedoch 
ein Nachtragskredit für 1926 sichergestellt. Die 
Ansicht des Finanzministeriums war irrig, weil 
die Kompetenzartikel die Zuständigkeit zwi� 
sehen dem Bund und den . Ländern auf dem 
Gebiete der Hoheitsverwaltung aufteilen, die 
Förderung aber zur Wirtschaftsverwaltung 
gehört. Demgemäß verzeichnet der Kanzlei­
index des Nationalrates auch zwischen 1927 
und 1934 alljährlich Notstandsanträge, bei 
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denen als Zuweisung "Finanz- und Budget­
ausschuß" und als Erledigung "Abtretung an 
die Bundesregierung" vermerkt ist. Soweit 
dementsprechend der Bund in Notstandsfälle 
bei Elementarereignissen eingriff, geschah es 
zu Lasten der Kredite des Landwirtschafts­
ministeriums. In der Praxis entstanden da­
durch nicht unbeträchtliche Schwierigkeiten, 
weil zum Beispiel Schäden nach Brandkata­
strophen nicht aus den für landwirtschaftliche 
Zwecke bestimmtEm Mitteln vergütet werden 
konnten. 

Nach 1945 wiederholte sich ungefähr die 
Entwicklung zwischen 1882 und 1907, doch 
muß ich darauf nicht eingehen, weil die Er­
läuternden Bemerkungen die wichtigsten Ge­
setze aufzählen. 

Auf Grund dei' eingangs erwähnten beiden 
Entschließungen "des Bundesrates befaßte sich 
das Finanzministerium seit 1954 mit den Vor­
arbeiten für ein Katastrophenhilfsfondsgesetz, 
das aber auf Schwierigkeiten stieß. Immer 
mehr setzte sich die Erkenntnis durch, daß ein 
derartiges Gesetz gar nicht notwendig ist, son­
dern § 12 Abs. 2 des Finanz-Verfassungsgesetzes 
1948 die Handhabe bietet, um den Entschlie­
ßungen des Bundesrates zu entsprechen. Dort 
ist nämlich bestimmt, daß zweckgebundene 
Zuschüsse des Bundes durch das Finanzaus­
gleichsgesetz oder durch die Bundesgesetze 
festgesetzt werden, welche die Verwaltungs­
aufgaben regeln, zu deren Lasten die Zuschüsse 
zu leisten sind. 

Auf der Möglichkeit, im Finanzausgleichs­
gesetz zweckgebundene Zuschüsse vorzuse­
hen, beruht nun Artikel II des Finanz aus­
gleichsgesetzes 1959, der somit eine fast 
hundertjährige Entwicklung abschließt und 
gewiß die einmütige Zustimmung des Bundes­
rates finden wird. (Beifall bei der (j V P.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl : Weiters 
ist zum Wort gemeldet Herr Bundesrat Gugg. 
Ich bitte ihn, das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Gugg : Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Zur Beschlußfassung liegt ein 
Bundesgesetz vor, durch welches der Finanz­
ausgleich zwischen Bund, Ländern und Ge­
meinden neu geregelt wird. Seit dem Jahre 1945 
soll dies erstmalig auf eine längere . Zeit, näm­
lich auf fünf Jahre erfolgen. 

Der Finanzausgleich bringt gegenüber dem 
vorangegangenen einige grundsätzliche Ände­
rungen. Die Gemeinden erhalten das Bundes­
präzipuum in der Höhe von 685 Millionen 
Schilling zurück, müssen dafür aber 40 Prozent 
der Gewerbesteuer an den Bund abgeben. 

Vieles wurde heute schon über die Vor- und 
Nachteile dieses Bllndesgesetzes gesprochen. 
Ich möchte nur eine kleine Mahnung bei diesem 

Gesetz in Erinnerung bringen. Leider wird im 
neuen Finanzausgleich die Getränkesteuer, die 
im Jahre 1938 von der deutschen Finanz­
verwaltung auch in Österreich eingeführt 
wurde, als Gemeindesteuer unverändert bei­
behalten. Dies ist aus einer Reihe von Gründen 
bedauerlich. Im Herkunftsland dieser Steuer 
ist sie schon wieder zum größten Teil ab­
geschafft. Der Herr Finanzminister hat sich 
schon mehrfach dafür eingesetzt, daß minder­
wichtige Steuern, die auch einen verhältnis­
mäßig großen Verwaltungsaufwand bedingen, 
verschwinden. Dies trifft auch bei der Getränke­
steuer zu, die in der letzten Zeit zirka 300 Mil­
lionen Schilling eingebracht hat. Dazu kommt, 
daß die Abschaffung dieser Steuer mit gutem 
Recht von einer großen Gruppe der Wirt­
schaft, dem Gastgewerbe und den Weinbauern, 
gefordert wird, die seit Jahren die Beseitigung 
dieser Steuern verlangen. 

Die Steuer geht auf den Grundgedanken 
der Besteuerung eines gewissen Luxusbedürf­
nisses zurück. Dies geht schon daraus hervor, 
daß seit eh und je Milch und Bier von dieser 
Besteuerungsart ausgenommen waren. Dieser 
noch verständliche Gedanke, das Trinken aus 
Vergnügen zu besteuern, wurde leider von An­
fang an durch eine unglückliche Textierung des 
Getränkesteuergesetzes geradezu in das Ge­
genteil verkehrt. Das Ergebnis war eine Aus­
dehnung auf alles, was man trinken kann, und 
führte zur Besteuerung lebensnotwendiger 
Mahlzeiten, wie zum Beispiel des Frühstücks, 
oder von Getränken, die eher als Medikamente 
zu bezeichnen sind. In die erste Gruppe fällt 
die Besteuerung von Tee und Kaffee, in die 
zweite die der Mineralwässer. Betroffen sind 
auch die zahlreichen alkoholfreien Getränke, 
die bestimmt niemand als Luxusgetränke an­
sehen wird und die vom Standpunkt der 
Volksgesundheit förderungswürdig sind. 

Die Überspitzung der Besteuerung sämtlicher 
Getränke führt auch zu grotesken Zuständen, 
die mit dem Prinzip der Steuergerechtigkeit 
völlig unvereinbar sind. So sind im Haushalt 
erzeugter Kaffee und Tee, die dort selbst zu­
bereiteten Limonaden und Mischgetränke mit 
keiner Getränkesteuer belastet, im Gast­
gewerbe wird aber sogar die ausgedrückte 
Orange oder der Karottensaft mit einer 10pro­
zentigen Sondersteuer belegt. Bei Kaffee wäre 
besonders anzumerken, daß es sich hier um 
eine krasse Ungerechtigkeit handelt, da der 
Kaffee in doppelter Weise besteuert ist. Die 
Befreiung des Kaffees - das gleiche gilt für 
Kakao und Tee - von der Getränkesteuer 
bedeutet daher nur die Herstellung der Steuer­
gerechtigkeit. Um diese Ungerechtigkeit durch­
zusetzen, ist es überdies noch notwendig, einen 
großen Kontrollapparat aufzuziehen, der den 
Gemeinden unnötiges Geld kostet. 
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Für die Gastgewerbetreibenden bringt die 
Getränkesteuer außer der finanziellen Sonder­
belastung eine komplizierte Aufzeichnung 
und somit Mehrarbeit mit sich. Es 
ist ein Fehlgedanke, daß die Getränke­
steuer das .Gastgewerbe nicht belastet, weil 
diese Steuer vom Gast bezahlt werde. Sie 
verteuert die Konsumation um den beacht­
lichen Satz von 10 Prozent und ist dadurch 
erwiesenermaßen konsumhemmend. Dadurch 
bedeutet sie auch einen ausgesprochenen 
Schaden für unsere ohnedies nicht auf Rosen 
gebetteten Weinbauern, die nicht einsehen 
können, wieso der Wein durch Weinsteuer 
und Getränkesteuer einer Doppelbesteuerung 
unterzogen wird. Obwohl diese negativen 
Seiten der Getränkesteuer bekannt sind und 
zugegeben werden, hat man sich zur vor­
läufigen Beibehaltung der Getränkesteuer offen­
bar deswegen entschlossen, weil die Gemeinden 
im Augenblick auf den Eingang von diesen 
300 Millionen Schillin"g nicht verzichten können 
und auch das Finanzministerium derzeit keinen 
Ersatz dafür bieten kann. 

Der vorliegende Finanzausgleich soll fünf 
Jahre Geltung haben ; in dieser verhältnismäßig 
langen Zeit könnten die Voraussetzungen, die 

. heute zur Beibehaltung dieser Steuer geführt 
haben, ganz oder zumindest teilweise weg­
fallen. Es ist daher eine berechtigte Forderung, 
daß diese Frage der Getränkesteuer dann 
neuerdings aufgerollt wird, wenn der Bund in 
der Lage ist, den Gemeinden einen Ersatz 
für den zumindest schrittweisen Abbau dieser 
Steuer zur Verfügung zu stellen. Vor allem 
aber muß der § 13 des Finanz-Verfassungs­
gesetzes 1948 novelliert werden, der lautet : 
"Die Gewährung der Bedarfszuweisungen und 
von zweckgebundenen Zuschüssen kann an 
Bedingungen geknüpft werden, die der Er­
haltung oder Herstellung des Gleichgewichtes 
im Haushalt der empfangenden Gebietskörper­
schaft dienen . . . .  " 

Auf Grund dieser Bestimmungen verweigert 
man Gemeinden, die nicht alle Steuermöglich­
keiten voll ausschöpfen und die bei der Ge­
tränkesteuer geneigt wären, von sich aus Un­
gerechtigkeiten zu beseitigen, die Bedarfs­
zuweisungen. Mit dieser Begründung werden 
die Gemeinden sogar gehindert, Pauschalie­
rungen der Getränkes.teuer vorzunehmen, ob­
wohl die Pauschalierung von Steuern aus vielen 
Gründen allgemein als zweckmäßig anerkannt 
wurde. 

Meine Damen und Herren ! In der Hoffnung, 
daß es im Laufe der nächsten Zeit gelingen 
wird, dieses heiße Problem der Getränkesteuer 
im Interesse der Konsumenten sowie der Pro­
duzenten einer vernünftigen Lösung zuzufüh­
ren, wird meine Fraktion für dieses Bundes­
gesetz stimmen. (Beifall bei der () V  P.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Flött}: Zum Wort 
hat sich Herr Bundesrat Salzer · gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesrat Salzer : Hohes Haus ! M�ine Da­
men und Herren ! Uns liegt ein Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates, nac-h dem das Bundes­
straßengesetz zugunsten Niederösterreichs ge­
ändert werden soll, vor. Dieser Gesetzesbe­
schluß, den der Herr Berichterstatter zum 
Finanzausgleich einen Schönheitsfehler des 
Finanzausgleiches, · weil er die Bedürfnisse 
nur eines einzigen Bundeslandes berücksichtigt, 
nannte - meine Freunde aus den Bundes­
ländern einschließlich meiner niederösterreichi­
schen Freunde bitte ich um Verständnis dafür, 
wenn ich ebenfalls aus meinem Herzen keine 
Mördergrube mache und mich der gleichen 
Vornehmheit in der Beurteilung befleiße -, 
ist mir ein Anlaß dazu, ein paar offene 
Worte zu einer der wichtigsten und bedeu­
tungsvollsten Aufgaben der Länder, die 
gleichzeitig deren größtes Sorgenkind ist, 
zu sagen. Es handelt sich um die Erhaltung 
und den Ausbau der Landesstraßen. 

Alle Bundesländer, ohne jede Ausnahme -
der Herr Berichterstatter zum Finanzausgleich 
hat bereits darauf hingewiesen -, haben bei 
den letzten Finanzausgleichsverhandlungen ge­
fordert, daß ihnen der Bund mehr Mittel zur 
Erhaltung. und Modernisierung der Landes­
straßen zur Verfügung stellt. Sie haben es 
begrüßt, daß für die Bundesstraßen aus dem 
Zuschlag zur Mineralölsteuer jährlich ein Be­
trag von 1 Milliarde verfügbar geworden ist, 
wodurch es möglich sein wird, weitere Erfolge 
im Ausbau der Bundesstraßen zu erreichen. 
Über diese erfreuliche Tatsache hin darf aber 
die straßenpolitische Situation der Bundes­
länder nicht übersehen beziehungsweise nicht 
länger mehr vernachlässigt werden. Die fort­
schreitende Entwicklung der Motorisierung 
und der erfreulicherweise von Jahr zu Jahr 
im Anstieg begriffene Fremdenverkehr haben 
ja auch vor den Landesstraßen nicht halt­
gemacht. Die Landesstraßen sind deswegen 
heute in einem ständig steigenden Umfang 
durch den gestiegenen Fremdenverkehr und 
die gestiegene Motorisierung einer Beanspru­
chung ausgesetzt, deren Auswirkungen man 
einfach nicht mehr als reine Ländersache be­
zeichnen kann. Das Pro blem der Landes­
straßen hat aufgehört, ein solches der Länder 
zu sein, es ist nach unserer Überzeugung 
zu einem gesamtwirtschaftlichen und damit 
zu einem gesamtösterreichischen Problem ·ge­
worden. Diesem Umstand wird man künftig 
mehr als bisher auf der Bundesebene Rechnung 
tragen müssen. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren 
dieses Hohen Hauses, das Landesstraßen-
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problem mit eirugen Zahlen charakterisieren. 
Nach dem derzeitigen Stand kommen in den 
drei größten österreichischen Bundesländern 
auf je 1000 Einwohner in Niederösterreich 
8,241 km, in der Steiermark 2,612 und in 
Oberösterreich 4,013 km Landesstraßen. In 
meinem Heimatland Oberösterreich haben 
wir zirka 4400 km Landes- und Bezirksstraßen, 
die leider erst zum geringen Teil - wegen Man­
gels an Mitteln - modernisiert werden konnten. 
Sie sind einer Verkehrsbelastung unterworfen, 
die wiederum klar ersichtlich macht, daß es 
sich bei den Landesstraßen - die Verhältnisse 
in den übrigen Bundesländern liegen ja im 
wesentlichen gleich - bereits um ein gesamt­
österreichisches Problem handelt. 

Diese Verkehrsbelastung betrug 1955 zum 
Beispiel auf der Frankenburger Landesstraße 
im Tagesdurchschnitt 690 Kraftfahrzeuge, 
auf der St. Wolf gang-Landes straße 1141 Kraft­
fahrzeuge und auf der Weilhart-Landesstraße 
639 Kraftfahrzeuge� Im Jahre 1958, also 
drei Jahre später, aber wies, wieder zum Bei­
spiel, die St. Wolfgang-Landesstraße bereits 
eine durchschnittliche Tagesbelastung von 
1791 Kraftfahrzeugen auf, und die Hallstätter 
Landesstraße hat während des Sommers eine 
Spit�enfrequenz von täglich 5000 und mehr 
Kraftfahrzeugen. Wer nun weiß, ' daß die 
Verkehrsfrequenz zum Beispiel bei der Vor. 
alpen-Bundesstraße täglich 1964 Kraftfahr. 
zeuge, bei der Mauthausener Bundesstraße 
täglich 767 Kraftfahrzeuge und bei der Königs­
mesner Bundesstraße 718 Kraftfahrzeuge be­
trägt, der kann beim objektiven Vergleich 
dieser beiden Zahlenreihen nicht mehr sagen, 
die Länder mögen trachten, mit ihrem Landes­
straßenproblem alleinfertig zu werden. Dazu sind 
sie einfach nicht mehr in der Lage, weil die 
Verkehrsfrequenz der Landesstraßen bereits 
zwei Drittel der Verkehrsfrequenz der Bundes­
straßen überschritten hat. 

Wir konnten im Jahre 1958 in Oberösterreich 
für unsere genau 4457 Landesstraßenkilometer 
aus dem ordentlichen Landeshaushalt 79 Milli­
onen Schilling für Bau und Erhaltung dieser 
Straßen und aus einem Bankkredit, den wir 
zur Beschleunigung der Modernisierung der 
Landesstraßen aufnehmen mußten, weitere 
30 Millionen Schilling aufwenden. Für die 
Straßeneinheit hat sich also bei den Landes­
straßen ein Gesamtaufwand von rund 24.000 S 
je Straßenkilometer ergeben. Das aber, meine 
Damen und Herren dieses Hohen Hauses, ist 
nur etwa ein Fünftel der für die Bundesstraßen 
aufgewendeten Mittel. 

Bei dieser Sachlage steht es nun außer 
Zweifel, daß die gesamtwirtschaftlichen Interes­
sen Österreichs durch das Landesstraßenpro­
blem bereits geschädigt wurden und dann 

weiter geschädigt werden, wenn man hier 
nicht nach dem Rechten zu sehen beginnt. 
Ich glaube nicht, Hohes Haus, daß die EIlt­
wicklung es uns gestatten wird, mit dieser 
Forderung, so wie es in der Entschließung zum 
Finanzausgleich zum Ausdruck kommt, bis 
zum nächsten Finanzausgleich zu warten. 
Vielmehr halte ich dafür, daß uns das rasante 
Fortschreiten der ' Motorisierung schon früher 
zu Verhandlungen zwischen dem Bund und 
den Ländern über das Landesstraßenproblem 
zwingen wird. 

Das gilt mindestens für die westlichen 
Bundesländer, von denen ich sagen mug, 
daß sie sich hinsichtlich ihrer Landesstraßen 
in einer besonderen Notlage befinden. In 
Oberösterreich konnten wir von den 4457 km 
der sogenannten autonomen Straßen erst 
852 km, das sind 19,12 Prozent, staubfrei 
machen, während hingegen bei den Bundes­
straßen erfreulicherweise bereits 77,4 Prozent 
staubfrei gemacht werden konnten. 

Ich muß angesichts einer solchen Situation 
schon sagen : Uns in den Ländern wäre weniger 
Straßenautonomie und mehr Finanzautonomie 
eigentlich lieber. Dazu kommt, daß die meisten 
Landestraßen keinen geeigneten Unterbau für 
den modernen Verkehr aufweisen. Die staub­
freien Beläge schützen ja bekanntlich nur die 
Kiesdecke, und die Straßenerhaltung und der 
Straßenausbau in unseren gebirgigen Ländern 
verursachen unvergleichlich höhere Kosten als 
im Flachland, sodaß der Länderruf nach er­
höhter Bundesrücksicht auf die Landesstraßen 
mehr als begründet ist. 

Ich könnte diesen Ruf nach erhöhter Rück­
sichtnahme auf die Landesstraßen durch den 
Bund fortsetzen : In Oberösterreich wollen 
zum Beispiel die Gemeinden rund 4000 km 
Gemeindestraßen und etwa die gleiche Länge 
anderer von den Gemeinden zu betreuenden 
Straßen zu Landesstraßen erklärt haben. Das 
Land wird sich diesem Verlangen, wenn es 
die Gemeinden weiter in Ordnung wissen will 
- und das will es -, auf die Dauer nicht 
verschließen können. Kommt es dazu, dann 
wird das Land Oberösterreich - und das 
sage ich meinen niederösterreichischen Freun­
den - rund 12.500 km Landesstraßen zu 
betreuen haben. 

Angesichts einer solchen Situation verstehe 
ich es deshalb schon, wenn sich die Landes· 
finanzreferenten fragen : " Woher nehmen und 
nicht stehlen ? "  und wenn sie ihre Blicke nicht 
nur hoffnungsfroh, sondern auch fordernd 
nach Wien richten. Für meine Heimat, für 
Oberösterreich, gilt jedenfalls, daß es seine 
Landesstraßen nur mit größter Anstrengung 
noch halbwegs in Ordnung halten . kann 
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Verstehen Sie daher, meine Damen und 
Herren des Hohen Hauses, unseren Klageruf 
und unsere Forderung naoh mehr Mitteln für 
die Landesstraßen. Meine Freunde aus den 
anderen Bundesländern haben mich beauf­
tragt, ihn mit gleich guter Begründung und 
mit gleich starker Intensität zu erheben:. 

Wenn diese verlangte Hilfe diesmal noch 
recht ungenügend geleistet werden konnte, 
dann nehmen wir zur Kenntnis, daß es im 
Augenblick noch nicht anders möglich war. Diese 
unvermeidliche Hilfe braucht natürlich nicht 
zwingend in einer Übernahme von Landes· 
atraßen durch den Bund zu bestehen. Eine 
erhöhte Zuweisung von Bundesmitteln für 
die Erhaltung und Modernisierung der Landes­
straßen würde uns nicht minder in das Konzept 
passen und zu dem gleiohen Erfolg führen� 

Die Frage einer im Grundsatz stärkeren 
Dotierung der Landesstraßen durch den Bund 
muß als absolut offen bezeiohnet werden. 
Die Übernahme von 918 km Landesstraßen 
in Niederösterreich, die wir heute sanktionieren 
sollen und - wie ich wohl aus der Diskussion 
entnehmen darf - auch sanktionieren werden, 
werten wir aus den westliohen Bundesländern 
- oder wenn Sie wollen, aus den noch nicht 
zum Zuge gekommenen Bundesländern - als 
ersten Schritt für die Erkenntnis des Bundes, 
daß er für die Landesstraßen etwas tun muß, 
mehr als bisher tun muß, wenn gesamtöster­
reichisohe Interessen von der Straßenseite 
her nicht nachteilig beeinflußt werden sollen. 

kann - dazu bekennen wir uns -, das soll 
er tun, auoh dann, wenn es sich um gesamt­
österreichische Inter�ssen handelt. Wenn sol­
ohe - Agenden aber einmal die Kraft des 
Kleinen übersteigen.- - und bei den Landes­
straßen ist es so weit -, dann hat der Größere 
die Pflicht, dem Kleineren · zu · helfen. Und 
dieser Größere heißt bei den Landesstraßen : 
der Bund ! (Beifall bei der () VP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl : Es liegen 
keine Wortmeldungen mehr vor. Die Debatte 
ist gesohlossen. Wünscht einer der Herren 
Beriohterstatter das Sohlußwort 1 - Sie ver­
zichten. Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A b 8t immung 
beschließt der Bundesrat, gegen die beiden Ge­
setzesbeschlÜ8se des N ationalrate8 k e in  e n Ei  n­
spruch zu erheben. 

Die E n t s c h l i e ß u n g  (S. 3428) wird 
e i n 8 t i m m i g  a n g e n o m m e n. 

3. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 18. März 1959 : Bundesgesetz, mit dem 
das Kriegs- und Verfolgungssachschä.dengesetz 

abgeändert wird 

4. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 18. März 1959 : Bundesgesetz, mit dem das 

Besatzungsschädengesetz abgeändert wird 

Vorsitzender. Stellvertreter FIöttl: Wir kom· 
men nunmehr zu den Punkten 3 und 4 der 
heutigen Tagesordnung, über die die Debatte 

Auch in der empfohlenen Entschließung ebenfalls unter einem abgeführt wird. Es sind 
zum Finanzausgleich, der wir gleichfalls dies die 
beitreten werden, sehen, wir in unserem west- Abänderung des Kriegs- und Verfolgungs. 
lichen Optimismus einen Lichtblick da· sachschädengesetzes und die 
für, daß man langsam überall die Bedeutung 
des Landesstraßenproblems erkennt und einer Abänderung des Besatzungsschädengesetzes. 

Lösung zuführen: will. Als Ländervertreter Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
können wir einer solchen Erkenntnis nur Bundesrat Hirsch. Ich ersuche ihn um seine 
unseren aufrichtigen Gruß entbieten. Berichte. 

Mit Rücksicht auf diese Situation . und auf Berichterstatter · Hirsch : Hohes Haus ! Die 
die Absicht des Bundes, der dem Nationalrat erste Vorlage betrifft eine Novellierung des 
gegenüber seinen Willen zur Lösung des K r i e g s. u n d Ve r fo l g u n g s s a c h s c h ä d e n­
Landesstraßenproblems bekundet hat, ist es g e  s e t  z e s. 
auch außer Niederösterreich den anderen Der Ministerrat hat in seiner Sitzung vom 
Bundesländern vom Standpunkt meiner Partei 17. Feber 1959 einen Bericht des Herrn 
aus möglich, dem vorliegenden Gesetzesbe- Bundeskanzlers über die zwischen österreichi· 
schluß und der Entschließung die Zustimmung sehen ZentralstelIen und der britischen, fran· 
nicht zu versagen und in dem Gesetzesbeschluß zösischen und US.Botschaft geführten Be· 
und ?er Empfeh�

.
ung einen ersten Schritt sprechungen, betreffend die Bereinigung ge­

zu emer Dauerlosung des Landesstraßen- wisser Forderungen im Zusammenhang mit 
problems zu erkennen. Artikel 26 des Staatsvertrages zur Kenntnis 

Die Länder, deren Repräsentanten wir sind, genommen. Auf Grund dieser Besprechungen 
haben uns im Gegenstand aber ein lautes sollen Zuwendungen und Leistungen des Hilfs­
"Videant consules !" zugerufen, und zumindest fonds für politisch Verfolgte mit dem Wohnsitz 
meine Partei denkt nicht daran, diesen Zuruf im Ausland, die unter Gruppe A und B des Hilfs­
zu überhören oder zu vergessen. Österreich fondsstatuts gewährt werden, auf Entschädi­
ist ein Bundesstaat, und was der Kleinere gungen naoh dem Kriegs- und Verfolgungs-
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sachschädengesetz überhaupt nicht , sonstige 
Zuwendungen und Leistungen des Hilfsfonds 
nur mit 10 vom Hundert auf Entschädigungen 
für Hausratschäden und mit 25 vom Hundert 
auf Entschädigungen für Schäden an zur Be­
rufsausübung erforderlichen Gegenständen an­
gerechnet werden. Da derzeit im gegenständ­
lichen Gesetz eine volle Anrechnung derartiger 
Zuwendungen vorgesehen ist, ergab sich die 
Notwendigkeit der Novellierung. 

Aus diesem Anlaß erschien es auch zweck­
mäßig, die derzeit geltenden Anmeldefristen 
zu verlängern, so daß an Stelle des Monats­
endes Juni 1959 nunmehr das Jahresende 1959 
als Anmeldeschluß treten soll. Gleichzeitig 
wurden Verwaltungsvereinfachungen und Klar­
stellungen vorgenommen. 

Ebenso konnten kleine Verbesserungen, wie 
die Erhöhung der Jahreseinkommensgrenze im 
Jahre 1955 von 9000 S auf 15.000 S, aus sozialen 
Erwägungen vorgeschlagen werden. Somit wird 
der Kreis jener Personen, welche eine Entschä­
digung erhalten, auch wenn sie den Bruchteil 
der Höchstpunktezahl gemäß § 5 Abs. 1 nicht 
erreichen, erweitert. (Der V o r  s i t z  e n d  e 
übernimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Klar herausgestellt werden soll auch, daß 
der überlebende erbberechtigte Ehegatte hin­
sichtlich der Hausratsentschädigung vorzugs­
weise anspruchs berechtigt ist. 

Weiters wurde im neuen Text auf die steuer­
liche Behandlung, beispielsweise im Artikel I 
Z. 20, betreffend den Härteausgleich, Rück­
sicht genommen. 

Im übrigen sind eine Reihe von sachlichen 
Klarstellungen in der Vorlage enthalten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß des Natio­
nalrates hat die vorliegende Novelle am 
1 1 .  März 1959 behandelt und zur Annahme 
empfohlen. 

Hohes Haus ! Der Finanzausschuß des Bun­
desrates hat in seiner heutigen Sitzung diese 
Vorlage behandelt und mich ermächtigt, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, gegen diese 
Novelle keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender : Ich bitte um den zweiten 
Bericht. 

Berichterstatter Hirsch: Hohes Haus ! Im 
Zusammenhang mit dem Kriegs- und Ver­
folgungssachschädengesetz mußte auch das 
B esatz ungsschädengesetz zur Novellie­
rung vorgeschlagen werden. § 9 Abs. 3 soll 
nunmehr lauten : "War eine beschädigte Sache 
zur Zeit des Schadenseintrittes weder neu noch 
neuwertig, so ist von den gemäß Abs. 1 
und 2 ermittelten Kosten im Hinblick auf 
die bereits bestandenen Zeitschäden ein Ab­
schlag vorzunehm�n, der in der Regel so zu 
ermitteln ist, daß er sich zu den Instand-

setzungskosten verhält wie die Nutzungsdauer 
der Sache bis zum Schadenseintritt zur er­
fahrungsgemäßen Gesamtnutzungsdauer . " 

§ 9 Abs. 4 soll entfallen, da die Praxis gezeigt 
hat, daß die Entschädigungen auf Grund von 
Sachverständigenbeurteilungen einfacher er­
mittelt werden können. 

Im § 16 Abs. 1 hat die Frist statt ,,30. Juni 
1959" zu lauten ,,31 . Dezember 1959". 

Hohes Haus ! Der Finanzausschuß- hat auch 
diese Vorlage in seiner heutigen Sitzung 
behandelt und mich ermächtigt, dem Hohen 
Hause vorzuschlagen, gegen diese Gesetzes­
änderung keinen Ei nspru ch zu erheben. 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand ge­
meldet. Wir gelangen nunmehr zur Ab­
stimmung, die ich über beide Punkte getrennt 
vornehmen werde. 

Bei der getrennt durchgeführten Abs timmung 
be8chließt der Bundesrat, gegen die beiden 
Gesetze8beschlÜ8s€ des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 18. März 1959 : Bundesgesetz, womit das 
Gehaltsüberleitungsgesetz geändert und ergänzt 
wird und sozialversicherungsrechtliche Vor­
schriften für ausgeschiedene weibliche Beamte 

getroffen werden 

6. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 18. März 1959 : Bundesgesetz, womit das 
Gehaltsgesetz 1956 geändert wird (1. Gehalts-

gesetz-Novelle) 

Vorsitzender : Wir gelangen nunmehr . zu 
den Punkten 5 und 6 der heutigen Tages­
ordnung, über die die Debatte ebenfalls unter 
einem abgeführt wird. Es sind dies : 

Bundesgesetz, womit das Gehaltsüberlei­
tungsgesetz geändert und ergänzt wird und 
sozialversicherungsrechtliche Vorschriften für 
ausgeschiedene weibliche Beamte getroffen 
werden, und 

� .  Gehaltsgesetz-N ovelle. 
Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 

Herr Bundesrat Soronics. Ich ersuohe ihn 
um seine beiden Berichte. 

Berichterstatter Soronics : Hohes Haus ! Die 
Änderung und Ergänzung des Ge haltsüb e r­
leitungsgesetz es, die Artikel I der ersten 
Gesetzesvorlage umfaßt, legt z�nächst klar, 
wer die Voraussetzungen für die Erlangung 
von Dienstposten der einzelnen Dienstzweige 
durch Verordnung festzustellen hat. 

In dem neuen Abschnitt IV b des Gehalts­
überleitungsgesetzes wird festgestellt, daß in 
Zukunft Bundesbeamte, die das 60. Lebens-

145. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 67

www.parlament.gv.at



3446 Bundesrat - 145. Sitzung am 3. April 1959 

jahr noch nicht vollendet haben, wegen Dienst­
unfähigkeit nur in den zeitlichen Ruhestand 
versetzt werden können. In § 79 Abs. 2 der 
Dienstpragmatik und in gleichartigen Bestim­
mungen, zum Beispiel in § 85 Abs. 2 der 
Lehrerdienstpragmatik, tritt an Stelle der 
dreijährigen . im zeitlichen Ruhestand ver­
brachten Zeit eine solche von fünf Jahren. 
Eine Versetzung in den dauernden Ruhestand 
kann daher nur vorgenommen werden, wenn 
der Bedienstete das 60. Lebensjahr vollendet 
hat. 

Artikel II dieser Gesetzesvorlage enthält 
sozial versi cherungsrechtliche Bestimmungen. 
In der l. Genaltsgesetz-Novelle ist vorge­
sehen, durch Änderung des § 26 Abs. 3 des 
GehaItsgesetzes 19i?6 die Möglichkeiten für das 
freiwillige Ausscheiden von Bundesbeamten 
weiblichen Geschlechts wegen Eheschließung 
oder Geburt eines eigenen Kindes zu erweitern. 
Aus diesem Grunde sind diese sozialversiche­
rungsrechtlichen Bestimmungen notwendig. 

Der zuständige Ausschuß des Bundesrates 
hat sich mit diesem Gesetzesbeschluß befaßt 
und hat mich ermächtigt, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates ke inen  Einspru c h  zu 
erheben. 

Ich darf gleich über das nächste Gesetz 
referieren, und zwar über die Abänderung des 
Gehaltsgesetz  es.  

Das im Jahre 1956 beschlossene Gehalts­
gesetz bedarf auf Grund der in der Zwischen­
zeit gesammelten Erfahrungen einer N ovel­
lierung. Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates, womit das Gehaltsgesetz 
1956 geändert wird, trägt verschiedenen An­
regungen Rechnung, die seit dem Inkrafttreten 
des Gehaltsgesetzes von verschiedenen Stellen 
an die Bundesverwaltung herangetragen wur­
den. Die wesentlichsten Bestimmungen der 
vorliegenden Gehaltsgesetz-Novelle betreffen 
§ 4 Abs. 7 ,  in dem festgelegt ist, wem die 
Haushaltszulage gebührt. In § 4 Abs. 8 lit. a 
wird der Betrag von 460 S auf 550 S hinauf­
gesetzt. Das bed�utet also, daß ab jetzt bei 
einem Einkommen des Ehegatten bis zu 550 S 
monatlich die Haushaltszulage in der Höhe 
von 100 S gebührt. Bei einem höheren Ein­
kommen des Ehegatten gebühren nur 40 S. 

Besonders hervorzuheben sind die Än­
derungen der Abfertigungs bestimmungen für 
verheiratete Beamte weiblichen Geschlechtes. 

nach Geburt eines lebenden Kindes wurde 
dahin gehend abgeändert; daß Beamten weib­
lichen Geschlechtes auch dann noch eine Ab­
fertigung gebührt, wenn sie innerhalb von 
18 Jahren nach der Geburt eines Kindes, 
das im Zeitpunkt des Ausscheidens noch 
lebt, freiwillig aus dem Dienst ausscheiden. 
Gleichzeitig wurde die Abfertigung für diese 
Beamtinnen wesentlich erhöht. So werden zum 
Beispiel für eine Dienstzeit von drei Jahren 
statt eines Monatsbezuges wie bisher jetzt fünf 
Monatsbezüge feßtgesetzt. Ähnliche Er­
höhungen treten auch bei mehr als drei Dienst­
jahren ein. 

Durch die Änderung der Abfertigungs­
bestimmungen soll den weiblichen Bediensteten 
nach Verehelichung oder nach Geburt eines 
Kindes durch eine erhöhte Abfertigung die 
Möglichkeit geboten werden, aus' dem aktiven 
Dienst auszuscheiden. 

Nach der vorliegenden . Novelle des Ge­
haltsgesetzes ist es auch möglich, die ein­
malige Belohnung aus Anlaß des 40jährigen 
Dienstjubiläums in bestimmten Fällen vor­
zeitig auszuzahlen. 

Besonders hervorzuheben sind die Be­
stimmungen, die den ÜbersteIlungsverlust bei 
ÜbersteIlung von Beamten aus der Ver­
wendungsgruppe E, D und C in die Ver wen­
dungsgruppe B betreffen. Wenn auch für die 
ÜbersteIlung in die Gruppe A bei dieser Ge­
haltsgesetz-Novelle keine Verbesserung er­
zielt werden konnte, so kann doch festgestellt 
werden, daß gerade die Neuregelung des 
ÜbersteIlungsverlustes für einen Teil der 
öffentlich Bediensteten eine Besserstellung 
bringt. ( Vorsitzender-Stellvertreter E c k  e r  t 
übernimmt den Vorsitz .) 

Auch für die Exekutivbeamten bringt dieses 
Gesetz eine Verbesserung bei erlittenen Dienst­
unfällen. 

Das im Jahre 1956 beschlossene Gehalts­
gesetz hat im allgemeinen für die öffentlich 
Bediensteten Vorteile gebracht. Die vorlie­
gende Novelle hat den Zweck, verschiedene 
Härten zu beseitigen. 

Der Finanzausschuß des Bundesrates 
hat sich mit diesem Gesetzesbeschluß 
beschäftigt und hat mich ermächtigt, dem 
Hohen Hause den Antrag zu stellen, daß 
gegen diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates kein Einspruch erhoben werden möge. 

Nach den bisherigen Bestimmungen konnte > Vorsitzender-Stellvertreter Eckert : Wir ge­
eine Beamtin nach Verehelichung oder Geburt langen nunmehr zur Abstimmung, die ich über 
eines lebenden Kindes nur innerhalb von drei beide Punkte getrennt vornehme. ( Bundes­
Monaten aus dem Dienst ausscheiden. Nach rat Gabrie le :  Wieso ?) Wortmeldungen liegen 
der neuen Regelung ist die Frist für das Aus- keine vor. (Ruf bei der (j V P :  Freilich ! Nicht 
scheiden nach Verehelichung auf zwei Jahre wenige ! - Bundesrat Salzer :  Gabriele !) 
erhöht worden, und die Frist von drei Monaten Ich bitte um Entschuldigung. 
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Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dr. Koubek. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Koubek : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Die beiden vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse sind das Ergebnis monate­
langer Verhandlungen, die die vier Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes mit den 
Beamtenvertretern des Bundeskanzleramtes 
und des Finanzministeriums geführt haben. 
Diese beiden Vorlagen verbessern den gegen­
wärtigen Zustand im Besoldungsrecht der 
öffentlich Bediensteten und sind daher zu be­
grüßen. 

Wenn ich zu den einzelnen Punkten der 
Vorlagen Stellung nehme, so möchte ich nur 
die wichtigsten Bestimmungen herausheben 
und mich zuerst mit dem Punkt 9 der Ge­
haltsgesetz-N ovelle beschäftigen. In diesem 
Punkt 9 werden, wie der Herr Berichterstatter 
schon angeführt hat, die Abfertigungsbestim­
mungen für die weiblichen Bediensteten ver­
bessert. Die Zeiträume, .  in denen Abfertigun­
gen nach der Eheschließung oder nach der 
Geburt eines eigenen Kindes gegeben werden 
können, werden erstens einmal verlängert, und 
zweitens werden die Beträge, die als Abfertigung 
gewährt werden, ganz bedeutend erhöht. Mit 
dieser Frage der Abfertigungserhöhung für 
weibliche Bedienstete ist jetzt endlich 
ein Problem gelöst worden, das den öffent­
lich Bediensteten seit Jahren auf den Fingern 
gebrannt hat, nämlich die Frage der Prag­
matisierung der weiblichen Bundesbediensteten, 
die mit einem in einem pragmatischen Dienst­
verhältnis stehenden öffentlich Bediensteten 
verheiratet sind. 

Wir haben in der Verfassung und auch 
im Gehaltsüberleitungsgesetz die Bestim­
mung, daß im öffentlichen Dienst zwischen 
den männlichen und weiblichen Bediensteten 
keine Unterschiede gemacht werden, es 
sei denn, daß diese Unterschiede physio­
logisch im Geschlecht selbst begründet sind. 
Die Tatsache, daß man sich bei der Er­
messensentscheidung über die Pragmati­
sierung der weiblichen Bediensteten auf 
den Standpunkt gestellt hat, daß man die 
Pragmatisierung nicht vornimmt, hat 
diesen Grundvorschriften widersprochen. 
Aber die Gewerkschaften waren nicht im­
stande, die Praxis der Verwaltung dahin 
gehend zu ändern, daß die Gleichheit zwischen 
Mann und Frau im öffentlichen Dienst herge­
stellt wird. Es haben da verschiedene Ursachen 
mitgespielt, über die zu sprechen heute müßig 
ist. Es ist zweckmäßig, lediglich festzustellen, 
daß die Änderung der Abfertigungsbestim­
mungen, durch welche das Ausscheiden einer 
pragmatischen Bediensteten aus dem öffent­
lichen Dienst aus bestimmten Gründen er-

leichtert wird, hoffentlich dazu führen wird, daß 
die Verwaltung ihre Praxis ändern und in Zu­
kunft nun die Anträge auf Pragmatisierung von 
weiblichen Bediensteten genauso behandeln 
wird wie die Pragmatisierungsanträge der 
männlichen Bediensteten . 

Die Tatsache, daß die Abfertigungsbeträge 
verhältnismäßig hoch sind, ist darauf zurück­
zuführen, daß man hier eigentlich fälschlich· 
von einer Abfertigung spricht. Man hat hier 
praktisch eine sogenannte Entfertigung, denn 
jede weibliche Bedienstete, die diese Abferti­
gungsbeträge in Anspruch nimmt, verzichtet 
praktisch auf ihren Ruhegenuß, auf den sie 
scho.n Anspruch erworben hat . Es ist daher 
auch notwendig gewesen, in der Novelle zum 
Gehaltsüberleitungsgesetz eine Bestimmung 
einzufügen, die dahin geht, daß die betreffende 
abgefertigte weibliche Bedienstete, wenn sie 
die Versicherung beim Sozialversicherungs­
träger fortsetzen will, die Möglichkeit hat, 
innerhalb einer bestimmten Frist aus den 
Mitteln der Abfertigung den Überweisungs­
betrag einzuzahlen und sich so die Versi­
cherung und den Anspruch auf eine spätere 
Altersversorgung aufrechtzuerhalten. 

Ein zweites Problem, das ich hier erwähnen 
will, betrifft Z. 12  der Gehaltsgesetz-Novelle. 
Hier wird eine Angelegenheit geregelt, die bei 
der Schaffung des Gehaltsgesetzes nicht so 
geregelt worden ist, wie es sich die Verwaltung 
vorgestellt hat. Man sah sich bei der Be­
ratung des Gehaltsgesetzes vor der N ot­
wendigkeit, die Bediensteten der Verwen­
dungsgruppe C, weil man ihnen den Aufstieg 
in die VI. Dienstklasse nicht gegeben hat, bei 
der Beförderung von der III. in die IV. und 
von der IV. in die V. Dienstklasse etwas zu 
bevorzugen. Bei der Beförderung in die· 
V. Dienstklasse hat man die Bevorzugung in 
der Form ausgesprochen, daß der Kollege die 
Dienstzeit, die er in der IV. Dienstklasse in 
den Gehaltsstufen 4, 5 und 6 zugebracht 
hat, für die VOITÜckung i;n der V. Dienstklasse 
angerechnet bekommt. Dabeihaben wir aber eine 
allgemeine Bestimmung, die besagt : Wenn ein 
Kollege aus irgendeiner Dienstklasse von der 
7 ., 8. oder 9 .  Gehaltsstufe befördert wird, 
dann werden in der Praxis auch diese 
Dienstzeiten mitgenommen. Man hat also 
hier jetzt in Einzelfällen die Situation gehabt, 
daß bei einer solchen Beförderung nicht zwei, 
nicht vier, nicht sechs Jahre, sondern bis zu 
zwölf Jahren hätten mitgenommen werden 
können, und das hat dann zur Folge gehabt, 
daß die Verwaltung wieder in Ausübung des 
freien Ermessens Beförderungen · nicht durch­
geführt hat, wenn diese Kollegen in der 6. ,  7. 
oder 8. Gehaltsstufe der IV.' Dienstklasse 
waren. 
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Nun haben wir ein Interesse gehabt, diesen 
Weg freizumachen, und haben dem Vorschlag 
der Verwaltung zugestimmt, daß diese all­
gemeine Bestimmung herausgenommen wird 
und daß den Kollegen bei ihrer Beförderung 
in die V. Dienstklasse nur die Dienstzeit von 
der 4., 5. und 6. Gehaltsstufe der IV. Dienst­
klasse mitgegeben wird. 

. Wir haben in den Verhandlungen verschie. 
dene Kompromisse angestrebt. Eines dieser 
Kompromisse war, daß in dem Augenblick, 
in welchem die Gehaltsgesetz-Novelle durch­
geht, die im Bundeskanzleramt aufgehaltenen 
Beförderungen der Kollegen von der IV. in 
die V. Dienstklasse der Verwendungsgruppe C 
sofort durchgeführt werden. Leider ist die 
Verabschiedung dieses Gesetzes erst jetzt in 
den Anfangstagen des Monats April möglich, 
was zur Folge hat, daß die Wirkung der Be­
förderungen, wenn sie jetzt im Monat April 
oder Mai ausgesprochen werden, für die Dienst­
zeitanrechnung erst mit 1 .  Juli 1959 wirksam 
werden. Aber trotzdem hoffen wir, daß es bei 
dieser Vereinbarung mit den Gewerkschaften 
bleibt und daß jetzt die Verwaltung wirklich 
darangeht, alle in dieser Richtung seit Monaten 
aufgeschobenen Beförderungen auch wirklich 
auszusprechen. 

Ein sehr wichtiges Problem, das wir mit der 
Gehaltsgesetz-N ovelle regeln wollen, ist in den 
Punkten 13 bis 17 enthalten. Das sind die ver­
schiedenen Härten, die bei der übersteIlung 
?er 

.
Kollegen von einer Verwendungsgruppe 

�n dIe andere entstanden sind, die man jetzt 
1m großen und ganzen entsprechend zu beseiti­
gen versucht. Ich möchte hier nur auf zwei 
besondere ÜbersteIlungsfälle hinweisen, bei 
welchen wir eine neue positive Regelung er­
reichen konnten. 

Im öffentlichen Dienst kommt es vor - was 
eigentlich nicht vorkommen sollte -, daß Be­
dienstete, die ein höheres Anstellungserforder­
nis nachweisen können, nicht auf einem Dienst­
posten dieses Anstellungserfordernisses ein­
gestellt werden, sondern in einen niedrigeren 
Dienstposten hineinkommen und erst im spä­
teren Verlauf auf einen höheren Dienstposten 
befördert werden. Das hat zur Folge gehabt-, 
daß dieser Kollege in seinem Aufstieg von der 
niedrigeren in die höhere Verwendung einen 
übersteIlungsverlust von sechs Jahren erlitten 
hat. Es ist uns im Verhandlungswege gelungen, 
diese Härten wenigstens soweit zu beseitigen, 
daß in Zukunft in einem solchen Fall bei Nach­
weis des höheren Anstellungserfordernisses beim 
Eintritt wenigstens die halbe Zeit der niedri­
geren Verwendung für die höhere Verwendung 
angerechnet wird. Das hat nur dann eine 
Wirkung, wenn der Kollege innerhalb von 
zwölf Jahren von der niedrigeren Verwendung 

in die höhere Verwendung kommt, denn dann 
wird der Verlust der halben Zeit geringer sein 
als der normale sechsjährige überstellungs-
verlust. 

. 

Ein zweiter Fall, den wir positiv regeln 
konnten, betrifft jene Kollegen, die, ohne das 
Anstellungserfordernis für eine höhere Ver­
wendungsgruppe nachzuweisen, in eine niedri­
gere Verwendungsgruppe eintreten, dann aber 
ihre Freizeit dazu benützen, dieses höhere An­
stellungserfordernis . zu erwerben, mit anderen 
Worten, die also innerhalb ihrer Freizeit die 
Vollmatura ablegen. Hier haben wir insbeson­
dere an die Einrichtung der Arbeitermittel­
schule gedacht, jener Schule, die den Unter­
richt am Abend durchführt, wo die Kollegen 
unter Zurückstellung aller privaten Interessen 
sich nur dem Studium widmen, um die Mittel­
schulreife zu erreichen. Für diese Kollegen 
konnten wir nun durchsetzen, daß der Über­
stellungsverlust von sechs Jahren auf vier Jahre 
heruntergesetzt worden ist. Das ist eines der 
wichtigsten Ergebnisse, die in der Gehaltsgesetz­
Novelle festgehalten sind, und die Arbeiter­
mittelschüler , die sich diesem erschwerten 
Studium unterworfen haben, werden jedenfalls 
dem österreichischen Nationalrat und dem 
Bundesrat dafür dankbar sein, daß man ihnen 
hier den Überstellungsverlust von sechs Jahren 
auf vier Jahre herabgesetzt hat. 

Es gibt noch eine Reihe verschiedener 
Überstellungsprobleme kleinerer Art, von deren 
Besprechung aber in diesem Zusammenhang 
abgesehen werden kann, weil der Personen­
kreis, der von der Regulierung dieser Über­
stellungshärten betroffen wird, verhältnismäßig 
klein ist. 

Wichtig in der Gehaltsgesetz-Novelle ist :wch 
die Tatsache, daß wir in einem einzigen Punkt 
die Gehaltsansätze des öffentlichen Dienstes 
ändern. In der Besoldungsgruppe "Beamte in 
handwerklicher Verwendung" war es not­
wendig, eine Unstimmigkeit, die bei der 
Schaffung des Gehaltsgesetzes im Jahre 1956 
eingetreten ist, zu beseitigen ; eine Unstimmig­
keit, die praktisch die Ursache dafür war, 
daß die vom öffentlichen Dienst seit langem 
erwartete und für ihn unter allen Umständen 
sehr notwendige Dienstzweigeverordnung erst 
jetzt herauskommen kann. Wir rechnen da­
mit, daß die Verhandlungen über die Dienst­
zweigeverordnung in kürzester Zeit wieder 
aufgenommen und in verhältnismäßig kurzer 
Zeit mit einem positiven Ergebnis abgeschlos­
sen werden können. 

Die Veränderung war notwendig, weil wir 
in den Gewerkschaften auf dem Standpunkt 
stehen, daß einem Arbeiter, der einen Beruf 
erlernt hat und dies durch einen Gesellenbrief 
nachweisen , kann, die Bezüge in der Höhe 
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der Verwendungsgruppe D zu gewähren sind, worden. Die Gehaltsgesetz-Novelle nimmt · 
wenn er im öffentlichen Dienst tatsächlich in man jetzt zum Anlaß, um für diese Gruppen 
diesem erlernten Beruf verwendet wird. Dieser eine richtige Regelung zu schaffen. 
Standpunkt der Gewerkschaften des öffent- In diesem Zusammenhang wären besonders 
lichen Dienstes wurde seinerzeit bei den Ver- zwei Gruppen zu erwähnen : die Handarbeits­
handlungen grundsätzlich akzeptiert. Praktisch lehrerinnen an Haupt- und Sonderschulen 
hat man es aber so gemacht, daß man einem und die Hauswirtschaftslehrerinnen. Diese 
Arbeiter, der einen Beruf erlernt hat und in zwei Gruppen haben ihre Zulagen bei den 
diesem Beruf verwendet wird, einen Bezug Verhandlungen über das Gehaltsgesetz nicht 
gegeben hat, der um einen Gehaltsvorrückungs- durchsetzen können ; man hat das davon 
betrag geringer war, daß man erst dem quali- abhängig gemacht, daß zuerst einmal eine ent­
fizierten Facharbeiter den wirklichen D-Bezug sprechende Prüfung für die höhere Verwen­
gewährt hat und daß man dem Fach- dung vorgeschrieben werden . soll. Das ist 
arbeiter, der als Partieführer und Vorarbeiter jetzt geschehen, das Unterrichtsministerium 
beschäftigt wird, einen D-Bezug gegeben hat, hat die Prüfungsvorschriften erlassen, und es 
der um einen Vorrückungsbetrag höher war. ist daher jetzt möglich, diese Gruppen 

Das hat aber dann bei der praktischen ebenfalls in die Zulagenregelung einzubeziehen. 

Durchführung der Dienstzweigeverordnung in- Eine zweite Gruppe, die hier zu erwähnen 
soferne Schwierigkeiten hervorgerufen, als · wir ist, sind die Erzieher an Bundeskonvikten, 
bereits in der jetzt geltenden Dienstzweige- an Blindeninstituten, an Taubstummeninstitu­
verordnung vor allem bei der Post eine Reihe ten und gleichartigen Anstalten. Diese Er­
von Dienstzweigen haben, in denen diesen zieher bekommen die sogenannte Erzi�her­
Arbeitern schon der D-Bezug zuerkannt wird. zulage, für die es auf dem Gebiete der Neben­
Dadurch hätte die Notwendigkeit bestanden, gebühren bereits eine Vorausregelung gibt. 
eine verschiedene Behandlung der Facharbeiter, Man übernimmt jetzt diese Nebengebühren­
die in ihrem erlernten Beruf arbeiten, durch- regelung und verankert sie im Gesetz, sodaß wir 
zuführen. Die Arbeiter bei der Post hätten hier eine gleichartige Behandlung aller Zu­
höhere Bezüge gehabt als die gleichen Arbeiter lagen für die Lehrer vorfinden. 
in einem anderen Bundesbetrieb. Wichtig ist der Begriff ' "gleichartige An-

stalten" . Bei den Verhandlungen war man 
Das war ein . unmöglicher Zustand. Die bestrebt, auch die Lehrer an landwirtschaft-

schwierigen Verhandlungen haben nun dazu lichen Schulen in diese Erzieherzulage einzu­
geführt, daß man sich in der Form verständigt beziehen, weil wir an landwirtschaftlichen 
hat, den Arbeitern, die in ihrem erlernten 
Beruf tätig sind, ihren wirklichen D-Bezug zu 

Schulen ebenfalls Internate haben, wo ganz 
genau die gleichen Verhältnisse vorliegen wie geben, also - wie es in der Vorlage heißt - bei den Bundeskonvikten, Taubstummen-

dem Arbeiter, der in P 3 gehört, praktisch · anstalten und Blindeninstituten. Es ist uns 
den P 2-Bezug zu geben und die Aufstockung aber nicht gelungen, in diesem Gesetzestext der anderen Bezüge in der · Form durchzufüh- die landwirtschaftlichen Lehranstalten aus­ren, daß man dem wirklichen P 2-Arbeiter zum drücklich anzuführen. Das ist vielleicht be­P 3-Bezug einen Betrag von 45 S dazugibt und gründet, weil das landwirtschaftliche Schul­dem Vorarbeiter weitere 45 S. Die Ansätze 
werden also in Zukunft sein : der P 3-Arbeiter 

wesen heute noch sehr ungeordnet ist, die 

wird in Zukunft statt 1060 8 1 120 S  bekommen, 
Zuständigkeiten sind noch nicht genau fest­

und der P 2-Arbeiter wird statt 1 1 20 S 1 165 S 
gelegt ; es gibt landwirtschaftliche Schulen 

und der P I-Arbeiter wird statt 1 180 S 
des Bundes, landwirtschaftliche Schulen der 
Länder, landwirtschaftliche Schulen der · 1210 S als Anfangsbezug erhalten, und dann Bauernkammern, weiters Fortbildungsschu-wird er jeweils alle zwei Jahre ein Biennium len. Dieses ganze Problem der landwirtschaft­

bekommen. lichen Schulen ist also vorläufig in Entwick-
Es wären dann noch die Punkte 2 1  bis 23 lung begriffen ; daher war es nicht. möglich, 

dieser Gesetzesvorlage zu · erwähnen. Hier ohne da und dort Kompetenzbestimmungen 
werden verschiedene Zulagen für bestimmte zu verletzen, die landwirtschaftlichen Schulen 
Lehrergruppen geregelt. Das Gehaltsgesetz in einem Bundesgesetz zu erwähnen. Es ist 
kennt bei den Lehrern eine Reihe von Zulagen. aber bei den Verhandlungen deutlich zum 
Die Beschäftigung und Betätigung der Lehrer Ausdruck gekommen, daß man den Begriff 
ist so unterschiedlich, daß man das im Gehalts- "gleichartige Schulen" insbesondere deswegen 
schema allein nicht berücksichtigen kann. hineingenommen hat, um die Möglichkeit zu 
Es war daher notwendig, für die · einzelnen haben, die Lehrer an landwirtschaftlichen 
Kategorien der Lehrer die verschiedensten Schulen des Bundes, die mit einem Internat 
Zulagen zusätzlich zu geben. Dabei sind zunächst verbunden sind, in diese Zulagenregelung 
einzelne Gruppen nicht richtig . bedacht einzubeziehen. 
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Die Punkte 24 bis 27 beinhalten Über. 
stellungsbestimmungen für Lehrer, die spiegel­
gleich mit den tJberstellungsbestimmungen 
für _die Beftmten der allgemeinen Verwaltung 
sind, sodaß ich darüber nicht mehr zu 
sprechen brauche. 

Die Punkte 28 und 29 behandeln Probleme 
der Wachebeamten. Hier möchte ich ins. 
besondere auf ein Problem aufmerksam ma· 
ehen, das wir hier in zufriedenstelIender Weise 
lösen konnten. Es war bisher so, daß ein 
Wachebeamter seine Wachdienstzulage dann 
verlor, wenn er aus dem Exekutivdienst aus· 
schied. Die Wachdienstzulage wird nur ge· 
geben, weil er die Gefahr des Exekutivdienstes 
auf sich nehmen muß, weil er die Gefahr auf. 
suchen muß und ihm bei dieser Gelegenheit 
Verschiedenes passieren kann. Nun haben wir 
Fälle, daß Wachebeamte in ihrem Dienst, 
eben weil sie die Gefahr aufsuchen müssen, 
verunglücken und nicht mehr exekutivdienst­
tauglich sind und daher in den Innendienst 
genommen werden und Kanzleidienst ver­
sehen. Es war immer eine Härte, daß ein 
Wachebeamter, der in seinem Dienst verun­
glückt und die Schwierigkeiten einer Dienst­
behinderung auf sich nehmen muß, dann noch 
seine Wachdienstzulage verliert. Jetzt wird 
im Gesetz ausdrücklich festgelegt, daß Wache­
beamte, die im Dienst verunglücken, die 
Wachdienstzulage auch dann behalten, wenn 
sie exekutivdienstuntauglich werden. 

Die Punkte 30 bis 33 behandeln Probleme 
der Heeresangehörigen. Hier ist wiederum ein 
Problem herauszunehmen : die Einführung 
einer Truppenverwendungszulage für zeitver­
pflichtete Soldaten. In der Verwendungs­
gruppe H 3 bekommen die Unteroffiziere in 
Zukunft auf Grund des Gesetzes eine monat­
liche Zulage von 90 S. Die zeitverp:flichteten 
Soldaten mit Chargen unter dem Unteroffizier 
erhalten eine monatliche Zulage von 75 S .  
Es ist 80, daß diese Zulagenregelung auch 
schon derzeit auf dem Gebiete der Neben­
gebühren besteht ; es ist also nur eine An-

, passung an die übliche Regelungsform für 
Zulagen, die wir im Gehaltsgesetz haben, 
wenn auch diese Zulagen in das Gehaltsgesetz 
hineingenommen werden. 

Die weiteren Punkte 34 bis 37 beinhalten 
Übergangsvorschriften und verlängern deren 
Wirkung bis zum 31.  Dezember 1959, 
weil sich immer noch Fälle ereignen, die unter 
die Übergangsvorschriften fallen. Von diesen 
konnte aber jetzt nicht mehr Gebrauch ge­
macht werden, weil die Fristen schon abge­
laufen sind. Diese Fristen werden durch die 
Gesetzesnovelle neu eröffnet, und es wird den 
einzelnen Kollegen wieder die Möglichkeit 
gegeben, von den Übergangsvorschriften bis 
zum 31 .  Dezember 1959 Gebrauch zu machen. 

Interessant ist aber auch noch, was in dieser 
Novelle nicht enthalten ist. Die Gewerkschaf. 
ten haben zu § 3 den Standpunkt vertreten, 
daß die Sonderzahlung in der Richtung 
geregelt werden müsse, daß im Laufe einer 
bestimmten Periode die Sonderzahlung um 
einen ganzen Monatsbezug erhöht wird. Die 
Situation bei den Verhandlungen hat sich so 
entwickelt, daß eine gesetzliche Regelung in 
dieser Novelle nicht möglich war. Die Frage 
der Bedeckung ist noch ungeregelt. Wir er­
warten eine Einladung vom Kanzler, um über 
die Einsparungsmaßnahmen zu verhandeln, 
so wie das bereits im Ressort des Verkehrs­
und Elektrizitätswirtschaftsministers geschehen 
ist, wo im Beisein des Herrn Finanzmillisters 
die Einsparungsvorschläge bei der Bundes­
bahn und bei der Post abgehandelt und fixiert 
worden sind. Diese Verhandlung ist bei uns 
im öffentlichen Dienst der anderen Ressorts 
noch ausständig, und wir rechnen damit, daß 
diese Verhandlungen eingeleitet und auch zu 
einem entsprechenden Abschluß geführt wer­
den. 

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang 
im vollen Bewußtsein meiner Verantwortung 
jetzt schon erklären, daß die Frage der Sonder. 
zahlung im Jahre 1959 unbedingt geregelt 
werden muß, weil, wenn diese Frage ungeregelt 
bleibt, die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes spätestens zu Weihnachten dieses 
Jahres nicht mehr in der Lage sein werden, 
den Arbeitsfrieden im öffentlichen Dienst auf­
rechtzuerhalten. Wir haben augenblicklich 
noch entsprechend Zeit. Wenn man verant­
wortungsbewußt an dieses schwierige Problem 
herangeht, so muß es uns gelingen, bis in 
den Herbst die Sache so weit zu bringen, daß 
eine Regelung dieser Frage möglich ist und 
daß wir im Herbst eine zweite Novelle des 
Gehaltsgesetzes bekommen, in welcher diese 
Frage einer Regelung zugeführt wird. 

Eine zweite offene Frage, die schon Gegen­
stand von Verhandlungen in einem Unter­
ausschuß anläßlich der Beratung der Gesetzes­
novelle im Nationalrat war,. ist die Frage 
des übersteIlungsverlustes bei den Akade­
mikern. Es ist uns gelungen, für die 
Arbeitermittelschüler, wenn sie während der 
Dienstzeit studieren, den ÜbersteIlungsverlust 
von sechs auf vier Jahre herunterzubringen, 
aber es war ganz unmöglich, eine analoge 
Bestimmung für jene Kollegen zu erreichen, 
die neben ihrer Arbeit im Büro, in der Dienst­
stelle, eine Hochschule besuchen und ihr 
Hochschulstudium mit Erfolg abschließen. 
Nach wie vor sieht das Gehaltsgesetz vor, daß 
bei der ÜbersteIlung von B in A ein Über­
stellungsverlust von sechs Jahren eintritt. 
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bracht, daß bewährte Pflichtschullehrer, die 
keine Hochschulbildung haben, aber ausge­
zeichnete Methodiker sind, die Möglichkeit 
haben, an den Lehrerbildungsanstalten als 
Methodikprofessoren unterzukommen. Bei 
dieser Gelegenheit werden sie dann in L 1 
gereiht unter der Voraussetzung, und mit der 
Auflage, daß ihnen von ihrer Dienstzeit 
sechs Jahre als ÜbersteIlungsverlust ge­
nommen werden. 

Im Unterausschuß hat man diese Frage einer 
Lösung zuzuführen versucht. Leider war viel 
zuwenig Zeit, um ernstlich alle Für und Wider 
zu erwägen, und man hat, um die Gesetz­
werdung der Gehaltsgesetz-Novelle nicht zu 
verzögern, es aufgegeben, diese Frage jetzt 
endgültig zu regeln . Das heißt aber nicht, 
daß diese Frage endgültig ad acta gelegt 
ist. Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes werden bei der nächstbesten Gelegen­
heit diese Frage wieder in den Vordergrund 
stellen und trachten, daß man dazukommt, Bezüglich der Aufstiegsmöglichkeiten solcher 

die Argumente, die in den Verhandlungen bewährter Lehrer müssen wir immer wieder ab­

des Unterausschusses von den Verwaltungs- wägen : Wo geht es diesem Lehrer besser 1 
vertretern zum Teil in richtiger Weise, zum Kommt er im Schuldienst bei der Hauptschule 

Teil aber auch in unrichtiger Weise angeführt oder in der Lehrerbildungsanstalt finanziell 

" worden sind, genau zu prüfen. Dann wird man besser durch 1 Und da zeigte es sich, · daß 

sich hoffentlich dazu entschließen, die Akade- kein Hauptschuldirektor, der ein ausgezeich� 

miker im öffentlichen Dienst nicht schlechter neter Pädagoge ist und der wirklich imstande 

zu behandeln, als man die Maturanten im wäre, den methodischen Unterricht an einer 

öffentlichen Dienst behandelt hat. Lehrerbildungsanstalt mit Erfolg zu erteilen, 
mehr in die Lehrerbildungsanstalt eintritt, 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage weil ihm der ÜbersteIlungsverlust von sechs 
der Behandlung der Mittelschullehrer , die Jahren so viel an Dienstjahren wegnimmt, 
während eines · bestimmten Zeitraumes in der daß er als Direktor einer Hauptschule wesent­
Hauptschule tätig waren, einer Regelung zuzu- lieh höhere Bezüge hat. Das ist auch ein 
führen. Die Tätigkeit in der Hauptschule wird Mangel, der sich langsam aber sicher in der 
als eine Tätigkeit in der Verwendungsgruppe B, Güte der Lehrerbildung auswirken wird, und 
L 2, gewertet. Die Tätigkeit in der Mittelschule auch hier wird es notwendig sein, daß man 
ist eine Tätigkeit, die ' akademische Studien sich einmal mit diesem Problem beschäftigt 
voraussetzt, und sie wird A-wertig behandelt und auch hier die Überstellungsbestimmungen 
und gehört in die Verwendungsgruppe L 1 .  einer " entsprechenden Revision unterzieht. 
Nun besteht das Problem darin, daß man 
die Tätigkeit des Hauptschullehrers, auch Heute haben wir hier die Gelegenheit, über 

wenn er die Voraussetzungen für einen Mittel- Beamtenfragen zu reden, und ich möchte 

schullehrer mitbringt, als B-wertig, L 2-wertig, deshalb noch auf ein Gesetz hinweisen, das 

behandelt, obwohl sich die Hauptschule prak- genauso notwendig wie die Gehaltsgesetz­

tisch mit der Untermittelschule deckt. Auch Novelle ist, " nämlich auf die Vertrags­

hier versuchen wir eine Lösung zu finden. bedienstetengesetz-Novelle. Auch die Ver­

Angebahnt wurde die Lösung schon in der tragsbedienstetengesetz-Novelle war fertig. 

Form, daß " wir in Einzelfällen eine Erleichte- Wir hatten damit gerechnet, daß die 

rung dadurch bringen können - es sind das Vertragsbedienstetengesetz-Novelle so 

ja jene Fälle, wo der Betreffende mit einer. wie das beim Gehaltsgesetz der Fall war -

höheren Vorbildung eine niedrigere Verwen- über den Ministerrat in den Nationalrat 

dungsgruppe hat -, daß man schon nach den kommt. Wir mußten aber feststellen, daß im 

jetzigen Bestimmungen die Möglichkeit hat, letzten Moment ein Einspruch der Bundes­

eine Tätigkeit als Hauptschullehrer mindestens kammer der gewerblichen Wirtschaft gegen 

zur Hälfte als Mittelschullehrer-Dienst anzu- diese Gesetzesvorlage erfolgt ist. Diesen Ein­

rechnen. Aber diese Form der Lösung ist spruch hat Handelsminister Dr. Bock mit­

noch ungenügend, und wir werden trachten, vertreten. Die Folge davon war, daß dieses 

auch hier einen Weg zu finden, um den begrün- Gesetz nicht mehr in den Nationalrat ge­

deten Forderungen der Mittelschullehrer, die kommen ist, obwohl wir gerade eine Novelle 

an Hauptschulen tätig waren, entsprechend des Vertragsbedienstetengesetzes sehr, sehr not­

Rechnung tragen zu können. wendig brauchen ; erstens einmal um die 
Neueinführung der 45 Stunden-Woche ge-

Schließlich noch ein offener Fall, der für die" setzlich regeln zu können, zweitens um 
Entwicklung der Schulpolitik von großer Be- die Vordienstzeitenverordnung für Vertrags­
deutung sein wird. Die Schulbehörden haben bedienstete, die eine Angleichung der 
immer größere Schwierigkeiten, wirkliche Behandlung der Vertragsbediensteten an die 
Praktiker in die Lehrerbildungsanstalten zu Behandlung der pragmatisch Bediensteten zum 
bekommen, die dort den methodischen Unter- Inhalt hat, zu bekommen. Diese Yordienst­
richt erteilen sollen. Das hat es mit sich ge- zeitenverordnung können wir nicht erhalten, 
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weil die Verordnungsermächtigung des alten 
Gehaltsgesetzes praktisch ungenügend ist und 
eine neue Verordnungsermächtigung erst in der 
neuen Vertragsbedienstetengesetz-N ovelle auf­
scheinen wird. Das . hängt alles damit zu­
sammen, und deshalb sind wir der Meinung, 
daß wir unter allen Umständen trachten müs­
sen, die Schwierigkeiten, die jetzt von seiten 
des Handelsministers gemacht werden, zu 
überbrücken, damit das neue Parlament so 
rasch als möglich sich mit dieser Novelle zum 
Vertragsbedienstetengesetz beschäftigt. 

Der Einspruch der Bundeskammer der ge­
werblichen Wirtschaft geht aber nicht in der 
Richtung, daß sie materiell gegen das Gesetz 
etwas einzuwenden hätte. Der Einspruch geht 
in einer formellen Richtung, und das ist das, 
was wir in den Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes unbedingt ablehnen müssen. Die 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
steht auf dem Standpunkt, daß man im 
Vertragsbedienstetengesetz ohneweiters die 
Anpassung der Bestimmungen an die 
verschiedenen Kollektivverträge der Pri­
vatwirtschaft durchführen könnte. Materiell 
wäre das ohneweiters möglich. Ohneweiters 
würde die Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft zustimmen, daß auch der Bund so wie 
die Privatwirtschaft die überstundenzuschläge 
für angeordnete überstunden von 25 Prozent 
auf 50 Prozent erhöht. Sie wehrt sich nur 
dagegen, daß diese Bestimmungen, diese An­
gleichungen in ein Gesetz hineinkommen, weil 
diese Gesetze die Auslegung der privatwirt­
schaftlichen Kollektivverträge irgendwie prä­
judizieren. Wenn die Ansicht der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft durch­
dringen würde, würde eine Weiterentwicklung 
des Vertragsbedienstetenrechtes unmöglich 
sein, und die Gewerkschaften wären dann ge­
zwungen, die Angelegenheiten der Vertrags­
bediensteten nicht mehr durch ein Gesetz, 
sondern so wie in der Privatwirtschaft durch 
Kollektivverträge zu regeln. Ob die Ver­
handlungen aber für die Verwaltung, wenn es 
um Kollektivverträge geht, leichter sind, ob 
die Verhandlungen zu billigeren Ergebnissen 
führen, das bleibt wohl dahingestellt. 

Die letzte Frage, die ich hier noch behandeln 
will, ist die Frage der Strafgesetznovelle 1959. 
Diese Strafgesetznovelle 1959 hat in den letzten 
14 Tagen unter den Beamten irgendwie Auf­
sehen erregt. Gewisse Beamtengruppen haben 
ganz leidenschaftlich gegen diese Strafgesetz­
novelle protestiert, und es ist praktisch so 
herausgekommen, als ob die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes, die zu dieser Straf­
gesetznovelle keine Stellung genommen haben, 
in irgendeiner Form ihre Verpflichtung, die 
Kollegen richtig zu vertreten, verletzt hätten. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit ausdrücklich 
feststellen, daß in der Gewerkschaft der 
öffentlich Bediensteten auch die christlichen 
Gewerkschafter keine Veranlassung gesehen 
haben, irgendwie einen Antrag zu stellen, 
uns in der Gewerkschaft mit diesem 
Gesetzentwurf zu beschäftigen. Das ist 
auch begreiflich, weil dieser Gesetzentwurf 
gewisse Dinge enthält, . die ja den öffentlich 
Bediensteten seit Jahrzehnten bekannt sind, 
und die öffentlich Bediensteten seit J ahr­
zehnten keinen Anstoß an diesen gesetzlichen 
Bestimmungen genommen haben. 

Was enthält nun diese Strafgesetz novelle 1 
Diese Strafgesetz novelle behandelt unter an­
derem die Amtsdelikte, die Amtsdelikte nach 
§§ 104 und 105 des Strafgesetzes, und dann 
die übertretungen nach _ § 3ll .  Beide Be­
stimmungen sind schon über 150 Jahre alt 
und ·waren auch schon in den Anf'angen des 
Strafgesetzes enthalten. Bisher hat man noch 
nie davon erfahren, daß sich die Beamten 
dagegen wehren, daß Strafbestimmungen we­
gen Mißbrauch der Amtsgewalt, wegen Partei­
bchkeit, wegen Geschenkannahme in Amts­
sachen bestehen. Nun auf einmal wird die 
Sache anders, und es wird so getan, als ob 
erst in diese Strafgesetznovelle diese ganzen 
Vorschriften hineingekommen wären. 

Was ist wirklich drinnen � Die alten Tat­
bestände : Verbrechen sind schwere Pflicht­
verletzungen oder solche, bei denen der 
Wert des Geschenkes oder des sonstigen Vermö­
gensvorteiles 150 S überschreitet. Hier ist 
erstens einmal die Parteilichkeit zu nennen, 
zweitens der Amtsmißbrauch und drittens 
die Geschenkannahme in Amtssachen. Liegt 
keine schwere Pflichtverletzung vor oder liegt 
der Wert unter 150 S, so wird dieses Delikt 
als Übertretung behandelt. 

Neu in der Strafgesetznovelle ist eine Er­
weiterung des § 104 in seinem Absatz 2 be­
züglich der Begünstigung gewesen. Und 
gerade diese Bestimmung über die Begünsti­
gung wird nun zum Anlaß genommen, zu 
sagen, das wäre eine schwere Bedrohung der 
öffentlichen Bediensteten. Wenn man diese 
Begünstigungsbestimmung genau liest, so wird 
man feststellen, daß nur jene Begünstigung 
strafbar ist, die bei vorsätzlicher Verletzung 
der Amtspflicht begangen wird. Jeder korrekte 
und anständige Beamte wird sich hüten, vor­
sätzlich die Amtspflicht zu verletzen, und in dem 
Augenblick, in welchem die Amtspflicht nicht 
vorsätzlich verletzt wird, braucht auch der Be­
amte nicht zu fürchten, daß er irgendwie zur 
Verantwortung gezogen wird. 

Neu in der Strafgesetznovelle ist die Be­
stimmung, daß die Amtsdelikte so wie im § 9 
des Verwaltergesetzes auch auf einen bestimm-
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ten Personenkreis bezogen werden, der mit der 
Leitung, Aufsicht und Verwaltung bestimmter 
Rechtsträger und wirtschaftlicher Unterneh­
mungen betraut ist, die der Kontrolle des Rech­
nungshofes unterliegen. Das ist neu. Es ist eine 
natürliche Entwicklung, wenn man den öffent­
lichen Verwalter eines verstaatlichten Be­
triebes oder eines Betriebes,. der zu den Kon­
zernen der verstaatlichten Banken gehört, unter 
die Strafsanktion der Amtsdelikte stellt. Aber 
es ist unverständlich, wenn man dann die 
ordnungsgemäß bestellten Organe dieses · glei­
chen Betriebes irgendwie nicht unter diese 
Amtspfiichtsverletzungsbestimmungen stellt 
und dann sagt, das wäre etwas Neues, das sei 
etwas, was für die Gesamtwirtschaft unerträg­
lich wäre. 

Beim § 9 des Verwaltergesetzes, das ja seit 
dem Jahre 1946 · besteht, hat man keine wie 
immer geartete Einwendung gemacht und 
keineswegs feststellen müssen, daß die Durch­
führung der Verwaltung durch diesen § 9 
behindert wäre. Jetzt wird auf einmal mit den 
schwersten Geschützen gegen . diese Bestim­
mung geschossen und alles unternommen, damit 
die Strafgesetznovelle 1959 nicht Wirklichkeit 
wird. (Bundesrat Balz er : Das steht aber jetzt 
nicht zur Diskussion !) Es ist eine 
Angelegenheit, über die wir hier reden 
können. Sie können ja dann auch darüber 
reden. (Bunde8'J'at Schreiner:  Warum hat es 
der Pittermann zurückstellen lassen ?) 

Nun, ein weiteres Delikt ist die sogenannte 
verbotene Intervention. Das ist auch neu. 
Im § 311  c wird jede Intervention im öffent­
lichen Leben gegen Entgelt erfaßt. Wer straf­
los intervenieren will, der muß darauf achten, 
daß er keinen materiellen Vorteil anstrebt. 
Dann wird natürlich einem solchen Inter­
venienten auch bei Bestehen des § 311  c nichts 
geschehen. 

Schließlich und endlich ist auch bei den 
Interventionen die Ausdehnung auf denselben 
Personenkreis wie in § 105 a neu. 

Gerade die drei letzten Bestimmungen haben 
angeblich Bedenken erweckt, und wegen dieser 
drei Bestimmungen sind praktisch auch die 
Bemühungen. gescheitert, dieses Gesetz noch 
in der jetzigen Gesetzgebungsperiode durch­
zubringen. Wie hat man dieses Scheitern her­
beigeführt � Dadurch, daß man die Beamten 
organisiert hat, gegen dieses Gesetz aufzutreten. 

Die Finanzakademiker haben eine Aussen­
dung herausgegeben, in der sie dagegen 
protestiert und angeführt haben, daß 
es ganz untragbar ist, daß diese Bestimmungen 
weit in das Privatleben des einzelnen Beamten 
eingreifen. Wenn Sie in der " Österreichischen 
Neuen Tageszeitung" vom 21.  März darüber 
nachlesen, so werden Sie das Beispiel finden, 

daß man einem öffentlich Bediensteten, der 
während seines Urlaubs Erntearbeit gegen ein 
Trinkgeld verrichtet, mit der Strafgesetzno­
velle 1959 eventuell seine weitere Beamten­
laufbahn verschütten kann. 

Die Herren Finanzakademiker verwechseln 
dabei nur eines : sie verwechseln nämlich die 
Standespflichten mit den Amtspflichten. Es 
ist eine Frage, ob die Erntearbeit eines 
höheren Beamten gegen ein entsprechendes 
Entgelt eine Verletzung der Standespflicht ist ; 
darüber kann man streiten. Aber nie und 
nimmer wird diese Arbeit eine Verletzung der 
Amtspflicht sein, die nach dem Strafgesetz zu 
ahnden wäre. Also dieser Einwand geht voll­
kommen daneben und zeigt nur, daß unsere 
lieben Herren Finanzakademiker . nicht sehr 
viel von Kenntnissen geplagt sind, denn sonst 
müßten sie genau wissen, was Standespflicht 
und was Amtspflicht ist. 

So ähnlich sind auch die Einwendungen, die 
von seiten des Österreichischen Arbeiter- und 
Angestelltenbundes gemacht werden. Hier wird 
in der Zeitung davon geschrieben, daß der 
Beamte die Zeche bezahlen soll. Als Beispiel 
wird angeführt, daß der Sicherheitswachmann, 
der einen Verkehrssünder strafen soll, jetzt 
auf einmal in Angst und Schrecken versetzt 
wird, weil er nicht genau weiß, ob er nicht gegen 
den § 104 Abs. 2, betreffend die Begünstigung, 
verstößt, wenn er nach seinen Vorschriften 
diese Verkehrsverletzung entweder mit einer 
Abmahnung, mit einem Strafmandat oder viel­
leicht sogar mit einer Anzeige bei der vor­
gesetzten Behörde ahndet. 

Dieser Wachmann braucht keine Angst zu 
h�ben, auf ihn wird der § 104 Abs. 2 nie an­
gewendet werden, weil - wie ich schon gesagt 
habe --'- die Begünstigung die vorsätzliche Ver� 
letzung der Amtspflicht voraussetzt. Ein Be­
amter, der bei einer Ermessensentscheidung so 
oder so entscheiden kann, wird nie vorsätzlich 
Amtspflichten in dieser Richtung hin verletzen, 
sodaß auch der Gewerbereferent, der eine 
Gewerbekonzession vergeben ode:r nicht ver­
ge ben kann, auf keinen Fall A'ngst haben muß, 
unter die Räder zu kommen und nach dem 
Begünstigungsparagraphen verurteilt zu wer­
den. (Der Vo r s i  t z e n  d e übernimmt wieder 
die Verhandlungsleitung.) 

Die Situation ist so : Wir sind der Meinung, 
daß man einen Vorwand gebraucht hat, um 
diese Strafgesetznovelle in dem jetzigen Parla­
ment nicht mehr zur Erledigung zu bringen. 
(Bundesrat Salzer : Der Herr Pittermann hat 
ja für die Absetzung gestimmt ! Bind wir hier in 
einer Wählerversammlung ?) Ich werde schon 
darauf kommen ! Man hat vorgeschlagen, daß 
man statt dieses Gesetzes eine Änderung des 
Untreueparagraphen, des § 205 c, vornehmen soll. 
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Ja freilich haben wir das abgelehnt, weil es eine 
Augenauswischerei gewesen wäre, den Untreue­
paragraphen zu ändern, weil man auch mit 
dem geänderten Untreueparagraphen auf 
keinen Fall die Situationen hätte verhindern 
können, die Sie anscheinend durch Ihre Hal­
tung heute noch verteidigen wollen. (W ider­
spruch · bei der IJ V P.) 

Ich möchte nun meine Ausführungen ab­
schließen. Der anständige, der korrekte Beamte, 
der so wie viele andere Staats bürger die 
Trennung von Politik und Geschäft gutheißt, 
wird nicht die Meinung vertreten, daß die 
Strafgesetznovelle ein Gesetz gegen die Be­
amten ist. Er wird dafür eintreten, daß sie 
kommt, weil er die Möglichkeit hat, in diesem 
Rahmen wirklich eine ordentliche, anständige 
und korrekte Arbeit zu leisten. 

Mit diesen Feststellungen möchte ich meine 
Ausführungen beschließen und zusammen­
fassend nochmals sagen, daß wir eine Reihe 
von guten Bestimmungen in der Gehaltsgesetz­
Novelle durchgebracht haben. Deshalb wird 
die Fraktion der sozialistischen Bundesräte 
diesen beiden Gesetzen, der Gehaltsgesetz­
Novelle und der Gehaltsüberleitungsgesetz­
Novelle, die Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPIJ.) 

Vorsitzender : Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Bundesrat Gabriele . Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundesrat Gabriele : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Wenn ich mich heute zu 
dem uns vorliegenden Gesetzesbeschlp.ß des 
Nationalrates, betreffend das Bundesgesetz , 
womit das Gehaltsüberleitungsgesetz geändert 
und ergänzt wird, sowie zu dem uns vorliegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates, be­
treffend das Bundesgesetz, womit das Gehalts­
gesetz 1956 geändert wird, als Redner gemeldet 
habe, so geschah das aus zwei Gründen : ein 
Grund ist der, daß ich selbst schon seit über 
35 Jahren als öffentlicher Beamter im Dienst 
stehe, und der zweite, daß ich seit zehn Jahren 
die Ehre habe, als Vorsitzender der Gewerk­
schaft der öffentlich Bediensteten zu fungieren, 
und daß ich bei der Ausarbeitung beider Gesetze 
mitgewirkt habe. Dadurch bin ich in die Lage 
versetzt, sowohl über die positiven wie auch 
über die negativen Seiten beider Gesetze zu 
sprechen. 

Zur Regierungsvorlage, womit das Gehalts­
gesetz geändert und ergänzt wird und sozial� 
versicherungsrechtliche Vorschriften für aus­
geschiedene weibliche Beamte getroffen werden, 
ist zu sagen, daß wir sie seitens der Gewerk­
schaft begrüßen. Mit diesem Gesetz sind jetzt 
endlich die bisherigen Bedenken gegen die 
Pragmatisierung von verheirateten weiblichen 
Bundesbediensteten beseitigt, sodaß für die 

Zukunft zu erwarten ist, daß die Verwaltungs­
behörden keine grundsätzlichen Bedenken mehr 
dagegen erheben können. Im Hinblick auf die 
bisher immer wieder vorgebrachten Bedenken 
erschien es notwendig, die Bestimmungen über 
die Versetzung in den Ruhestand zu über­
prüfen, da gerade bei den verheirateten weib­
lichen Beamten das. Bestreben festzustellen war, 
schon in verhältnismäßig jungen Jahren durch 
Versetzung in den dauernden Ruhestand eine 
sachlich nicht immer gerechtfertigte Dauer­
versorgung zu erlangen. Es wurden daher die 
Bestimmungen über die Versetzung in den 
dauernden Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 
abgeändert. Ein Bediensteter kann daher 
- das hat auch schon mein Vorredner kurz 
gestreift - in Zukunft nur dann in den dauern­
den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit ver­
setzt werden, wenn er das 60. Lebensjahr voll­
endet hat. Vor Vollendung des 60. Lebens­
j ahres ist eine Versetzung in den zeitlichen 
Ruhestand nur mehr wegen Dienstunfähigkeit 
möglich. Um aber im Interesse des Dienstes 
und der Dienstbehörde eine lange Reaktivie­
rungsmöglichkeit zu e:t:öfl'nen, wurde die bis­
herige dreijährige Frist des zeitlichen Ruhe­
standes für diese Fälle auf fünf Jahre ver­
längert. Außerdem werden die Bediensteten, 
welche sich im zeitlichen Ruhestand befinden, 
verpflichtet, ihrer Dienstbehörde jede erwerbs­
mäßige Tätigkeit vor Ausübung zu melden. 

Ferner wurden Bestimmungen in das Ge­
ha1tsüberleitting�gesetz eingebaut, welche die 
Leistung des Uberweisungsbetrages gemäß 
§ 3 1 1  des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes regeln. Durch diese Regelung soll in 
jenen Fällen, wo Bundesbedienstete weiblichen 
Geschlechts freiwillig aus dem Bundesdienst 
ausscheiden und eine nach § 26 Abs. 3 des 
Gehaltsgesetzes 1956 festgesetzte Abfertigung 
erhalten, die Leistung des Überweisungsbetrages 
durch den Dienstgeber entfallen. Will eine 
ausscheidende Bedienstete jedoch ihre An­
wartschaft aus der Pensionsversicherung wah­
ren, so steht es ihr frei, aus der ihr zukommen­
den Abfertigung den Überweisungsbetrag selbst 
zu leisten. Wir erwarten, daß bei Ausscheiden 
von Bundesbediensteten weiblichen Geschlech­
tes die jeweilige Dienstbehörde sie besonders 
auf diese Bestimmungen aufmerksam macht. 

Durch die 1 .  Gehaltsgesetz-Novelle, durch 
die das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird und 
über welche fast zwei Jahre verhandelt wurde, 
werden eine Reihe von Verbesserungen des Ge­
haltsgesetzes 1956 vorgenommen. Besonders 
wichtig ist die Änderung der Abfertigungsbe­
stimmungen für verheiratete Beamte weibli­
chen Geschlechts. Konnten bisher weibliche 
Bedienstete nach Verehelichung oder Geburt 
eines lebenden Kindes nur innerhalb von drei 
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Monaten ausscheiden, so wurde diese Frist 

I 
alles versucht werden, um auch den Akade­

jetzt nach Verehelichung auf zwei Jahre aus- mikern den ÜbersteIlungsverlust von derzeit 
gedehnt, Auch die bisherige Frist von "drei sechs Jahren auf vier Jahre herabzusetzen. 
Monaten nach der Geburt eines lebenden Kin- Die Beamten in handwerklicher Verwendung 
des" wurde geändert, sodaß Beamten weiblichen können nun endlich in das für sie im Gehalts­
Ges�hlechts auch. da:nn noch eine Abfertigung gesetz 1956 geschaffene P-Schema überstellt 
gebuhrt, wenn sie. Inne;halb vo� 18 Jahr�n werden. Diese Regelung war unbedingt not­
na?h der Geburt emes e�genen Kindes, das I� wendig, da gerade diese Gruppe von Bedienste­
Zeitpunkt des Ausscheldens noch lebt, frel- ten seit Erscheinen des Gehaltsgesetzes 1956 
willig aus dem Dienstverhältnis ausscheiden. bis zum heutigen Tag noch nicht überstellt 
Die bisherigen Abfertigungsbeträge wurden werden konnte. 
wesentlich erhöht, und die Abfertigung für diese V h' d M" I di . h h Er B t' .. d B '  ' I  h 3 

ersc Ie ene ange , e SIC nac -eam mnen wur e zum eispIe nac scheinen des Gehaltsgesetzes bei verschiedenen Die�stjahren statt bisher 1 �ünft�g 5 Monats- Gruppen von Lehrpersonen ergeben haben, b?zuge b��ra�en, nach 5 DI�nstJ�hren statt wurden ebenfalls einer KlarsteIlung zugeführt. b�sher 3 ku�ftig. 8, nach 10 Dlenstl�hre:r: statt Es handelt sich hier hauptsächlich um Fremd-bIsher 8 kunftig 14, nach 15 DIenstjahren h I h M 'kl hr Arb ' 1 h . 
t tt b' h . 13 k"  f '  21 h 20 D' sprac en e rer, USI e er, elts e rennnen � a IS er 

, 
un tlg '

,
nac lenst- sowie Kindergärtnerinnen, Ferner wurde auch ]ahre� sta�t bIsher 18 k�nftlg 29 �nd . nach _ das wurde ebenfalls kurz gestreift - eine 25 DIenstjahren statt bIsher 23 kunftlg 37 Regelung der Zulagen für Klassenlehrer an Monatsbezüge. . kl ' d t ilt . kl . em asslgen un an ge e en em asslgen 

Maßgeblich für die Erhöhung der Abferti- Volksschulen getroffen. 
gung war, 

.
einerseits einen Anrei� zum vor�eiti- Von großer Bedeutung ist die Regelung des 

gen AustrItt �us ?em Bundesdienst zu g�ben § 83 des Gehaltsgesetzes 1956, welche die 
und andererseIts eIne Entlastung des PensIOns- Stichtagsverbesserung behandelt. Wurde ein 
etats �er beizufü�en ;. trotz dieser ethöhten Stichtag festgesetzt und hat der betreffende 
AbfertIgungen Wll'd SICh der Bund noch be- Beamte auf Grund der später erschienenen Vor­
deutende Pensionsbeträge ersparen. dienstzeitenverordnung 1957 um Anrechnung 

Eine wesentliche Änderung erfährt auch der �einer . Vordienstzeiten a�gesucht, �o konnte 
§ 4 Abs. 7, betreffend die Haushaltszulagen, Ih� dIese An:echnung �elI:en .materlel�en Vor­
weiters § 4 Abs. 8 lit. a, wo der bisher fest- tell mehr brmgen. DIe JetZIge BestImmung 
gesetzte Betrag von 460 auf 550 S erhöht wird, besagt, daß unbeschadet einer früher erfolgten 
und in lit. b desselben Paragraphen wird in Verbesserung seiner Bezüge oder einer . erfolg­
Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des ten Beförderung. durch. die zusätzl�che . �ech­
Verwaltungsgerichtshofes ein Betrag von 100 S nung von VordIenstzmten der semerzelt fest­
festgesetzt. gesetzte Tag um den angerechneten Zeitraum 

vorverlegt werden kann und dadurch eine Ver­
besserung seiner Bezüge eintritt. Der erste Schritt zur Verminderung des soge­

nannten ÜbersteIlungsverlustes - Kollege 
Dr. Koubek hat darauf schon hingewiesen -
konnte durch die Änderung des § 35 erreicht 
werden. Bisher wurden bei Überstellungen 
von Beamten aus den Verwendungsgruppen E 
- das ist der Hilfsdienst -, aus D - Kanzlei­
und Verwaltungsdienst - oder C - Fach­
dienst - in die Verwendungsgruppe B, also 
in den gehobenen Fachdienst, sechs Jahre als 
Überstellungsverlust abgezogen. In Zukunft 
wird sich dieser Zeitraum auf vier Jahre ver­
mindern, wenn der Beamte das Anstellungs­
erfordernis für diese Verwendungsgruppe durch 
Ablegung der Reifeprüfung an einer mittleren 
Lehranstalt erfüllt. Leider ist es nicht gelungen, 
dieselbe . Kürzung des Überstellungsverlustes 
bei Überstellungen in die Verwendungsgruppe 
A, den höheren Dienst, zu erreichen, da sich 
in diesem Fall die Verwaltung grundsätzlich 
dagegen ausgesprochen hat. Seitens der zu­
ständigen Interessenvertretungen der öffent­
lich Bediensteten wird aber auch diese Frage 
nicht von der Tagesordnung verschwinden und 

Auch für im E'xekutivdienst stehende Beamte 
konnte durch die jetzt zur Beschlußfassung vor­
liegende Gesetzesnovelle der Zustand hinsicht­
lich der Wachdienstzulage wie vor dem Jahre 
1938 wiederhergestellt werden. Diese Zulage 
wird nun auch weiterhin ausgezahlt, wenn der 
Beamte infolge eines im Exekutiv- oder 
Truppendienst erlittenen Dienstunfalles in 
diesem Dienst selbst nicht mehr verwendet 
werden kann. 

Der Gesetzgeber hat sich im Einvernehmen 
mit den zuständigen Gewerkschaften bemüht, 
verschiedene erst bei der Durchführung der 
Überleitung in das neue Gehaltsgesetz sich 
ergebende Mängel zu beseitigen ; es ist leider 
nicht gelungen, alle Mängel zu eliminieren, 
und es wird dies späteren Verhandlungen vor­
behalten bleiben. 

Mit großem Bedauern muß aber festgestellt 
werden - auch darüber hat Dr, Koubek 
gesprochen -, daß es bei den Verhandlungen 
nicht gelungen ist, den § 3 A�s. 3 des Gehalts-
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gesetzes 1956, welcher von der Sonder­
zahlung spricht, einer Änderung zuzuführen. 
Dieser Paragraph besagt, daß dem Beamten 
für jedes Kalenderhalbjahr eine Sonderzahlung 
in der Höhe von 50 vom Hundert des Monats­
bezuges, der ihm für den Monat der Auszahlung 
zusteht, gebührt. Hier versuchten die Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes, das Wort 
"Kalenderhalbjahr" durch das Wort "Kalen­
dervierteljahr' , zu ersetzen, das heißt eine 
Erweiterung der Sonderzahlung, den sogenann­
ten 14. Monatsbezug, in das Gesetz einzubauen.' 
Obwohl den Arbeitnehmern in der Privat­
wirtschaft schon heute dieser sogenannte 
14. Monatsbezug fast zu 90 Prozent unter 
verschiedenen Titeln gegeben wird und die 
Bundesregierung die Forderung der öffentlich 
Bediensteten schon ' seit Jahren als berechtigt 
ansieht, wurde diesem Wunsch nicht Rechnung 
getragen. Wir wollen hoffen, daß diese Forde­
rung nicht nur immer wieder als berechtigt 
anerkannt wird, sondern in nächster Zeit 
endlich auch eine materielle Auswirkung 
findet. 

Beide Gesetze bedeuten eine Anpassung 
der dienst- und besoldungsrechtlichen Belange 
der öffentlich Bediensteten an die derzeitigen 
Verhältnisse, doch gibt es noch eine Reihe von 
Gesetzen und Bestimmungen, die eine neue 
Regelung erfordern. 

Die öffentlich Bediensteten erwarten sich 
zum Beispiel, daß endlich auch ein neues 
Pensionsrecht geschaffen wird, da viele Be­
stimmungen des ASVG. sich heute schon 
besser auswirken als die Bestimmungen des 
bestehenden Pensionsrechtes. Hier werden 
sehr langwierige Verhandlungen notwendig 
sein, doch ist dies nicht zu vermeiden, denn 
der Fortschritt kann nicht aufgehalten werden. 
Es muß alles versucht werden, ein modernes, 
der heutigen Zeit angepaßtes Pensionsrecht 
für die öffentlich Bediensteten zu schaffen. 

Auch die Forderung nach Schaffung eines 
modernen Dienstrechtsgesetzes muß immer 
wieder erhoben werden. Derzeit gelten für 
die öffentlich Bediensteten noch immer die 
Bestimmungen der im Jahre 1914 erschienenen 
Dienstpragmatik. In dieser sind unter anderem 
die Qualifikationsbestimmungen sowie die diszi­
plinäre Verantwortung für sämtliche nicht dem 
Richterstand angehörenden Beamten geregelt. 
Zur Abänderung der Qualifikationsbestimmun­
gen wäre viel zu sagen, doch will ich mich nicht 
über Details verbreitern. 

Zum Disziplinarrecht : Dieses ist kein all­
gemeines Strafrecht, sondern ein Sonderrecht, 
für dessen Handhabung ausschließlich dienst­
liche Interessen in Betracht kommen. Die 
Disziplinarkommissionen sind jedoch keine 
Gerichte, sondern Verwaltungsbehörden und 

entsprechen nicht mehr dem heutigen Stand 
der rechtlichen Entwicklung. Insbesondere 
gilt dies hinsichtlich des Beschwerdeverfahrens, 
da nach Artikel 1 33 Z. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz in · Disziplinarangelegenheiten der Ver­
waltungsgerichtshof unzuständig ist. Seit län­
gerer Zeit wird daher in Beamtenkreisen die 
Errichtung eines Disziplinargerichtshofes dis­
kutiert. Es ist wirklich nicht einzusehen, 
warum gerade den öffentlich-rechtlichen Be­
diensteten das Recht verwehrt sein sollte, 
die Maßnahmen des Dienstgebers von einem 
unabhängigen Gericht auf ihre Rechtmäßigkeit 
überprüfen zu lassen. Auch der Instanzenzug 
bedarf einer Regelung, da für Beamte, die 
dem Personalstand der Zentralbehörden ange­
hören, sowie für die ressortmäßig unterstellten 
Beamten der Allgemeinen Verwaltung von 
der VII. Dienstklasse aufwärts nur die Diszi­
plinaroberkommission zuständig ist, gegen 
deren Entscheidung es kein Rechtsmittel 
mehr gibt. Für diese Beamten ist nämlich . 
die Disziplinaroberkommission gleichzeitig 
erste und zweite Instanz. 

Die öffentlich Bediensteten werden auch 
hinsichtlich der Zulassung zum Hochschul­
studium gegenüber allen anderen Staats­
bürgern benachteiligt. Ihnen ist es nach einem 
Erlaß des Ministers für Kultus und Unterricht 
vom 29. September 1856 verboten, ohne 
Zustimmung ihrer Behörde an einer Hoch­
schule zu inskribieren, und ohne eine solche 
Zustimmung abgelegte Prüfungen können 
nicht anerkannt werden und werden nicht 
anerkannt ; dies besagt auch ein späterer 
Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht 
vom 4. Oktober 1926. Die öffentlich Bedienste­
ten sind der Meinung, daß diese Einschränkung 
mit dem Bundes-Verfassungsgesetz, das allen 
Bürgern vor dem Gesetz die gleichen Rechte 
einräumt, im Widerspruch steht und daß die 
vorgesetzten Dienststellen doch das größte 
Interesse daran haben sollten, wenn sich ein Be­
amter neben seinem Dienst weiterbildet. ·.Diese 
Beamten verzichten dabei sicherlich auf viele 
Annehmlichkeiten, die das Leben bringt, und 
man soll daher diese Weiterbildung mcht 
immer nur als Vorteil für sie bei einer etwaigen 
ÜbersteIlung als Akademiker betrachten, son­
dern dies auch von dem Standpunkt aus an­
sehen, daß gerade diese Beamten, die ihr 
Hochschulstudium später absolvieren, auch 
große Erfahrungen aus ihrer bisherigen Praxis für 
ihre neue dienstliche Laufbahn mitbringen. 

Die Aufhebung dieser sich nur gegen die 
öffentlich Bediensteten auswirkenden Erlässe 
muß ebenfalls endlich erfolgen. 

In dem Dienstrechtsgesetz müßten aber 
schließlich auch Bestimmungen über ein Per­
sonalvertretungsrecht des öffentlichen Dienstes 
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eingebaut werden. Diese Forderung nach Schaf­
fung eines eigenen Personalvertretungsrechtes 
geht schon auf das Jahr 1921 zurück und 
konnte bis zum heutigen Tag nicht erfüllt 
werden, da der Artikel 21 unserer Bundes­
verfassung dagegen steht. Das Personal des 
öffentlichen Dienstes in Österreich ist aber an 
der Lösung dieses Problems sehr interessiert 
und verlangt vom Parlament die endliche Ver­
abschiedung eines Gesetzes über das Mit­
bestimmungsrecht, damit auch dem öffent­
lichen Personal alle Rechte eines Arbeitneh­
mers in einer demokratischen Republik zuteil 
werden. 

Ebenso ist die Forderung nach Schaffung 
eines Arbeitsinspektionsgesetzes für die Ämter 
und Dienststellen bei Bund, Ländern und 
Gemeinden als besonders dringlich zu be­
zeichnen. Wenn solche Verhältnisse, wie man 
sie oft in Büros, Ämtern und Dienststellen der 
öffentlichen Hand antrifft, in der Privatwirt­
schaft, für die j a  die Kontrolle durch die 
Arbeitsinspektion besteht, festgestellt wür­
den, wäre ein solcher Betrieb sicherlich schon 
geschlossen worden. Es mangelt nicht nur oft 
an Toilettenanlagen, an Waschgelegenheiten 
und Umkleideräumen, sondern auch an lichten 
und entsprechend großen Büroräumen. Es 
ist nicht einzusehen, daß Vorschriften für den 
privaten Sektor schon lange bestehen und 
eingehalten werden müssen, während man den 
eigenen Beamten derartige Vorschriften vor­
enthält. (Zustimmung des Bundesrates 
Dr. Broda.) Abhilfe ist hier dringend not­
wendig, um die Zahl der Krankheitsfälle, die 
sich immer wieder ergeben und welche zumeist 
durch Ansteckungen entstehen, im Interesse der 
Verwaltung herabzumindern. 

Nun komme ich als letztem zu den Aus­
führungen von Dr. Koubek zum Antikorrup­
tionsgesetz. Ich stelle zu dieser Strafgesetz­
novelle 1959 fest, daß erstens Vize kanzler 
Dr. Pittermann selbst um die Zurückstellung 
ersucht hat. Wir kennen die Umstände, wir 
wissen es, aber euch war genauso unheimlich 
wie uns ! Seien wir ehrlich ! (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.j Die Ausführungen sind daher nicht 
richtig, lieber Fritz� denn ich habe am 18. März 
in der Früh noch mit dir gesprochen, ob wir 
nicht ein Telegramm an den Justizausschuß 
schicken sollten ! Eines ist richtig : daß die 
Gewerkschaften die Vorlage gar nicht in die 
Hand bekommen hätten, wenn wir nicht als 
Mandatare die Vorlage gesehen hätten, und 
da war es leider schon zu spät. ( Bundesrat 
Dr. Broda : Sie waren doch in dem Verhand­
lungsausschuß vertreten !) Hier nicht ! (Bundes­
rat Dr. Broda : Aber Herr Dr. ·Hetzenauer!) 
Ich weiß, Herr Dr. Broda ! Ich habe den 
Kollegen Koubek auch nicht unterbrochen, 

ich möchte Sie bitten, auch mich aussprechen 
zu last;len ; Sie haben Gelegenheit, nach mir 
zu sprechen. 

Ich bedaure es sehr, daß die öffentlichen 
Beamten, die der sozialistischen Fraktion im 
ÖGB angehören, einen Beschluß faßten, in 
welchem sie das Antikorruptionsgesetz in der 
jetzigen Form als notwendig begrüßen. Wir 
konnten gestern in der "A-Z" lesen, daß die 
Beamten keine Angst zu haben brauchen vor 
diesem Gesetz. Es wird vom anständigen 
Beamten gesprochen - also jene, die sich vor 
dem Gesetz fürchten, sind von vornherein 
unanständig -, und es wurden die Dinge so 
dargestellt, daß die Beamtenvertreter im 
ÖAAB, um das Gesetz zu Fall zu bringen, 
vorgeschickt worden sind. Sehen Sie : Da hat 
man uns gar nicht vorzuschicken . brauchen, 
denn da haben wir uns selber in unserem 
eigenen Klub gerührt. Daß ein Antikorrup­
tionsgesetz notwendig ist, wollen wir nicht 
bestreiten, doch war der Zweck desselben ganz 
anders gedacht. 

' 

Wir sind der Meinung, daß für die Beamten 
genug Strafbestimmungen schon derzeit be­
stehen und daß es ' nicht notwendig ist, diese 
Bestimmungen zu verschärfen. Ich erwähne 
das Strafgeset�, ich erwähne die Dienst­
pragmatik, das Amtshaftungsgesetz, das man 
uns auch erst in der Zweiten Republik beschert 
hat, und viele andere Dinge. Die gehören alle 
zu den Privilegien - in negativer Form -, 
die uns, dem öffentlichen Dienst, die anderen 
immer vorwerfen. Und daher glaube 
ich : Wenn man schon seit Jahrzehnten solche 
Bestimmungen hat, so hätte man diese Be­
stimmungen für die Beamten überhaupt nicht 
zu verändern brauchen. Wir sind bisher da­
mit ausgekommen. 

Wie aber aus dem zurückgestellten Gesetz­
entwurf festzustellen war, hätte ja das Gesetz 
in erster Linie wieder nur die Beamten ge­
troffen. Denn das andere, was drinnen hätte 
sein sollen, ist eben durch die langen Verhand­
lungen, die der Herr Rechtsanwalt Dr. Broda 
erwähnt hat und bei denen auch unsere Herren 
dabei waren, schön langsam alles wieder 
herausgekommen. Es war ja viel, viel mehr 
drinnen, aber das habt ihr ja im Kompromiß­
wege schön langsam herausgenommen. Und 
übriggeblieben sind hauptsächlich die Straf­
verschärfungen für die Beamten, und dagegen 
haben wir uns gewendet. Und wenn man 
bei diesem Entwurf von einer Begünstigungs­
absicht spricht, so muß ich wohl fragen : 
Wo beginnt die Begünstigungsabsicht ? Wo 
endet sie ? Derartige unklare Bestimmungen 
gesetzlich zu verankern, ist sehr, sehr gefähr­
lich, meine Herren I Wir im Österreichischen 
Arbeiter- und Angestelltenbund organisierten 
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Beamten werden auch weiterhin sehr besorgt 
sein, daß nicht iinmer wieder derartige Ge� 
setze geschaffen werden, die sich einseitig 
gegen die Beamten richten; ( Widerspruch bei 
der SPO.) Wir bejahen ein Antikorruptions� 
gesetz, doch soll dies ein Gesetz sein, welches, 
um die Sauberkeit im öffentlichen Leben zu 
garantieren, die wirklich Schuldigen erfassen 
soll, aber nicht die Beamten in dieser Form ! 
Das hätte ich zu dieser · Frage zu sagen gehabt. 

Zurückkommend zu den beiden Gesetzen 
selbst möchte ich Sie im Einvernehmen mit 
der sozialistischen Fraktion bitten, Ihnen die 
Entschließung, die im Nationalrat am 18.  März 
1959 zur 1 .  Gehaltsgesetz�Novelle von den 
Frauen Nationalräten Flossmann und Rehor 
eingebracht worden ist und die hier aller 
Wahrscheinlichkeit nach übersehen worden ist, 
vortragen zu dürfen, und Sie ersuchen, daß 
auch Sie dieser Entschließung die Zustimmung 
geben. 

Die E n t s c h i  i e ß u n g lautet : 

Unverheiratete Beamte, denen für ihre 
Kinder die Kinderzulage . gebührt, können 
nicht in den Genuß der Haushaltszulage 
kommen, obwohl sie einen eigenen Haushalt 
führen. 

Die Haushaltszulage wird als Ehegattinen­
Zulage aufgefaßt. Der alleinstehende Beamte 
hat aber gleichfalls für die Versorgung und 
Betreuung der Kinder Aufwendungen zu er­
bringen. 

Die Bundesregierung wird ersucht, dieser 
Tatsache Rechnung zu tragen und Vorarbeiten 
zu treffen, damit in Hinkunft auch allein­
stehenden Beamten, die die Kinderzulage be­
ziehen und mit den Kindern im eigenen 
Haushalt leben, die Haushaltszulage zuer­
kannt werden kann. 

Das war der Wortlaut der Entschließung 
des Nationalrates, und ich möchte bitten, 
daß sich der Hohe Bundesrat dieser Ent� 
schließung anschließt. 

Zusammenfassend will ich hoffen, daß einige 
der von mir aufgezeigten Probleme nach dem 
Zusammentritt des n�ugewählten National� 
rates endlich einer Lösung zugeführt werden. 

Zu den beiden vorliegenden Gesetzen selbst 
bin ich ermächtigt, die Erklärung abzugeben, 
daß wir Abgeordnete der Österreichischen 
Volkspartei unsere Zustimmung mit der Ver­
sicherung geben, den öffentlich Bediensteten 
auch in Zukunft so wie bisher die größte 
Unterstützung in ihren Angelegenheiten an­
gedeihen zu lassen. (Beifall bei der ÖV P.) 

Vorsitzender : Der eingebrachte Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und steht 
daher zur Behandlung. 

Zum Wort hat sich weiter gemeldet Herr 
Bundesrat Dr. Broda. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Broda : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Ich möchte nicht die 
schon etwas in die Breite geratene Debatte 
über diesen Tagesordnungspunkt noch aus­
weiten. Ich möchte insbesondere nicht wie 
meine beiden Herren Vorredner - alles in­
haltlich Wesentliche ist von meInem Freund 
Dr. Koubek gesagt worden - über die Straf­
gesetznovelle 1959, das Antikorruptionsgesetz 
sprechen. Ich möchte, Hohes Haus, nur 
einige tatsächliche Feststellungen machen, 
zu denen mich die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Gabriele veranlaßten. 

Ich darf dazu sagen, daß ich sozusagen als 
Tatzeuge spreche. Ich habe nämlich als 
einziges Mitglied dieses Hauses dem Ver­
handlungs- und Expertenausschuß der beiden 
Regierungsparteien angehört, welcher nach 
Zurückstellung des Entwurfes durch die Bun­
desregierung durch Wochen in ernster, sach"­
licher Arbeit diese Regierungsvorlage beraten 
und abgeändert hat, und zwar, meine Herren 
von der Österreichischen Volkspartei, abge­
ändert hat auf Grund einer Reihe von sehr 
erwägenswerten Vorschlägen der Unter­
händler der Österreichischen Volkspartei. 

Sehen Sie, ich habe zufällig noch Manuskript­
blätter hier - das sind die FormulierUngen 
des Herrn Präsidenten Dr. Malaniuk, die wir 
zum wesentlichen Teil in die Vorlage, wie sie 
dann schließlich dem Justizausschuß zugeleitet 
worden ist, übernommen haben. 

Ich möchte also nur als Tatzeuge diese 
Richtigstellungen machen, und ich möchte aber 
gleichzeitig sagen, daß ich mich auch zur Tat 
bekenne. Ich befinde mich dabei in sehr guter 
Gesellschaft : Ich darf Ihnen, meine Herren 
von der Österreichischen Volkspartei, zur 
Lektüre den Aufsatz eines Mitgliedes des Ver­
handlungsausschusses, des Leiters des politi­
schen Büros der Bundesparteileitung der Öster­
reichischen Volkspartei Dr. Tzöbl empfehlen, 
den ich erst in diesen Verhandlungen kennen­
gelernt und als außerordentlich verantwortungs­
bewußten, sachlichen, sachkundigen Juristen 
schätzen gelernt habe, der sich in der Zeit­
schrift der Österreichischen Volkspartei " Öster­
I'eichische Monatshefte" mit dem Antikorrup­
tionsgesetz in der Annahme befaßt, daß es 
beschlossen werden würde, und sich ebenfalls 
zum Gesetz, das ein Versuch war, mit dem 
man in mancher Beziehung Neuland betreten 
hat, bekennt. Er sagt über diesen Verhand� 
lungsausschuß : "Die Beratungen des paritäti­
schen Verhandlungskomitees, dem der Justiz­
minister persönlich präsidierte, nahmen er­
freulicherweise einen höchst sachlichen Ver­
lauf." Das ist vollkommen zu unterschreiben. 
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Meine Damen und Herren ! Ich will meine 
Zusage einhalten und nicht weiter in die Breite 
gehen. Ich wollte das nur zur tatsächlichen 
Richtigstellung sagen uud wollte es nochmals 
in aller Form hier von der Tribüne dieses 
Hauses wiederholen. 

Und jetzt gestatten Sie nur noch ein Wort 
zu der Frage, warum sich die Sozialistische 
Partei schließlich nicht damit einverstanden 
erklärt hat, daß nur ein Torso, ein Stückwerk 
beschlossen wird. 

Ich habe mich also zum Wort gemeldet, 
um vor allem dem hochverehrten Herrn 
Kollegen Gabriele, aber auch von dieser Tri­
büne aus hier der Öffentlichkeit noch einmal 
zu sagen : Es ist, wie wir Juristen sagen, ein­
fach aktenwidrig, wenn gesagt wird, daß die 
Beamtenprobleme in diesem Ausschuß nicht 
berücksichtigt worden seien und die Beamten­
organisationen, insbesondere die Ihnen poli­
tisch nahestehenden Beamtenorganisationen, in 
diesem Verhandlungsausschuß nicht vertreten 
gewesen wären. Sie waren höchst kompetent 
vertreten durch den Herrn Staatsanwalt und Darüber, meine Herren, daß die Österreichi-
Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Hetzenauer, sehe Volkspartei dieses Gesetz nicht wollte, 
soviel ich weiß ein Funktionär des Österreichi- besteht ja kein Zweifel. Wir müssen uns gar 
sehen Arbeiter- und Angestelltenbundes und nicht weiter darüber unterhalten, daß es also 
ein Funktionär Ihrer Gewerkschaft, ferner nicht die Sozialisten waren, die ihren eigenen 
durch den Herrn Präsidenten des Landes- Vorschlag dann zurückgezogen oder desavouiert 
gerichtes für Strafsachen Wien, Dr. Malaniuk, haben. Aber darf ich Ihnen begründen, warum 
soviel ich weiß ebenfalls ein Herr, der nicht die Sozialisten nicht bereit waren, einem Stück­
nur als Jurist, und zwar als Strafrechtler, werk, einem Torso, nämlich dem Vorschlag 
da muß ich ihn nicht vorstellen, besten Ruf zuzustimmen, nur einen einzigen Paragraph,en 
genießt, sondern sich auch mit Beamtenfragen der Novelle schließlich beschließen zu lassen, 
beschäftigt, ich weiß nicht genau, ob er nicht warum sie hier ihre Zustimmung verweigert 
sogar Funktionär der Gewerkschaft der Richter haben. 
und Staatsanwälte ist. Es war schließlich an- Hohes Haus ! Wir alle haben doch nicht 
wesend Herr Dr. Weißmann, ein Abgeordneter ganz wenig Erfahrung in der Gesetzgebungs­
aus Kärnten,  und der von mir schon genannte materie . Man kann hier nicht einfach arith­
Bundesrat a. D. Dr. Tzöbl. metisch vorgehen und sagen : Ein Gesetz mit 

Ich möchte nochmals sagen : Alle diese Pro- einem Paragraphen ist noch besser als gar 
bleme sind sehr sorgfältig erwogen worden. kein Gesetz, oder ein halbes Gesetz ist noch 
Der Herr Dr. Hetzenauer hat sie gleich vom besser als gar kein Gesetz. Nein, nein ! Hier 
Anfang an aufgeworfen und hat sich mit uns war sehr verantwortungsbewußt und sehr sorg­
gemeinsam in sachlicher Arbeit überzeugt, daß fältig und unter Hintanstellung parteipoliti­
der Gesetzentwurf in der schließlich dem .scher Erwägungen zu prüfen, .ob nicht ein 
Parlament zugeleiteten Form in keiner Weise Gesetz, wie es schließlich die Österreichische 
Ausnahmebestimmungen für Beamte enthalten Volkspartei wollte, schlechter gewesen wäre als 
hätte, in keiner Weise beamtenfeindlich ge- gar kein Gesetz. Es wäre nach Meinung der 
wesen wäre. Sozialisten - und dem werden alle verant-

In diesem Aufsatz - auch das wird der wortungsbewußten Juristen zustimmen - tat­
Herr Kollege Gabriele j a  bestätigen - be- sächlich nur ein Scheingesetz geworden, und 
schäftigt sich der Herr Bundesrat a. D. ein Scheingesetz wäre schlechter gewesen als 
Dr. Tzöbl mit dem ganzen Gesetz, verweist gar kein Gesetz. 
auf die Problematik, aber mit keinem Wort Warum Hohes Haus � Die Bevölkerung 
erw�hnt �r, d�� etwa die Befürchtung gerecht- reagiert s�hr subtil auf alles, was mit Korrup­
fertl� sem konnte, der. der Herr Bundesrat tion zusammenhängt. Wenn nun der Berg so­
?abrlele Ausdruck verlieh�n hat, daß näm- zusagen eine Maus geboren hätte, wenn nun 
hch Beamte oder gar kleme Beamte durch dieser Nationalrat, der sich jetzt aufgelöst hat, 
das Gesetz geschädigt werden könnten. sozusagen als letztes Gesetzgebungswerk der 

Interessanterweise sagt zum Beispiel der zu Ende gehenden Gesetzgebungsperiode diesen 
Herr Dr. Tzöbl, daß gerade jener § 3 1 1  c, der Torso statt eines Gesetzes beschlossen hätte, 
soge�annte Interventionsparagraph, bei dem hätte ja die Öffentlichkeit und in Zukunft 
die Österreichische Volkspartei schließlich be- auch die Rechtsprechung, hätten die Richter 
reit war, ihn als Antikorruptionsgesetz an- und Staatsanwälte keine andere Schlußfolge­
zunehmen, nach Meinung des Herrn Dr. Tzöbl rung ziehen können als die folgende : 
der umstrittenste Teil der Strafgesetznovelle Der Gesetzgeber war schließlich und endlich 
1959 war, während die anderen Probleme seines der Meinung und der Auffassung, daß als 
Erachtens in der Diskussion keineswegs so Antikorruptionsgesetz nur dieser Interventions­
umstritten waren - schließlich hatten wir paragraph - der § 3 1 1  c des Strafgesetzes -
uns ja einhellig geeinigt, diesen Entwurf zu genüge. Und sehen Sie, meine Damen und 
befürworten - wie dieser § 3 1 1  c. Herren, dem haben wir unsere Zustimmung 
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-nicht gegeben, und dazu bekennen wir uns 
ebenfalls. Denn wenn wir es auch bedauern, 
daß dieses Gesetz am Widerstand der Öster­
reichischen Volkspartei gescheitert ist, daß der 
eben auseinandergegangene Nationalrat sich 
nicht mehr - ich möchte sagen - der Ehren­
pflioht unterziehen konnte, nun auch gesetz­
geberisch einen Schlußstrich unter die Affären 
zu ziehen, die ich hier gar nicht mehr wieder­
holen will - wir haben ja darüber gespro­
chen -, wenn sich der Nationalrat dieser 
Aufgabe nicht mehr entledigen konnte, dann 
soll wenigstens der Weg offen sein, daß eine 
künftige Volksvertretung, ein künftiger N atio­
nalrat ein echtes, ausreichendes, ordentliches 
Antikorruptionsgesetz schaffen kann, zu dem 
wir alle uns bekennen können ! (Beifall bei 
der 8P().) 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Wünscht einer der Berichterstatter das 
Schlußwort ? - Sie verzichten. Wir kommen 
daher zur Abstimmung. 

Bei der getrennt durchgeführten A b  s tim m u n g 
beschließt der Bundesrat, gegen die beiden Ge­
setzesbeschlÜ8se des -Nationalrates ke inen Ein­
spruch zu erheben. 

Die Entschl i eßung Z'ltr 1. Gehaltsgesetz­
Novelle (8. 3458) wird e in8timmig an­
genommen. 

7. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 19. März 1959: Bundesgesetz, womit für 
das Bundesland Kärnten Vorschriften zur 
Durchführung der Minderheiten-Schulbestim� 
mungen des Österreichischen Staatsvertrages 
getroffen werden (Minderheiten-Schulgesetz für 

Kärnten) 
8. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 19. März 1959 : Bundesgesetz zur Durch­
führung der die - Amtssprache bei Gericht be­
treffenden Bestimmungen des Artikels 7 § 3 

des Staatsvertrages 

Vorsitzender : Wir kommen nunmehr zu den 
Punkten 7 und 8 der heutigen Tagesordnung, 
über die die Debatte ebenfalls unter einem 
abgeführt wird. Es sind dies : 

_Minderheiten�Schulgesetz für Kärnten und 
Bundesgesetz zur Durchführung der die 

Amtssprache bei Gericht betreffenden Be­
stimmungen des Artikels 7 § 3 des Staats­
vertrages. 

Berichterstatter zu P u  n k t 7 ist Herr 
Bundesrat Soronics. Ich bitte ihn, zum 
Gegenstand zu referieren. 

Berichterstatter Soronics : Hohes Haus ! Mit 
dem Gesetzesbeschluß des Nationalrates, wo­
mit für das Bundesland Kärnten Vorschriften 
zur Durchführung der Minderheiten-Schul-

bestimmungen des Österreichischen Staats­
vertrages getroffen werden, wird einer Be­
stimmung des Staatsvertrages Rechnung ge­
tragen. Der Unterrichtsausschuß des National­
rates hat am 20. November 1957 zur Vor­
beratung der Regierungsvorlage . einen Unter­
ausschuß eingesetzt, der aber zu keinem 
Ergebnis gelangen konnte. In der Zwischenzeit 
ist in der Rechtslage des Minderheitenschul­
wesens in Kärnten eine Änderung dadurch 
eingetreten, daß durch den Erlaß des Landes­
schulrates für Kärnten vom 22. September 
1958 die Möglichkeit gegeben wurde, Schüler 
von der Teilnahme am slowenischen Unter­
richt abzumelden. Der Unterrichtsausschuß 
des Nationalrates hat daher in seiner Sitzung 
vom 1 1 .  März 1959 einen von den Abgeordne­
ten Dr. Weißmann und Dr. Neugebauer ge­
meinsam beantragten . neuen Gesetzentwurf 
als Grundlage für die weiteren Verhandlungen 
genommen. 

Der nunmehr vom Nationalrat beschlossene 
Gesetzentwurf gliedert sich in sieben Ab­
schnitte. Im Artikel I wird durch Verfassungs­
bestimmungen die Kompetenz festgelegt, wobei 
besonders hervorzuheben ist, daß in § 3 fest­
gesetzt wird, · daß der Bund für die Gesetz­
gebung über die Grundsätze zuständig ist, 
während Landessache • die Ausführungsgesetz­
gebung und die Vollziehung in den Angelegen­
heiten der örtlichen Festlegung det für die 
slowenische Minderheit im besonderen in 
Betracht kommenden öffentlichen Volks- und 
Hauptschulen ist. 

Im § 4 wird jedoch zum Ausdruck gebracht, 
daß das Land Kärnten innerhalb von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes die notwendige ausführungsgesetzliche 
Regelung zu treffen hat. Würde das Land 
Kärnten diese Frist nicht einhalten, so ginge 
die Zuständigkeit auf den Bund über. 

In den Allgemeinen Bestimmungen des 
Artikels I wird zum Ausdruck gebracht, daß 
das Recht, die slowenische Sprache als 
Unterrichtssprache zu gebrauchen oder als 
Pflichtgegenstand zu erlernen, jedem Schüler 
in den festzulegenden Schulen zu gewähren 
ist, wenn es der Wille seines gesetzlichen 
Vertreters ist. Es wird jedoch in einem weite­
ren Paragraphen dieser Allgemeinen Bestim­
mungen zum Ausdruck gebracht, daß der 
Erteilung des Unterrichtes in slowenischer 
Unterrichtssprache nicht entgegensteht, daß 
die deutsche Sprache als Staatssprache der 
Republik Österreich als Pfiichtgegenstand vor­
zusehen ist. 

Im Artikel II, Grundsatzbestimmungen, 
wird mit diesem Gesetz festgelegt, daß der 
örtlichen Festlegung der für die slowenische 
Minderheit im besonderen in Betracht kommen-
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den Volks- und Hauptschulen eine amtliche 
Minderheitenfeststellung zugrunde zu legen ist. 
Bis zu dieser amtlichen Feststellung hat die 
örtliche Festlegung dieser Volks- und Haupt­
schulen für jene Gemeinden zu erfolgen, in 
denen zu Beginn des Schuljahres 1958/59 
der Unterricht an Volks- und Hauptschulen 
zweisprachig erteilt wurde. 

Im Artikel III wird ausgeführt, welche 
Formen von Volks- und Hauptschulen oder 
Klassen und Abteilungen geführt werden 
können. Hier gibt es drei Gruppen : erstens 
Volks- und Hauptschulen mit slowenischer 
Unterrichtssprache, zweitens Volksschulen mit 
deutscher und slowenischer Unterrichtssprache 
und drittens Abteilungen für den Unterricht 
in slowenischer Sprache, die. in Hauptschulen 
mit deutscher Unterrichtssprache eingerichtet 
sind. Die weiteren Paragraphen bestimmen, 
unter welchen Voraussetzungen der slowenische 
Unterricht zu erteilen ist. 

Im Artikel IV, der die Ergänzende Lehrer­
bildung behandelt, wird festgestellt, daß zur 
Heranbildung von Lehrern für Volksschulen 
mit slowenischer oder mit deutscher und 
slowenischer Unterrichtssprache an der Bun­
deslehrer- und -lehrerinnenbildungsanstalt in 
Klagenfurt ein ergänzender Unterricht in 
slowenischer Sprache unter bestimmten Vor­
aussetzungen zu erfolgen hat. 

Der Artikel V behandelt die mittleren Lehr­
anstalten. 

Im Artikel VI · wird die Schulaufsicht 
geregelt. 

Um mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
bisherigen gesetzlichen Bestimmungen außer 
Kraft zu setzen beziehungsweise dieses Gesetz 
planmäßig in Kraft treten zu lassen, werden 
in den Schlußbestimmungen die notwendigen 
gesetzlichen Regelungen getroffen. 

Das vorliegende Gesetz wurde nach schwieri­
gen und langwierigen Verhandlungen vom 
Nationalrat beschlossen. Auf Grund des Staats­
vertrages ist Österreich verpflichtet, die Frage 
der slowenischen Minderheit in Kärnten bun­
desgesetzlich zu regeln. Auf Grund des Staats­
vertrages ist Österreich aber verpflichtet, 
nicht nur die slowenische Frage in Kärnten, 
sondern auch die Frage der kroatischen 
Minderheit im Burgenland einer Regelung 
zuzuführen. In dem Motivenbericht zum vor­
liegenden Gesetz wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß nach der Regelung der Frage 
der .Slowenen in Kärnten auch die Frage der 
Minderheit im Burgenland einer Regelung 
zugeführt werden soll. 

Mit diesem Gesetz hat Österreich be­
wiesen, daß es bereit ist, den Minderheiten 
im Lande ein besonderes Augenmerk zuzu­
wenden. Es darf daher von Seite Österreichs 

mit Recht erwartet werden, daß auch in den 
anderen Ländern die der Minderheit auf Grund 
von Verträgen zugesicherten Rechte gewährt 
werden. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten des Bundesrates hat dieses 
Gesetz behandelt und mich ermächtigt, dem 
Hohen Hause den A n tr a g  zu stellen, gegen 
den vorliegenden GeEJetzesbeschluß des 
Nationalrates ke i n e n  E i n s p r u c h zu er-
heben. 

. 

Vorsitzender : Berichterstatter zum P u  n k t 8 
ist der Herr Bundesrat Mayrhauser. Ich bitte 
ihn um sein Referat. 

Berichterstatter Mayrhauser: Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren I In Erfüllung der 
mit dem Staatsvertrag übernommenen Ver­
pflichtungen hat der Nationalrat in der Sitzung 
vom 19. März 1959 ein Bundesgesetz beschlos­
sen, mit dem die slowenische Sprache in be­
stimmten Kärntner Gerichtsbezirken zusätz­
lich zum Deutschen alß zweite Amtssprache an­
erkannt wird. 

Das nun zur Beratung stehende Gesetz 
besteht aus zwölf Paragraphen, über die 
im wesentlichen folgendes zu bemerken ist : 

§ 1 besagt in Abweichung von der Regie­
rungsvorlage, daß die Gerichte, bei denen die 
slowenische Sprache zugelassen werden soll, 
durch ein Minderheitenfeststellungsgesetz zu 
bestimmen sind. Bis dahin gilt die Bestim­
mung, daß die slowenische Sprache bei den 
Bezirksgerichten Eisenkappei, Bleiburg und 
Ferlach als zweite Amtssprache zugelassen 
wird, als Provisorium. 

§ 2 garantiert, daß Eingaben bei den vor­
erwähnten Gerichten auch in slowenischer 
Sprache erfolgen können, doch sind alle Ge­
richtsakten grundsätzlich in deutscher Sprache 
zu führen beziehungsweise ins Deutsche zu 
übersetzen. 

§ .  4 ordnet · an, daß bei . Verhandlungen in 
slowenischer Sprache das Protokoll in deutscher 
und in slowenischer Sprache abzufassen ist. 

Nach § 8 sind die öffentlichen Bücher in 
deutscher Sprache zu führen. über Verlangen 
werden jedoch Grundbuchsabschriften und 
Grundbuchsauszüge auch in slowenischer 
Sprache ausgefertigt. 

Laut § 10 werden alle Kosten für die Dol­
metscher sowie die Gebühren und Stempel für 
Übersetzungen von Amts wegen zu Lasten des 
Bundes übernommen. 

§ 12 überträgt dem Bundesministerium für 
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes­
kanzleramt beziehungsweise dem Bundes­
ministerium für Finanzen die Vollziehung. 
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Hoher Bundesrat ! Meine Damen und Herren ! und andererseits wieder war dies der Anlaß für 
Mit diesem Gesetz erhält die völkische Minder- eine extrem-slowenische Minderheit, dau­
heit der Slowenen das Recht, Eingaben bei ernd Behauptungen aufzustellen, daß die slo­
Gericht in slowenischer Sprache zu tätigen und . wenische Minderheit in Kärnten nicht genügend 
sich bei Gerichtsverhandlungen ihrer Mutter- Schutz genieße und in ihren Rechten bedroht sei. 
sprache zu bedienen. Damit wird wieder einer Diese Anschuldigungen wurden aber nicht nur 
Verpflichtung aus dem Staatsvertrag Rechnung von einer slowenischen Minderheit erhoben, 
getragen. sondern auch jenseits der Karawanken in der 

Im Namen des Ausschusses für Verfassungs- Presse und von Sprechern dauernd wiederholt, 
und Rechtsangelegenheiten b e an t r a g e  ich, und gelegentlich der Beratungen und Behand­
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des lung der Südtiroler Frage haben sich sogar 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r u c h zu er- italienische Zeitungen und Sprecher bemüßigt 
heben. gefühlt, die Kärntner Behörden und die Be-

Hoher Bundesrat ! Meine Damen und Herren ! völkerung sowie Österreich zu beschuldigen, daß 
Im Zusammenhang mit dem zur Beratung ste- die Minderheitenrechte im Lande Kärnten 
henden Gesetz, insbesondere zum § 1 einerseits nicht genügend geschützt werden. 
und zu den Verpflichtungen des Artikels 7 § 3 des Über diese Anschuldigungen kann man als 
österreichischen Staatsvertrages vom 15. Mai Volksvertreter Kärntens und Österreichs nicht 
1955, betreffend die Wiederherstellung eines widerspruchslos hinweggehen. Es sind zunächst 
unabhängigen und demokratischen Österreich, die Behauptungen, daß in Südkärnten schon 
anderseits, hat der Nationalrat eine E n t s c h li e- seit 80 Jahren die sprachliche und kulturelle 
ß u n g  angenommen, in der die Bundesregierung Entwicklung der slowenischen Minderheit 
aufgefordert wird, bis spätestens 30. Juni 1960 nicht bloß gehemmt, sondern zum Teil sogar 
den Entwurf eines Bundesgesetzes über eine unterdrückt werde. Es sind die Behauptungen 
allgemeine Minderheitenfeststellung vorzu- aufgestellt worden, daß die Minderheit in 
legen ; weiters soll so bald als möglich dem Kärnten nicht ihren natürlichen und gesetz­
Nationalrat eine Regierungsvorlage über die lichen. Schutz genieße. Es ist sogar behauptet 
Regelung der Zulassung der slowenischen worden, daß dieser Bevölkerungsteil des ge­
Sprache als zweite Amtssprache bei den Ver- ri:tischtsprachigen Gebietes Kärntens ein slo­
waltungsbehörden jener Kärntner Verwal- wenischer, das heißt ein slawischer Volksstamm 
tungsbezirke, die slowenische Minderheiten auf- sei und es also unbegreiflich sei, daß dieses 
weisen, zugeleitet werden. Gebiet überhaupt einmal einem deutschen Staat 

Im Namen des Ausschusses für Verfassungs- angeschlossen worden sei. 
und Rechtsangelegenheiten darf ich den Antrag Gewiß sind jene, die diese Anklagen gegen stellen, der Hohe Bundesrat möge dieser Ent- Kärnten und Österreich erheben, dabei von schließung ebenfalls beitreten. der Vergeßlichkeit der Volksvertreter und der 

Vorsitzender : Wir gehen nun in die Debatte Unwissenheit jener Bevölkerungsteile ausge­
ein, die über beide Punkte gemeinsam abge- gangen, die nicht im gemischtsprachigen Gebiet 
führt wird. Zum Wort gemeldet ist Herr Bun- Kärntens leben, die nicht in Kärnten leben, 
desrat Salcher. Ich erteile ihm das Wort. sondern in anderen Bundesländern und in der 

Bundesrat Salcher : Hoher Bundesrat ! Das übrigen Welt, um diesen irgendwie klarzu­
uns heute zur Annahme vorgelegte Gesetz machen, ·  daß dort Slowenen unterdrückt wer­
ist eine Gesetzesgrundlage, auf die die Kärntner den und in ihrer Entwicklung gehindert seien. 
Bevölkerung und insbesondere die Bevölkerung Die Haltlosigkeit dieser Behauptungen kann 
des gemischtsprachigen Gebietes schon lange man am besten beweisen, wenn man einen Blick 
gewartet hat. Es ist nicht unsere Absicht, zurücktut in eine Zeit, wo es in Kärnten noch 
heute hier etwa lange nachzufragen, warum kein Minderheitenproblem gegeben hat, in eine 
eine solche Gesetzesbestimmung nicht früher Zeit, wo die Karawanken noch nicht die Grenze 
zur Beschlußfassung vorgelegt wurde, und auch zwischen zwei Staaten, zwischen Österreich 
nicht, nachzufragen, wer daran die Haupt- und Jugoslawien, bildeten, sondern lediglich 
schuld trägt. Es ist vielmehr unsere Absicht, eine Grenze zwischen zwei Kronländern dar­
jene Angriffe, die auf die Kärntner Bevölkerung stellten. Zu der damaligen Zeit und lange vorher 
und die Kärntner Behörden und auf Öster- lebten Jahrhunderte hindurch die deutsch- und 
reich in dieser langen Zeit von verschiedenen slowenischsprechende Bevölkerung Südkärn­
Seiten gestartet wurden, zu widerlegen. Es tens in bestem Einvernehmen und im Frieden 
sind in dieser langen Zeit Anschuldigungen von nicht nebeneinander, sondern miteinander. Es 
der einen Seite gefallen, von der Seite jenes wurden bei der dortigen Bevölkerung die nach­
Bevölkerungsteiles Kärntens, der eine Schul- barschaftlichen Beziehungen und die Nachbar­
verordnung, die im Jahre 1945 erlassen wurde, schaftshilfe genau so gepflegt wie etwa in rein 
a.ls auf die Dauer unerträglich bezeichnet hat, deutschen Gebieten des übrigen Kärntner Lan-
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des. Sie gingen zusammen zu gemeinsamen 
Volksfesten, sangen deutsch oder slowenisch 
die Lieder, ohne sich aneinander zu stoßen. 
Sie gingen gemeinsam in die Kirche, beteten 
slowenisch oder deutsch und hörten das Evan­
gelium dort entweder in Deutsch oder 
in Slowenisch oder abwechselnd verkünden. 
Ja es gingen sogar slowenische Prozessionen 
hunderte Kilometer weit in rein deutsches Ge­
biet in mein Heimattal, ius Lesachtal hinein. 
zu dem Gnadenort Maria Luggau, betete� 
unterwegs in slowenischerunddeutscherSprache, 
wurden dort von der rein deutschen Bevöl­
kerung je nach den Feierlichkeiten oder den 
Feiertagen, die da gerade waren, mit · Böller­
schüssen, Glockengeläut und Fahnen freudig 
empfangen und wurden in ihrem Gebet in 
ihrer Sprache hochgeachtet und geliebt. 

Erst dann, als man in der alten österreichisch­
ungarischen Monarchie, in diesem sogenannten 
vereinigten Mitteleuropa, begann, die Ansicht 
zu vertreten, daß die Bevölkerungsteile dieses 
großen mitteleuropäischen Staates glücklicher 
sein würden, wenn sie nach dem Nationalitäten­
prinzip sich selbständiger machen würden, und 
als man die Auseinanderentwicklung der Mon­
archie auf diese Art zu propagieren begann, da 
erst begannen sich langsam auch die Schatten 
einer Minderheitenfrage in Südkärnten bemerk­
bar zu machen. Zunächst geschah es in 
der Form, daß man in Südkärnten einen 
slowenischen Verein gründete mit der Auf­
gabe, die slowenische Sprache besonders 
zu pflegen, auszubreiten, und daß man 
gleichzeitig auch dieser slowenischen Be­
völkerung dort klarmachte, daß sie eigentlich 
eine eigene Nation sei, daß sie eigentlich mehr 
nach Süden, ihr Zugehörigkeits gefühl richten 
solle. Und dann erst nach diesem 
eigenen Aufmerksammachen eines Teiles der 
slowenischsprechenden Bevölkerung folgte ein 
zweiter Verein als Gegenverein, der sogenannte 
Deutsche Schulverein Südmark. Durch diese 
beiden Vereine wurde zuerst bemerkbar, daß 
es sich hier eigentlich auch um Minderheiten 
handeln könnte. Aber trotzdem blieb der Friede 
gewahrt bis zum ersten Weltkrieg und bis nach 
dem ersten Weltkrieg, als dann die österrei­
chisch-ungarische Monarchie zusammenbrach 
und zwischen J ugosla wien und Österreich eine 
Staatsgrenze errichtet wurde. , 

Für uns Österreicher und insbesondere für 
die Kärntner und auch für den überwiegenden 
Teil der Bevölkerung im gemischtsprachigen 
Gebiet Kärntens war die Karawankengrenze, 
diese Grenze zwischen den zwei Kronländern 
Krain und Kärnten, die selbstverständliche 
Grenze auch zwischen diesen heiden Staaten. 
Nicht diese Meinung vertraten eine kleine 
slowenische Minderheit und Jugoslawien. So 

kam es von dieser Seite her zu den Kämpfen 
um die Abtrennung eines Teiles Kärntens an 
Jugoslawien, und es war zuerst die Bevölke­
rung dieses gemischtsprachigen Gebietes selbst, 
die sich zur Wehr setzte, und dann erst die Helfer 
aus der übrigen Kärntner Bevölkerung auf voll­
kommen freiwilliger Basis, die den Kampf ohne 
Unterstützung von der Regierung in Wien auf­
genommen hatten, die mit anderen Sorgen, mit 
der LindertUlg der Not in den Großstädten und 
den sonstigen vielen Fragen, die in dem klein 
gewordenen Österreich damals auftauchten, 
beschäftigt war. 

Ich bitte es jetzt nicht als eine politische 
Spitze zu betrachten, wenn ich erwähne, daß 
der damalige Staatskanzler Renner selbst, um 
den Frieden in Kärnten herzustellen, als 
um Hilfe nach Wien gerufen worden ist, in der 
nicht richtigen Erkennung, wie ,die Mehrheits­
verhältnisse im gemischtsprachigen Gebiet 
Kärntens zwischen Slowenen und Deutschen 
wirklich waren - es. gab ja dort vorher noch 
keine Abstimmung -, der provisorischen Re­
gierung in Kärnten empfohlen hat, · sie möge 
mit Jugoslawien verhandeln, daß etwa die 
Drau die Grenze zwischen Kärnten und Jugo­
slawien bilden solle, um ein weiteres Blutver­
gießen durch die Abwehrkämpfe zu vermeiden. 
Nur die Tapferkeit der deutschgesinnten Be­
völkerung des gemischtsprachigen Gebietes dort 
und des übrigen Kärntens hat es erreicht, daß 
es dann doch die Staatsmänner Österreichs 
und Politiker Kärntens bei den Siegermächten 
durchsetzten, daß es zu einer Abstimmung in 
Kärnten kam. Dazu kam es auch ; es war der 
10. Oktober 1920. Die Abstimmung erfolgte 
nicht etwa unter deutscher oder österreichischer 
Besatzung und nicht unter einer neutralen Be­
satzung, sondern unter jugoslawischer Be­
satzung, und es war nicht so, wie behauptet 
wird, daß etwa das Abstimmungsergebnis 
unter einseitigem Druck Österreichs er­
zwungen wurde. Es war umgekehrt. Die 
slowenische Bevölkerung dort hatte jeden 
Schutz, sich als slowenisch gesinnt auszu­
drücken und für Jugoslawien zu stimmen ; die 
deutsche Bevölkerung aber mußte Repressalien 
befürchten, wenn die Abstimmung anders als 
mit Mehrheit für Österreich ausgehen würde. 
Das Ergebnis war 60 Prozimt für Österreich 
und nur 40 Prozent für Jugoslawien. 

Ab diesem Zeitpunkt begannen dann lang­
sam wieder die Wunden zu verheilen, die sich 
zweifelsohne gegeneinander kämpfende Fami­
lien in diesem Gebiet geschlagen, und von Volks­
zählung zu Volkszählung konnten wir feststellen, 
daß immer mehr in die Listen eingetragen 
wurden, die sich freiwillig dazu bekannten, 
die deutsche Sprache als ihre Muttersprache an­
zusehen. Erst der zweite Weltkrieg wieder, 
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der dann die sogenannte Aussiedlung, die ge­
waltsame Aussiedlung von rein slowenischen 
Familien zur Folge hatte, eine Aussiedlung, die 
wir Kärntner nie gutgeheißen haben, die selbst 
überzeugte Nationalsozialisten damals ab­
gelehnt haben, und andererseits nach dem 
Krieg die Verschleppung von über 400 Per­
sonen, über deren Schicksal wir bis heute 
nicht Bescheid wissen, durch die Tito-Parti­
sanen und dann unter der englischen 
Besatzung die Erlassung einer Schulverord­
nung brachten wieder Spannungen in dieses 
Gehiet hinein, Spannungen, die wir heute als 
das Minderheitenproblem in Kärnten be­
zeichnen und die wir durch dieses Gesetz, das 
wir hier beschließen, beseitigen helfen wollen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
hervorheben, daß von der Seite Kärntens wohl 
alles getan wurde, um der slowenischen Minder­
heit alle Rechte zu gewähren, die ihr moralisch 
und rechtlich gebühren. Aber . es war selbst­
verständlich für die deutschgesinnte Bevölke­
rung des gemischtsprachigen Gebietes auf die 
Dauer nicht zu ertragen, daß sie gezwungen 
wurde, ihre Kinder in den Schulen die slo­
wenische Sprache lernen zu lassen. Es war 
nicht zu ertragen, daß sie wider ihren Willen 
dauernd Pflichten auf sich nehmen mußte, die 
umgekehrt andere Minderheiten in anderen 
Staaten sowie die Slowenen selbst nicht gewillt 
sind, auf sich zu nehmen. 

So kam es dann, daß die gemischtsprachige 
Bevölkerung Kärntens ungeduldig wurde, als 
sie sah, daß auch nach dem Abzug der Be­
satzungstruppen und nach dem Staatsvertrag 
noch keine Regelung erfolgte. Dies führte 
dann voriges Jahr zu dem bekannten ausge­
dehnten Schulstreik, aer schließlich durch 
einen Erlaß des Landeshauptmannes \ dahin 
gehend beantwortet wurde, daß die Eltern 
berechtigt sind, selbst zu bestimmen, ob ihre 
Kinder vom Zwangsunterricht abgemeldet 
werden oder nicht. Und hier sah man so richtig 
die Stimmung der Bevölkerung : von 13.000 
Schülern wurden 10.500 vom slowenischen 
Zwangsunterricht abgemeldet ! Hier haben 
nicht Behörden gesprochen, hier haben die 
Eltern selbst entschieden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch, 
weil man von Seite der Slowenen und jenseits der 
Karawanken mit dieser Entscheidung der 
Eltern nicht recht einverstanden ist, hervor­
heben, daß es wert ist, das Elternrecht� von 
einer tieferen, grundsätzlicheren Betrachtung 
ausgehend, etwas zu erörtern. Man ist 80 gerne 
geneigt, Grundrechte des Einzelmenschen und 
der kleineren Gemeinschaften durch höhere 
Gemeinschaften und vom Staat her zu be­
schneiden. Wenn man aber auf der einen Seite 
weiß, welche naturrechtlichen Vel'pfiichtungen 

die Eltern mit ihren Kindern zur Erhaltung 
der Menschheit erfüllen, dann weiß man auch, 
warum man ihnen auf der anderen Seite so 
große Entscheidungsrechte selbst in die Hand ' 
zu legen hat. Wenn die vielen, vielen unbezahl. 
ten Stunden, die die Mütter und Väter aus 
ihrer natürlichen Liebe zum Kind für die 
Nachkommenschaft aufwenden, von einer Be­
hörde oder von einer Gemeinschaft bezahlt . 
werden müßten, dann würden wir wohl nicht 
mehr existieren. Die.sen Stunden, dieser großen 
Liebe der Eltern verdanken wir das Fortleben 
der Menschheit ; das wird immer so bleiben. 
Darum haben die Eltern, weil sie diese großen 
Pflichten erfüllen - und nur sie sind in der 
Lage, sie zu erfüllen -, auch das Recht, zu 
bestimmen, in welcher Sprache ihre Kinder er­
zogen werden sollen, in welcher Religionsan. 
sicht sie aufwachsen sollen und in welchem 
gesellschaftlichen Zusammenleben sie sich for­
men dürfen. 

Darum ist diese Grundlage, die hier in dieses 
Gesetz hineingelegt worden ist, wert, hier be. 
sonders erwähnt zu werden, und ein Garant, daß 
dieses Gesetz ein gutes Gesetz ist. Die Verant. 
wortung für die Entscheidung, in welcher 
Sprache die Kinder unterrichtet werden und wel­
che Sprache sie zu lernen haben, wird hier den Be­
hörden abgenommen und den Eltern in die 
Hand gelegt. 

Die Angriffe, die von italienischer Seite her 
in diesem Zusammenhang gestartet wurde�, 
sind auch dazu angetan, daß man sie zurück­
weist. In Kärnten hat eine slowenisohe Min­
derheit existiert, das ist durch eine Volksab­
stimmung unte� jugoslawischer Besetzung zu­
tage gekommen. In Südtirol gibt es aber nicht 
eine deutsche Minderheit, sondern eine deutsche 
Mehrheit, und die wurde nie gefragt, wie sie ab­
stimmen möchte, so wie es in Kärnten der Fall 
war, weder nach dem ersten Krieg noch nach 
dem zweiten Krieg. Jene Stimmen in der italie­
nischen Presse oder sonstwo, die Kärnten diese 
Lösung der Südkärntner Frage vorgeworfen 
haben, mögen einmal dafür sorgen, daß die 
Südtiroler abstimmen können, heute noch, 
nach 40 Jahren, wohin sie gehören wollen und 
welche Minderheitenrechte sie beanspruchen. 

Ebenso muß man sich auch an jene wenden: 
die jenseits der Karawankengrenze uns Vor­
schriften über die Behandlung der Minder­
heiten machen wollen. Als Mensch ist man es 
gewohnt, wenn man von jemandem eine Moral­
predigt bekommt, daß man ihn genau anschaut, 
ob er selbst die Moral einhält, die er dem 
anderen predigt. Und wenn man hier die 
Frage stellt, wie etwa in Jugoslawien die 
Minderheiten behandelt werden, ob es dort 
auch geschützte deutschsprachige Schulen gibt 
und ob das Eigentum der deutschsprachigen 
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Bevölkerung in Jugoslawien etwa so erhalten 
ist wie in Südkärnten, dann bekommt man die 
entsprechende Antwort und weiß, daß wir 
diese Anschuldigungen von dort her nicht ernst 
zu nehmen brauchen. 

Wir Österreicher aber sind interessiert an 
wahren freundschaftlichen Beziehungen zwi� 
schen Österreich und Jugoslawien sowie zwi� 
schen Österreich und Italien, insbesondere 
wir Kärntner, die wir ja unmittelbare Nach� 
barn sowohl Italiens als auch Jugoslawiens 
sind. Aber einer echten freundschaftlichen 
Beziehung geht ein echtes Vertrauen voraus, 
und ein echtes Vertrauen besteht darin, daß 
der eine Teil den anderen Teil genauso respek� 
tiert und ihm ebensolche Rechte zuerkennt, 
wie er sie für sich in Anspruch nimmt. Auf 
dieser Basis gleicher Rechte sind wir jederzeit 
bereit, unser Vertrauen auch den anderen 
Staaten zu schenken und gutnachbarliche, 
freundschaftliche Beziehungen zu pflegen. 

Wir Mandatare der Österreichischen Volks­
partei geben diesem Gesetz gern unsere 
Zustimmung, weil die Grundlage dieses Ge· 
setzes, die Entscheidung über die Erziehung 
und über die Ausbildung entweder in deutscher 
oder slowenischer Sprache, den Eltern über. 
lassen ist. (Beifall bei der (J V P.) 

Vorsitzender : Weiter ist der Herr Bundes­
rat Guttenbrunner zum Wort gemeldet. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Guttenbrunner : Hohes Haus ! 
Meine Da�en und Herren ! Die beiden Ge­
setzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
19. März dieses Jahres, das Minderheiten­
Schulgesetz und das Gesetz zur Durchführung 
der Amtssprache bei Gericht, tragen formell 
jenen Verpflichtungen Rechnung, die Öster­
reich im Staatsvertrag vom Jahre 1955 gegen· 
über der slowenischen Minderheit in Kärnten 
eingegangen ist. Beide Gesetzesbeschlüsse sollen 
eine der Voraussetzungen dafür sein, diese 
Verpflichtungen gegenüber der slowenischen 
Minderheit in Kärnten auch tatsächlich zu 
erfüllen. 

Der Weg zur nunmehr vorliegenden Lösung 
des Problems der Minderheitenschule und des 
Problems der Amtssprache bei Gericht war 
lang und schwierig. Er war es deshalb, weil 
sowohl auf der Seite der Minderheit als auch 
auf der Seite der Mehrheit historisch ge­
wachsene und künstlich geschürte tiefeingewur� 
zelte Vorurteile wirkten, weil diese Vorurteile 
teilweise in Bosheit und Haß ausartetEm und 
weil auch Kräfte am Werke waren, denen es 
weniger wichtig erschien, die eingebildeten 
oder tatsächlich vorhandenen Probleme sach­
lich richtig zu lösen oder sich wenigstens redlich 
darum zu bemühen, als der Sozialistischen 
Partei in Kärnten die alleinige Verantwortung 

dafür anzulasten, daß zum Schutze der natür­
lichen Rechte der Minderheit der Mehrheit 
vermeintliches oder wirkliches Unrecht zu­
gefügt worden ist und auch noch zu einem 
Zeitpunkt beibehalten worden war, zu dem 
man zumindest den Eindruck zu erzeugen 
verstand, als könnte man die Sache von heute 
auf morgen ändern, als läge es nur an der 
Kärntner Landesgesetzgebung und an den 
Sozialisten. Wider jedes bessere Wissen ver­
dächtigten und verleumdeten die Wortführer 
des bornierten Chauvinismus auf der Seite 
der deutschsprachigen Mehrheit die Sozialisten 
des beab�ichtigten und des vollzogenen Landes­
verrates. 

Wir müssen es bedauern, daß der Herr 
Kollege Salcher in seinen ansonsten sehr 
sachlichen Ausführungen . nicht daran vorbei­
gehen konnte, das Verhalten unseres hoch­
verehrten ehemaligen Bundespräsidenten Dok­
tor Renner in der Zeit der Wirren nach dem 
ersten Weltkrieg in einen Zusammenhang mit 
dem Schicksal Kärntens zu bringen. Wir 
müssen das deshalb bedauern, weil der Verdacht 
zumindest sehr naheliegt, daß damit auch 
wiederum von dieser Stelle aus diesen Ver­
dächtigungen und Verleumdungen neue N ah­
rung zugeführt werden sollte. Die Haltung des 
damaligen Staatskanzlers Dr. Karl Renner war 
nicht Beine persönliche Haltung, sondern sie 
ist zweifellos und nachweisbar unter der Zu­
stimmung der gesamten damaligen öster­
reichischen Staatsregierung eingenommen wor­
den, der auch die Vorgänger der heutigen Öster­
reichischen Volkspartei angehört haben ; denn 
die damalige Staatsregierung war eine Koali­
tionsregierung. Es ist dasselbe Bemühen be­
merkbar, das auch in den letzten Jahren 
sichtbar geworden ist, in Kärnten die Ver� 
antwortung für das Zustandekommen der 
durch die Mehrheit Südkärntens so leiden­
schaftlich bekämpften Kärntner Schulverord­
nung wiederum allein den Sozialisten in die 
Schuhe zu schieben. 

Solche Maßnahmen, solche Argumente ver­
gifteten die Atmosphäre und trübten den 
Blick für das, was nach der Lage der Dinge un­
abwendbar und notwendig war. Man ging 
sogar so weit, die sich festigende Einsicht in 
die Notwendigkeit des Staates und in den 
Willen, die begründete Autorität des demo­
kratischen Gemein wesens zu respektieren, syste­
matisch zu untergraben, obwohi die gleichen 
Kreise, die das taten, überaus empfindlich 
sind, wenn es jemand wagt, die Autorität des 
Staates, zum Beispiel die Autorität einer 
Diktatur, in Frage zu stellen, wenn man es 
wagt, daran zu zweifeln, ob der Staat Und 
seine Organe berechtigt sind, von den Unter­
tanen -yerbrechen zu verlangen. 
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Nun wollen gerade wir Sozialisten nicht 
bestreiten, daß das, was auf Grund der Schul­
verordnung von 1945 von der Mehrheit des 
Landes verpflichtend · für deren Kinder ver­
langt wurde, in Anbetracht der psychologischen 
Verhältnisse, die auch von den Verantwort� 
lichen der slowenischen Minderheit geschaffen 
worden waren und weiter gefördert wurden, 
für die Mehrheit ein schweres Opfer sein 
mußte und von ihr als unzumutbare Erfüllung 
eines Zwanges aufgefaßt werden konnte. Denn 
die Führer der Minderheit waren und sind als 
Chauvinisten nicht . weniger maßlos in dem, 
was sie behaupten und was sie fordern. 

Der Weg zur Lösung der Probleme war 
aber auch deshalb schwer und voller Hinder­
nisse, weil es teilweise tiefgreifende Meinungs­
verschiedenheiten innerhalb der Mehrheit der 
Kärntner über die Methoden gab, die angewen­
det werden müßten, um nicht nur den Schutz 
der Rechte der Minderheit praktisch zu ge­
währleisten, sondern auch Beweise des guten 
Willens zu liefern, zur Lösung der nationalen 
Gegensätze beizutragen und so ein vertrauens­
volles, friedliches Miteinander aller Bürger der 
Repu bIik in Kärnten zu erreichen. 

Wir Sozialisten bekennen uns nach wie vor da­
zu, daß wir insbesondere mißtrauisch sein mußten 
gegen jene Auffassung vom Elternrecht, die 
- das wurde von dessen Verfechtern oft genug 
gesagt - keine andere Lösung des Problems 
der Minderheitenschule zulassen sollte als die 
uneingeschränkte Trennung der Kinder der 
Mehrheit von den Kindern der Minderheit. Es 
war den Ausführungen des Kollegen Salcher 

\ zu entnehmen, daß mit der Propaganda für 
das Elternrecht, zu dem wir uns in der Frage 
der Schulsprache ebenso uneingeschränkt be­
kennen wie die übrigen deutschsprachigen 
Kärntner, der Nutzeffekt verbunden werden 
sollte, eine hemmungslose Propaganda auch 
für das konfessionelle Elternrecht in der 
Schule verbinden zu können. (Ruf bei der 
() V P:  Das ist zweierlei Recht !) Das ist nicht 
zweierlei Recht ! Die Demokratie ist das voll­
endete Elternrecht, denn in der Demokratie 
entscheidet die Mehrheit der Eltern darüber 
(Zwischenrufe bei der (j V P), welche Rechte 
die Gemeinschaft - und die Gemeinschaft 
hat auch Rechte, Herr Kollege - gegenüber 
ihren Mitgliedern in Anspruch nehmen kann. 
Es ist Ihnen noch nie eingefallen, die Frage 
aufzuwerfen, daß der Staat, daß die Gemein­
schaft von den Eltern noch ganz andere 
Pflichten verlangen kann als die, ihre Kinder 
in e i n e  Schule zu schicken, ohne Unterschied 
der religiösen, der sozialen, der wirtschaftlichen 
und politischen Einstellung der Eltern, daß 
der Staat - nach Ihrer Auffassung selbst­
verständlich - von den Eltern das Recht 

verlangen darf, jederzeit das Heiligste, das sie 
besitzen, nämlich Gut und Blut ihrer Kinder, 
auf dem Altar des Vaterlandes zu opfern, 
ohne daß sie danach fragen dürfen, ob es 
Recht oder Unrecht ist, was hier gefordert 
wird. (Ruf bei der (j V P:  Das hat mit dem 
nichts zu tun !) . 

Es wäre besser gewesen, wenn man den 
Begriff Elternrecht im Zusammenhang mit 
der Diskussion um die Minderheitenschule 
in Kärnten nicht 80 sehr in den Vordergrund 
gestellt hätte, denn es wäre bedeutend leichter 
gewesen, dann zu einer früheren einvernehm­
lichen Regelung zu gelangen, wie sie jetzt 
ja auch tatsächlich und sehr rasch erreicht 
werden konnte. 

Wenn wir uns den Bedenken gegen eine 
Regelung nach dem Prinzip des Elternrechtes, 
so wie es in der Schulsprachenfrage in Kärnten 
sehr viele deutschsprachige Kärntner auf­
gefaßt wissen wollen, nicht verschließen konn­
ten, dann deshalb, weil die Trennung der 
Kinder der Mehrheit von den Kindern der 
Minderheit auf die Dauer eine Methode, 
ein Übel sein müßte, das so lange nichts 
als Entzweiung und Haß erzeugt, als die 
Minderheit im Lande existiert. Wir verneinen 
die Minderheitenschule, die ein Ghetto der 
Kinder der Minderheit sein müßte, und 
wir schämen uns nicht, das zu sagen. Wir 
bejahen leidenschaftlich die gemeinsame Unter­
richtung und Schulerziehung aller Kinder ohne 
Unterschied ihrer sozialen, konfessionellen, 
rassischen oder nationalen Bindungen. Das 
ist der Ausdruck der Auffassung, daß Unter­
schiede dieser Art ihre Träger nicht diskri­
minieren dürfen, daß vielmehr in der Vielfalt 
der Erscheinung der einzelnen der Reichtum 
der Gemeinschaft begründet ist, die sich 
aus diesen einzelnen zusammenfindet. Daher 
stehen wir auch gegenüber nationalen Fragen 
auf dem Boden des Bekenntnisprinzips, und 
es bedarf in dieser Hinsicht uns gegenüber 
keiner Belehrung und auch keiner Bekehrung. 
Sosehr man nämlich die Muttersprache als 
ein wichtiges Merkmal für die Zugehörigkeit 
eines Menschen zu einer nationalen Gemein­
schaft betrachten kann, so ist sie doch nicht das 
einzige und schon gar nicht das entscheidende 
Merkmal dafür. 

In Kärnten ist das nun so, daß es zwar 
sicher heute einige zehntausend Menschen 
gibt, deren Muttersprache das Slowenische 
ist, und zwar die slowenische Mundart des 
Landes, nicht die slowenische Hochsprache, 
was im übrigen keinen Unterschied zur Situa­
tion der deutschsprachigen Kärntner ausmacht, 
denn ihre Muttersprache ist zunächst auch 
nicht die deutsche Hochsprache, sondern die 
Mundart, welche sie von den Müttern 
lernen. Während es aber selbstverständlich 
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ist, daß die einen Deutsch sprechen, wird oft 
mit · großer Leidenschaft, mit einer Leiden­
schaft, die anderen Dingen besser nützen 
würde, bestritten, daß die anderen Slowenisch 
reden. Das grenzt oft an Haarspalterei, 
was da betrieben wird. Die Sprecher der 
Slowenen stellen sich nun auf den Standpunkt 
- von ihnen aus gesehen ist es irgendwie 
sogar verständlich -, daß alle Kärntner 
mit slowenischer Muttersprache und slowe­
nischer Abstammung Slowenen zu sein haben. 
Sie möchten alle in das Kollektiv ihrer natio­
nalen Gemeinschaft hineinzwingen. Ein großer 
Teil dieser Menschen, nämlich jener Menschen, 
die Slowenisch in Kärnten als Mutter­
sprache haben, sagt aber von sich selber, 
daß sie nicht Slowenen sind. Das ist in 
sprachlichen Mischgebieten auch anderswo so. 

Dafür gibt es verschiedene Ursachen, die 
meistens zusammen in dieselbe Richtung 
der Entwicklung des nationalen Bewußtseins 
wirken. Wenn die slowenische Minderheit 
mit dieser Tatsache unzufrieden ist, so ist 
das an und für sich keine verwerfliche Haltung, 
und das ist auch keine Entscheidung. Wesent­
lich ist die Antwort auf die Frage, ob die 
Angehörigen der slowenischen Minderheit in 
Kärnten loyale Bürger der österreichischen 
Republik sein wollen und sein können. Die 
Antwort auf diese Frage wird umso leichter 
positiv ausfallen können, je wohler sich diese 
Minderheit in Österreich fühlen kann, und 
jede Lösung von Problemen des Lebens der 
l\'Iinderheit und des Zusammenlebens der 
Minderheit . mit der Mehrheit muß daher 
nach bestem Wissen und Gewissen so sein, 
daß Konflikte möglichst vermieden werden, 
welche die restlose politische Integrierung 
einer Minderheit erschweren oder gar ver­
hindern könnten. 

Die Frage nach der Bereitschaft, loyal 
zum österreicruschen Staat zu stehen, müßte 
man im übrigen leider immer auch noch an 
bestimmte Kreise der deutschsprachigen Be­
völkerung unseres Landes richten. Der Wille 
des einzelnen und der Gruppe, in der er 
insbesondere seinem Gefühl nach zu leben 
glaubt, sich zu einem Staat als seiner poli­
tischen Gemeinschaft vorbehaltlos zu be­
kennen, hängt eben nicht allein und nicht 
bei allen Menschen von einer staatspolitisch 
positiven oder negativen Tradition ab. Er 
wird gestützt oder untergraben durch die 
Verhältnisse, die der Mensch im Staate vor­
findet oder vorzufinden glaubt. Das politische, 
wirtschaftliche und soziale Klima in einem 
Lande ist sehr entscheidend für das, was 
an Gesinnung unter den Menschen zu wachsen 
vermag. Und das gilt nicht zuletzt gerade 
für jene Menschen, die zu einer Minderheit 
gehören. 

Daher ist es so wichtig, auch für die Slowenen 
in Kärnten jene Bedingungen zu sichern, 
unter denen, wenn auch widerstrebend, das 
Bewußtsein entstehen kann, nicht nur · öster­
reichische Staatsbürger, sondern Österreicher 
zu sein. Da wir zweifellos Ursache haben, 
das zu wünschen, müssen wir auch die Geduld 
aufbringen, die Dinge immer wieder so zu 
gestalten, wie sie sein müssen, um diese Ent., 
wicklung nicht von uns aus zu stören. Leider 
mangelt es daran noch da und dort, obwohl 
nunmehr doch wirklich nicht mehr davon 
gesprochen werden dürfte, daß die deutsch­
sprachige Mehrheit in Kärnten durch die · 
gesetzliche Regelung der Rechte der Minder­
heit auf dem Gebiete des PHichtschulwesens 
in ihren Rechten beeinträchtigt werde. Das 
Gesetz . bietet nicht die geringste Handhabe 
dafür, Kinder wider den Willen ihrer gesetz­
lichen Vertreter zum Erlernen . der Sprache 
der slowenischen Minderheit oder zur Teil­
nahme an dem slowenischen oder an dem 
zweisprachigen Unterricht · · zu verhalten ! Es 
wird den deutschsprachigen Eltern ·keine 
wenn auch noch so geringfügige administra­
tive Ungelegenheit bereiten. Nicht für die 
Kinder der Mehrheit wird eine Erklärung 
der gesetzlichen Vertreter darüber notwendig 
sein, wenn sie nicht am zweisprachigen oder 
am slowenischen Unterricht teilnehmen dürfen, 
sondern die der Minderheit angehörenden 
Eltern müssen eine Erklärung abgeben, wenn 
ihre Kinder an dem zweisprachigen oder 
am slowenischen Unterricht teilnehmen sollen. 
Sie müssen also die ihnen eingeräumten 
Rechte aktiv wahrnehmen. Daraus könnten 
allerdings ·schon Ungelegenheiten erwachsen, 
die zu vermeiden Pflicht aller sein muß, 
die guten Willens sind. 

Die Minderheit hat keine besonderen An­
lässe, davon zu sprechen, daß sie unterdrückt 
werde. Im allgemeinen dürfen wir wohl 
sagen, daß solche Behauptungen Propaganda 
sind. Aber die Minderheit ist im Lande 
auch nicht beliebt, und das erzeugt in ihr 
ein Mißtrauen, welchem man geduldig die 
Voraussetzungen nehmen muß, auch dann, 
wenn die Sprecher der Minderheit an beiden 
Gesetzen kein gutes Haar lassen. 

Darin sind sie sich übrigens ganz und gar mit 
den Sprechern der deutsch-nationalen Kreise 
Kärntens einig, die nach wie vor Unzufriedenheit 
in der deutschsprachigen Bevölkerung schüren, 
indem sie nun im Zusammenhang mit dem 
Minderheiten-Schulgesetz Dinge behaupten, die 
alle nur nachteilig für die Mehrheit sein 
sollen. Sie reden davon, daß das sogenannte 
Elternrecht umgangen werden könne, sie 
verdächtigen nun sogar die Lehrer der Schulen 
im deutschsprachigen Kärnten der Partei-
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lichkeit, sie sprechen von einer Abmeldung, man sich den Hinweis auf das Völkerrecht 
obwohl - das Wort "Abmeldung" im Gesetz schon deshalb schenken, weil das Menschen­
gar nicht vorkommt ; es paßt ihnen nicht, daß recht in, dieser Situation bestimmt höher zu 
jedes - Kind in den in Frage kommenden werten ist. 
Gebieten zweisprachigen oder den slowenischen 
Unterricht erhalten soll, sofern das- seine 
Eltern so haben wollen, obwohl man bis 
zum vergangenen Herbst oft genug von den­
selben Leuten hören konnte, daß es ihnen 
nur um , die Beseitigung des Sprachenzwanges 
zu tun sei und selbstverständlich jedes slo­
wenische Kind die slowenische Sprache in 
der Schule sollte pflegen können. Sie be­
haupten auch, daß es slowenische Schul­
inspektorate geben werde - im Gesetz kommt 
dieser Ausdruck nicht vor, und auch die 
Mehrzahl ist nicht zu finden -, und zusammen­
fassend sagt man, es werde der ursprüngliche Zu­
stand wiederhergestellt und es sei überhaupt ge­
fährlich - man höre und staune t -, Minder­
heitengesetze zu machen, die nur für die Sl�wenen 
gelten. Der Zustand, der bis vor einem Jahr 
vorhanden war, war ein Minderheitengesetz, 
das auch für die Deutschen gegolten hat, 
und das war unerträglich. Das ist nun be­
seitigt, und nun ist es nicht recht, daß man 
ein Minderheitengesetz macht, das nur für 
die Minderheit gilt. Alles, alles sei zum 
Schaden der Mehrheit angelegt. 

Das sagen diese Leute nicht nur im Natio­
nalrat - siehe stenographisches Protokoll 
der 85. Sitzung der VIII. Gesetzgebungs­
periode -, sie sagen es auch draußen, sie 
reden so verantwortungslos, gehen dann weg 
und überlassen es anderen, die möglichen 
Folgen ihres Redens zu tragen. Der Verdacht 
ist nur zu begründet, daß man hinter wort­
reichen Wendungen und juristischen Spitz­
findigkeiten andere Absichten verbirgt. 

Das wird besonders deutlich bei der Stellung­
nahme dieser Kreise zur Regelung der Amts­
sprache bei Gericht bei den Bezirksgerichten 
Bleiburg, Eisenkappel und Ferlach. Da wird 
die unsinnige Behauptung aufgestellt, die 
den Slowenen eingeräumten Rechte gingen 
sogar über das hinaus, was für derartige 
Fälle im Völkerrecht verankert sei. Ich weiß 
nicht, was da drinnen steht in diesem Völker­
recht, von dem die reden ; vermutlich wissen 
sie das selber nicht. Aber wenn es recht ist, 
meine Damen und Herren, daß ein der deut­
schen Sprache nicht mächtiger Ausländer 
vor einem österreichischen Gericht in seiner 
Sprache- aussagen darf und einen Dolmetsch 
erhält, dann ist es wohl nur billig, dieses 
Recht . einem österreichischen Staatsbürger 
slowenischer Sprachzugehörigkeit ebenfalls ein­
zuräumen. Denn mag er die deutsche Sprache 
auch beherrschen - die Gerichtssprache wird 
nicht sein Fach sein. ( H eiter1ceit.) Da sollte 

,Wer die slowenische Sprache nicht 'ge­
brauohen will, wird dazu nioht genötigt; werden 
können. Keinem Angehörigen .der Mehrheit 
ist daher irgend etwas von seinem Recht ge­
nommen worden. 

Es mag nun wohl so sein, daß sich 
bei der Durchführung beider Gesetze 
objektive Mängel herausstellen werden, die 
man heute nicht kennt und nicht kennen kann. 
Das ist aber nichts Neues. Und die Durch­
führung wird auch nicht immer leicht sein ; 
auch das ist keine Neuigkeit. Zwei Tatsachen 
sind in diesem Zusammenhang - erwähnens­
wert, die mit der Durchführu�g der Gesetze, 
insbesondere des Schulgesetzes, zu tun haben, 
aber in eigenen Gesetzen geregelt werden 
müssen. Es ist bis auf weiteres unmöglich, die 
Zahl der Angehörigen der _- Minderheit und 
ihre Streuung zuverlässig festzustellen. Das 
Minderheitenfeststellungsgesetz und dessen 
Durchführung soll diesen Mangel möglichst 
bald beheben. Und dem Lande Kärnten 
und den gesetzlichen Schulerhaltern werden 
zweifellos zusätzliche Kosten erwachsen. Man 
kann nicht verlangen, daß für die Einlösung 
von Verpflichtungen, die der Gesamtstaat im 
Interesse aller - übernommen hat, ein Bundes­
land oder die in Frage kommenden Gemeinden 
die Kosten übernehmen. Dazu gehört auch 
ein möglicher ' Mehraufwand für eine - not­
wendige Erhöhung des Personalstandes der 
Pflichtschullehrer in Kärnten. Kärnten darf 
erwarten, daß die _ gesetzliche Regelung dieser 
Frage durch den Bund dieser berechtigten 
Feststellung Rechnung trägt. 

Im übrigen kann das beste Gesetz nur 
Normen aufstellen, die von Menschen durch­
zuführen sind. Der Geist, der dabei die Rich­
tung und die Methode bestimmt, entscheidet 
darüber, ob die Normen ihren . Zweck erfüllen. 
Wir Sozialisten hoffen, daß heide Gesetze im 
Sinne der erklärten Absicht des Gesetzgebers 
gehandhabt werden und damit endlich jene Vor­
aussetzungen schaffen, welche' nach mensch­
lichem Ermessen geeignet sind, in Kärnten 
die nationale Frage im Geiste der Verständi­
gung, der Freundschaft und des' Friedens 
zu lösen, so daß jeder Kärntner, gleich welcher 
Zunge und welchen nationalen Bekenntnisses, 
in diesem schönen Lande nicht nur seine 
Heimat sehe, sondern ein ungeteiltes Kärnten 
im Verbande der Länder unserer österreichi­
sehen Republik für alle Zeiten als Selbst­
verständlichkeit betrachten möge t (Lebhafter 
Beifall bei der BPO.) 
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Vorsitzender : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Wünscht einer der Herren Bericht­
erstatter das Schlußwort 1 - Sie verzichten. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 
die ich über beide Punkte getrennt vornehme. 

Bei der getrennt durchgelührten A bstimmung 
be.schließt der Bunde.srat, gegen die beiden Ge­
setzesbeschlÜ8se des Nationalrates k ein e n Ei  n­
spruch zu erheben. 

Die Entschließung (S. 3462) wird e in­
s t immig angen ommen. 

Behörden und Dienststellen errichtet worden 
sind. Nach 1945 erfolgte auch durch die 
österreichische BWldesgesetzgebung die Er­
lassung wesentlicher Gesetze als Sondergesetze, 
die auch wieder das Verfahren für das be­
treffende Gesetz gesondert geregelt haben. 
Außerdem sind seit dieser Zeit auch wieder 
viele neue Verwaltungsbehörden entstanden. 

Die Bundesregierung hat nun dem Parlament 
einen Gesetzesentwurf über die Abänderung des 
Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsver� 
fahrensgesetzen übermittelt, wodurch den seit 
1925 eingetretenen Änderungen Rechnung 

9. Punkt: Gesetzesbescbluß des Nationalrates getragen werden soll. Schon aus dem Titel 

vom 18. März 1959 : Bundesgesetz, mit dem ergibt sich der �Charakter des Gesetzes. Der 

das Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver- Titel lautet : Bundesgesetz, mit dem das Ein· 
fahrensgesetzen abgeändert wird und im Zu- führungsgeset�. 

zu den y erwalt�ngsverfahrens. 

sammenhang damit auch andere Rechtsvor- gesetzen a"?geandert WIrd und 1m Zusam�en� 

schriften abgeändert werden (EGVG -Novelle) -hang damIt auch andere Rechtsvorschriften • 
abgeändert werden. Meine Damen und Herren ! 

Vorsitzender: Wir gelangen nunmehr zum Das heißt, daß dieses Gesetz in eine Reihe 
9. Punkt der Tagesordnung : Bundesgesetz, von Rechtsgebieten eingreüt, auf- diese Bezug 
mit dem das Einführungsgesetz zu den Ver- nimmt. Die juristische Arbeit, die hier von 
waltungsverfahrensgesetzen abgeändert wird den Fachleuten geleistet werden mußte, um 
und im Zusammenhang damit auch andere alle Rechtsgebiete, die mit diesem Gesetz zu­
Rechtsvorschriften abgeändert werden. sammenhängen, ebenfalls in Betracht zu 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat ziehen, ist sehr minutiös, sehr intensiv ge-

Porges. . Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu wesen. 

referieren. Ich möchte nun einzelne, besonders wichtige 

Berichterstatter Porges : Hohes Haus ! Im 
Jahre 1925 hat die damalige Gesetzgebung nach 
langen Vorberatungen das Allgemeine Ver­
waltungsverfahrensgesetz, das Verwaltungs­
strafgesetz und das Verwaltungsvollstreckungs­
gesetz geschaffen. Weiter wurde damals ein 
Einführung�gesetz zu den Verwaltungsver­
fahrensgesetzen ausgearbeitet, das im wesent­
lichen zum Inhalt hat, von welchen Ver­
waltungsorganen die einzelnen Verwaltungs­
verfahrensgesetze anzuwenden sind. Es er­
folgte damals nicht mehr eine Katalogi­
sierung, welches Verfahren von der einzelnen 
Behörde anzuwenden ist, sondern umgekehrt 
eine Katalogisierung, bei welchen Behörden 
diese Verwaltungsverfahrensgesetze anzuwen­
den waren. Das war ein bedeutsamer, wesent­
licher Fortschritt zur Vereinheitlichung des 
Verwaltungsverfahrens. (Vorsitzender-Stellver­
treter Flöttl übernimmt die Verhandlungs­
leitung.) 

Mehr als drei Jahrzehnte steht also nun 
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 
in Kraft. In dieser Zeit bis zum heutigen Tage 
haben sich große Änderungen ergeben. Zu 
berücksichtigen ist hier in erster Linie, daß 
zur Zeit der Zugehörigkeit Österreichs zum 
Deutschen Reich durch die Annexion vom 
März 1938 reichsdeutsche Vorschriften anzu­
wenden waren und daß in dieser Zeit auch neue 

Bestimmungen kurz streifen. 

Im Artikel I heißt es: 

, ,(1) Die Verwaltungsverfahrensgesetze re­
geln das Verfahren der nachstehend bezeich· 
neten Verwaltungsorgane; soweit sie behörd­
liche Aufgaben besorgen und im folgenden 
nicht anderes bestimmt ist. 

(2) Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen 
finden Anwendung : 

A. das Allgemeine Verwaltungsverfahrens­
gesetz und das Verwaltungsstrafgesetz . . .  
auf das behördliche Verfahren . . .  " . Nun 
werden die Behörden aufgezählt. 

Unter B werden die Behörden aufgezählt, 
auf die das Allgemeine Verwaltungsverfahrens­
gesetz im vollen Umfang, das Verwaltungs­
strafgesetz mit Ausnahme einiger Paragraphen 
Anwendung finden. 

Nach C findet nur das Allgemeine Ver­
waltungsverfahrensgesetz auf eine Reihe von 
Behörden Anwendung. 

Unter D sind die Behörden angeführt, auf 
die das Allgemeine Verwaltungsverfahrens. 
gesetz Anwendung findet ; dessen § 64 jedoch 
nur, wenn nicht anderes ausdrücklich be­
stimmt ist. 

Unter E wird festgelegt, wo nur das Ver­
waltungsstrafgesetz Anwendung findet. 

317 
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Meine Damen und Herren ! Gegenüber den 
bisherigen Bestimmungen ist hier eine Reihe 
von wesentlichen Änderungen vorgenommen 
worden. Ich muß überhaupt feststellen, daß 
dankenswerter-weise im Anhang zu der Re· 
gierungsvorlage eine genaue Gegenüberstellung 
des geltenden und des nun vorgesehenen 
Gesetzestextes enthalten ist, sodaß eine kurze 
überprüfung und ein kleiner Blick genügt, 
um sich über die hier vollzogenen Änderungen 
zu informieren. 

Ich möchte weiter. auf den Artikel 2 hin· 
weisen, in welchem eine sprachliche Unge­
nauigkeit richtiggestellt wird. Es heißt hier : 
" Wo im Allgemeinen Verwaltungsverfahrens­
gesetz oder im Verwaltungsstrafgesetz von 
Behörden gesprochen wird, sind darunter 
die Verwaltungsorgane zu verstehen " 

Und nun, Hohes Haus, jene Rechtsgebiete, 
in welche dieses Gesetz eingreift. Hier . werden 
genannt : Im Artikel 3 das Denkmalschutz. 
gesetz, im Artikel 4 das Hochschul-Organi­
sationsgesetz, im Artikel 5 analog dazu das 
Akademie.Organisationsgesetz, im Artikel 6 
das Arbeitslosenversicherungsgesetz, im Ar· 
tikel 7 das Arbeitsinspektionsgesetz, im Ar· 
tikel 8 das Kollektivvertragsgesetz und im 
Artikel 9 das Finanzstrafgesetz. Diese kurze 
Aufzählung soll nur ein Hinweis sein, in welche 
Rechtsgebiete nun die neuen Bestimmungen 
über das Verwaltungsverfahren überall ein­
greifen. 

tungsgebiete hinzuweisen, in welchen eine 
künftige Regelung in absehbarer Zeit dringend 
nötig erscheint. 

In der Entschließung 1 wird die Bundes­
regierung aufgefordert, so bald als möglich 
den Entwurf eines Bundesgesetzes vorzu­
legen, durch den klargestellt wird, welche 
von den Aufgaben, die den gesetzlichen 
beruflichen Vertretungen und den Trägern 
der Sozialversicherung im Zeitpunkt des In­
krafttretens dieses Gesetzes obliegen, mit 
behördlichen Mitteln wahrzunehmen sind. Das 
heißt also, daß auf dem Verwaltungsgebiet 
der Berufsvertretungen, also . der Arbeiter­
kammern, und der SozialverElicherungsträger 
noch Bestimmungen und Verfahrensregelungen 
notwendig sind, die in dieser Entschließung 
von der Bundesregierung gefordert werden. 
Es steht hier auch noch, daß die Regierung 
aufgefordert wird, an die Länder die Ein­
ladung zu richten, für die in ihren Gesetz­
gebungsbereich fallenden Angelegenheiten die­
selben Klarstellungen zu . treffen. 

In der zweiten Entschließung heißt es 
unter anderem : "Neben einzelnen österreichi­
schen Rechtsvorschriften gelten hier noch 
immer Teile der deutschen Reichsabgaben­
ordnung. Unter Hinweis auf die Gefahren, 
die mit diesem Rechtszustand insbesondere 
für die Rechtssicherheit verbunden sind, for­
dert der Nationalrat die Bundesregierung auf, 
ihm ehestmöglich den Entwurf einer um­
fassenden Regelung des behördlichen Ver;. 
fahrens im Bereich der Abgabenverwaltung 
vorzulegen. " Also auch hier ist noch ein 
Verwaltungsgebiet, das einer zukünftigen Re-
gelung harrt. 

. 

Im Artikel 14 sind nun die Vollzugsbe­
stimmungen enthalten, die auch sehr umfang­
reich sind, weil ja das Gesetz eine Reihe von 
Fachministerien betrifft und diese mit dem Voll­
zug betraut sind. So ist im Artikel 14 be­
stimmt, daß die Vollziehung der Abschnitte I Meine Damen und Herren ! Ich bin nun 
und III dieses Bundesgesetzes der Bundes- durch einen Beschluß des Ausschusses für 
regierung obliegt, die Vollziehung des Ab- Verfassungs. und Rechtsangelegenheiten er· 
schnittes 11 obliegt hinsichtlich der Artikel 3 mächtigt, heute hier den Antr ag zu stellen, 
bis 5 dem Bundesministerium für Unter- diesem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
richt . beziehungsweise dem Bundeskanzler- die verfassungsmäßige Zustimmung zu er· 
amt, hinsichtlich der Artikel 6 bis 8 dem teilen, das heißt, keinen E i n spr u c h  zu 
Sozial ministerium, hinsichtlich des Artikels 9 erheben. Ich beantrage überdies, daß der 
dem Finanzministerium und hinsichtlich der Bundesrat den von mir jetzt skizzierten 
übrigen Bestimmungen der Bundesregierung. beiden Entschließungen des Nationalrates 

ebenfalls beitritt und ihnen seine Zustimmung 
Mit diesem Gesetz, meine Damen und · gibt. . 

Herren, ist ein erster Schritt getan, um das 
Verwaltungsverfahren in Österreich auf eine 
neue, ich möchte sagen österreichische Grund· 
lage zn stellen, und damit ist dem öster­
reichischen Recht,slehen ein au ßerordentlicher 
Diem!t erwiesen worden. 

. Nun siild aber noch nicht alle Verwaltungs. 
gebiete in diesem Gesetz geregelt, und der 
Nationalrat sah sich daher ver anlaßt, in zwei 
E n t s c h l i e ß u n g e n  noch auf zwei Vel'wal-

Vorsitzender-Stell vertreter Flöttl : Zum "V ort 
h at sich niemand gemeldet, Wir schreiten 
7,,1U' Abstimmung. 

Bei der A b s l i m m u ng beschließt det· Eu:ndes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nrtlional· 
mtes k e i n e n  E i n s p r u c h  zu erheben. 

Die beiden E n t s c h l i eß'U, n g e n  
e i n s t i m m i g  a n g e n o m m e n. 
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10. Punkt: Gesetzesheschluß des Nationalrates sind, während nach den alten Bestimmungen 
vom 18. März 1959 : Bundesgesetz, mit dem die Versicherungspflicht erst eingetreten ist, 
das Landwirtschaftliche . Zuschußrentenver� wenn die Voraussetzung für sie durch minde­
sicherungs gesetz abgeändert und ergänzt wird stens neun Monate gegeben war. 
(Novelle zum Landwirtschaftlichen 

. 
Zuschuß- Im § 5 wird durch Anfügung des Absatzes 4 

rentenversicherungsgesetz) bestimmt, daß den Witwen, die den Betrieb 
Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl : Ich darf des verstorbenen Ehegatten länger als · drei 

den im Hause erschienenen Herrn Bundes- Jahre fortgeführt haben, die . PHichtver­
minister für soziale Verwaltung, Nationalrat sicherungszeiten, die sich der . verstorbene 
Proksch, herzlich begrüßen. (Allgemeiner Bei- Ehegatte in der landwirtschaftlichtm Zuschuß­
fall.) rentenversicherung erworben hat, zu den 

Wir gelangen nun zu Punkt 10 der Tages- PHichtversicherongszeiten al}S der eigenen 
ordnung : Novelle zum Landwirtschaftlichen Pensionsversioherung hinzugereohnet werdeq. 
Zuschußrentenversicherungsgesetz. Im § lL Abs. 1 werden die Bestimmungen 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Muhr. über die Meldepflicht abgeändert. Personen, 
Ich bitte sie, das Wort zu ergreifen. die einen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb 

führen, müssen nicht mehr wie bisher jährlich 
Berichterstatterin Rudolfine Muhr : Hohes bis zum 31 .  März über die im vorangegangenen 

Haus I Das Landwirtschaftliche Zuschußrenten- Jahr der Pflichtversicherung unterliegEmden 
versicherungsgesetz, BGBI. Nr. 293/1957, hat Personen beim Versicherungsträger Meldung 
nicht in allen seinen Bestimmungen den Er- erstatten, sondern nur · dann', wenn sich inner. 
fordernissen entsprochen, und so wurden halb des Kalenderjahres Veränderungen · in 
verschiedene Wünsche nach Abänderung und dem betreffenden Personenkreis ergeben h8iben. 
Ergänzung des Gesetzes laut. In der Folge Wird ein Betrieb übergeben, so hat der 
sind dem Ausschuß für soziale Verwaltung Übernehmer binnen einem Monat nach dem 
zwei Initiativanträge zur Beratung zuge- Tag der Übernahme dies dem Träger der 
wiesen worden. Die beiden Anträge wurden landwirtschaftlichen Zuschußrentenv�rsiche­
im Zuge der Beratung zu einem gemein- rung zu melden. 
samen Gesetzentwurf zusammengefaßt und ·Durch Einfügung der Worte "vor · dein 
dem Nationalrat am 18. März 1959 zur Be- 1 .  April 1959" nach dem Wort "Zeiten�' 
schlußfassung vorgelegt und auch beschlossen. im § 60 Abs. 1 Z. 3 wird .festgelegt, daß 

Eine Änderung bezieht sich auf die Be- der 1. April 1959 als der Zeitpunkt angesehen 
freiung von der Pflichtversicherung für Per- wird, von dem an eine Behinderung der Ver­
sonen, deren Versorgung in ausreichendem sicherten wegen Verfolgung aus politischen, 
Maße . anderweitig sichergestellt iat. Die da- religiösen oder rassischen Gründen nicht mehr 
für notwendigen Ergänzungen wurden in angenommen werden kann. 
§ 3 Abs. 1 durch Anfügung der Z. 4: und 5 In § 63 Abs. 4: sind die Best�mmungen über 
vorgenommen. Es wird hier der Personenkreis die für die Erfüllung der Wartezeit not. 
erweitert, der unter die Ausnahme fällt ; und wendigen Versicherungsjahre enthalten. Es 
ebenso sind hier die Bestimmungen enthalten, wurde jedoch als unbill.ige Härte empfunden, 
die e�ne Ausnahme ermöglichen. (Der Vor. daß Personen, die infolge von Kriegseinwirkung 
s itzende übernimmt wieder die Verhandlungsa oder Maßnahmen einer Besatzungsmacht zeit­
leitung.) weise gehindert waren, ihre landwirtschaftliohe 

Durch die Änderung des § 3 Abs. 2 wird Tätigkeit auszuüben, den Nachweis für die Er­
klargestellt, daß die Ehegattin, welche ge- füllung der Wartezeit innerhalb des Rahmen­
meinsam mit dem Ehegatten den Betrieb zeitraumes nicht erbringen konnten und daher 
führt, auch dann von der Pflichtversicherung benachteiligt waren. Diese Härte wurde durch 
ausgenommen ist, wenn auf den Ehegatten die Erweiterung des Rahmenzeitraumes für 
für die Ausnahme von der Pflichtver. den im neu eingefügten Absatz 5 Z. 1 und 2 
sicherung nicht nur die Gründe des § 3 angeführten Personenkreis beseitigt. 
Abs. 1 zutreffen, sondern auch wenn er auf Weiters wird im § 69 festgehalten, daß 
Grund seines Antrages nach den Übergangs- dem überlebenden Ehegatten nur jene Ver­
regeln des § 1 7 1  von der Pflichtversicherung sicherungszeiten des verstorbenen Ehegatten 
in der Landwirtschaftlichen Zuschußrenten· hinzuzurechnen sind, die dieser während des 
versicherung befreit ist. Bestandes der Ehe erworben hat. 

Im § 4: Abs. 1 Z. 1 tritt durch eine Ab· Zwei dem § 69 neu hinzugefügte Sätze neh-
änderung eine Verbesserung insoferne ein, men Bezug auf die Hinzurechnung von Ver­
daß Personen schon unter die Versicherungs- sioherungszeiten des verstorbenen Ehegatten, 
pHicht fallen, wenn die Voraussetzungen für die unabhängig davon vorgenommen werden 
sie durch mindestens acht Monate gegeben kann, ob die Witwe den Betrieb drei Jahre 
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weiterführt, wenn sie auf GruI1,d des § 3 
Abs. 2 von -der Versicherungspflicht befreit 
war; Im dritten Satz dieses Paragraphen wird 
festgehalten, daß · keine Hinzurechnung . der 
Versicherungszeiten " des ,. verstorbenen Ehe­
gatten erfolgt; .wenn die Witwenzuschußrente 
in Anspruch genommen wird. 

Dlirch 'Ergänzung des § 7 1  Abs. 1 . wird die 
Frage geregelt, in welchem Fall die Witwe 
den Betrieb auch ' bei Inanspruchnahme der 
WitwenzuschußreIite weiterführen darf. 

Da Landesstellen mit eigenen Landes­
stellenausschüssen bei der landwirtschaftlichen 
Zuschußrentenversicherung nicht vorgesehen 
sind, soll auf Grund textlicher Änderungen 
der §§ 143, 145, 150 und 157 die Mög­
lichkeit, bei Bedarf Renteilausschüsse zu 
bilden, dadurch geschaffen werden, daß die 
Versicherungsanstalt ermächtigt wird, in ihrer 
Satzung eine entsprechende Bestimmung auf­
zunehmen. § 157 enthält die Bestimmungen 
über den Aufgabenkreis des Rentenausschusses 
beziehungsweise der Rentenausschüsse. 

Die Frist zur Einbringung eines Antrages auf 
Befreiung von der Versicherungspflicht im § 171 
wird um ein Jahr bis 31.  Dezember 1959 
verlängert. Ebenso wird die Fristverlängerung 
bezüglich der übergangsbestimmungen für 
den Beitritt zur Selbstversicherung vom 3 1 .  De� 
zember 1958 auf 31.  Dezember 1959 verfügt. 

Im § 174 sind alle Bestimmungen über 
den Anspruch auf 'Obergangsrenten enthalten. 

Der Nationalrat hat dann noch auf Grund 
eines gemeinsamen Antrages eine Abänderung 
des § 174 Aba. 2 beschlossen. Dadurch, 
daß es im zweiten Absatz nunmehr an statt 
, ,45. Lebensjahr" ,,40. Lebensjahr" heißt, 
tritt eine Erleichterung für die Erlangung 
der übergangswitwenrente in den Fällen ein, 
in denen der Ehegatte vor dem 1 .  Juli 1 958 
gestorben ist und die Witwe im Zeitpunkt 
des Todes des Ehegatten das 40. Lebensjahr 
überschritten hat. 

§ 177 Abs. 1 behandelt jene Fragen, welche 
. die Bestimmungen betreffen, die auf die über­

gangsrente anzuwenden sind. 
Abs. ' 2  besagt, · daß bei der Anwendung 

, des § '  60 Ahs. 1 Z" 2 und Abs. 6 bei Über­
gangsrenten an Stelle des Stichtage$ der Tag 
der Antragstellung zU treten hat. D�r bis­
herige Abs. 2 erhält die' Bezeichnung Ab-
satz 3. ' 

; 
Artikel II enthält die Bestimmungen über 

den ,.' Wirksamkeitsbeginn. Durch , qen Ab­
satz 4 dieses Artikels besteht die Möglichkeit, 
,daß über b�retts entschiedene Leistungsan­
sprüche ein neues Feststellungsverfahren durch­
geführt , werden kann, wenn dies vom An­
spruchswerber bis zum 30. Juni 1960 begehrt 
wird. 

Im Artikel III ist festgehalten, daß mit der 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung im Ein­
vernehmen .. mit den beteiligten Bundesmini­
starien betrallt ist. 

Der Ausschuß ' für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat sich mit der Novelle zum 
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche­
rungsgesetz beschäftigt und mich ermächtigt, 
dem Hohen Haus zu empfehlen, gegen diesen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n  
E i n s p l' u c h zu erheben. 

Vorsitzender : Zum Wort gemeldet · ist Herr 
Bundesrat Schreiner. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundesrat Schreiner : Hohes Haus ! Sehr 
geehrte Damen und Herren ! Bereits im Jahre 
1948 haben Vertreter des Bauernbundes die 
Forderung aufgestellt, auch für die bäuer­
liche Bevölkerung eine Altersversicherung ,  ein­
zuführen. In zahlreichen Versammlungen, 
Sitzungen und Verhandlungen wurde über die 
Notwendigkeit und Möglichkeit der Bauern­
renten beraten und aufgeklärt. Am 18.  De­
zember 1957 ist im Parlament schließlich .das 
Landwirtschaftliche Zuschußrentenversiche­
rungsgesetz beschlossen worden. 

In einer Besprechung einer Ortsbauernschaft 
im Hausruckviertel in Oberösterreich sagte 
einmal ein Bauer zu mir : "Wenn unsere 
Zeit sicherer wäre, dann brauchten wir die 
Versicherung nicht !" Dieser Ausspruch hat 
zum Teil seine Richtigkeit. Es gab einmal eine 
Zeit, in der der Bauer mit gleicher Mühe und 
mit gleichem Fleiß die gleichen Erfolge er­
zielen konnte wie seine Mitbürger in anderen 
Berufen. 

Seither haben Technik und Industrie die 
Verhältnisse geändert. Sie haben auch den 
Bauern große Fortschritte, aber noch größere 
Schwierigkeiten gebracht. Auch die Land­
wirtschaft erzeugt heute in vielen Sparten 
mehr als früher. Die betriebsnotwendigen 
Ausgaben des Bauern :übersteigen aber zum 
Teil noch weit die Einnahmen aus der er­
höhten Produktion. So ' ist die Landwirtschaft 
trotz des ' Fortschrittes - gegenüber anderen 
Wirtschaftszweigen . ins Hintertreffen gekom­
men, und es bleib�n ihre Einnahmen trotz der 
längeren Arbeitszeit , weit zurück; 

Durch' eine ges�n,de S�zialgesetzgebung für 
die - Landwtrtschaft sollen viele zehntausende 
Bauern einEm teilweisen' Ausgleich für andere 
Nachteile erfahrep:, und zwar einerseits da­
durch, daß sieb auch der Staat · an diesen ' so­
zialen Einrichtungen finanziell beteiligt� ' und 
andererseits dadurch, daß die Beiträge, welche 
die Landwirtschaft selber zu entrichten hat, 
sozial gestaffelt sind, das heißt, daß der kleinere 
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Besitzer wesentlich weniger einzuzahlen hat Schön im Dezember 1958 brachten Bauern­
und das gleiche herausbekommt wie sein bundabgeordnete einen Antrag auf Änderung 
besser bemittelter Standeskollege, der einen des Landwirtschaftlichen Zuschußrentenver­
wesentlich höheren Beitrag zu leisten hat. sicherungsgesetzes ein. Zwei Monate später 
Dieser soziale Ausgleich, den zum Unterschied stellten auch sozialistische Abgeordnete einen . 
von anderen Ländern die österreichische Land- Novellierungsantrag. , (Zwischenrufe bei der 
wirtschaft durchgeführt hat, ermöglicht, daß SP(J.) In der Folge waren die Bauernver­
sich auch der kleinere Bauer mit geringen treter unentwegt bemüht, die Novellierung 
Beiträgen eine Rentenversicherung leisten des Landwirtschaftlichen Zuschußrentenver­
kann. sicherungsgesetzes so schnell wie möglich zu 

Die Notwendigkeit der Zuschußrente zur erreichen, und so konnte am 18. ,März 1959 
Sicherung und Verbesserung der Lebensver- die erste Zuschußrenten�ersicherungsgesetz­
hältnisse von vielen zehntausenden Altbauern Novelle im Nationalrat beschlossen werden. 
zeigt sich auch in den vielen Rentenanträgen, Das Kernstück der Novelle bildet die weit­die seit dem Inkrafttreten des Landwirt- gehende Verbesserung des Rechtes der Über­schaftlichen Zuschußrentenversicherungsge- gangsrente. Dadurch, '  daß nunmehr auch setzes gestellt wurden. Bis heute sind bereits die Kriegszeiten als Wartezeit zählen, 
über 1 10.000 Rentenanträge eingereicht wor- sowie durch die Einführung von sogenannten den. Die Bearbeitung der Zuschußrenten- neutralen Zeiten werden wohl die meisten anträge wurde sofort in Angriff genommen Härtefälle bei der Übergangsrente beseitigt. 
und wird weiterhin verstärkt betrieben. So Unter neutralen Zeiten sind vor allem die konnten bis heute schon über 50.000 Renten- Zeiten des Ausgedinges bis zur Erreichung des anträge positiv erledigt werden, wodurch bis Rentenalters zu verstehen, wenn die Übergabe Ende Februar 1959 rund 98 Millionen Schil- des Betriebes an ein Kind, Wahlkind, Enkel­ling an mehr als 50.000 Zuschußrentner zur kind und so weiter erfolgte. Diese Zeiten haben Auszahlung gebracht wurden. die Wirkung, daß sich die Zeiträume der 

Auch mit der Erfassung aller nach dem letzten 20 beziehungsweise 40 Kalenderjahre 
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche� vor Erreichung der Altersgrenze um eben diese 
rungsgesetz versicherungspflichtigen Personen Zciten verlängern. ' Das bedeutet praktisch, 
wurde gleich nach dem Inkrafttreten des Ge- daß alle Personen, die vor der Übergabe 
setzes begonnen. Bisher wurden 320.000 ver- _ ohne Rücksicht auf das Alter im Zeitpunkt 
sicherungspflichtige Personen gemeldet. Be- der Übergabe - wenigstens 15 Jahre ver­
,reits 262.000 Beitragsvorschreibungen wurden sicherungspfiichtig tätig waren, in den Genuß 
an jene Personen, deren Versicherungspflicht einer Altersrente gelangen können. 

' 
klargestellt ist, versendet. 

Für die Versich�rungspflichtigen und für Aber auch die Bestimmungen über die 
die Rentenwerber ergeben sich aus dem neuen Übergangsrenten wurden wesentlich günstiger 
Gesetz vielerlei Fragen, zu deren Klärung gestaltet. Hier wurde vor allem die unver­
zahlreiche Sprechtage von den zuständigen ständliche Härte, die darin bestand, daß . dann, 
Stellen abgehalten werden. Viele Interessenten, wenn der Ehegatte vor Erreichung (les SO. Le­
die diese Sprechtage besuchen, können durch bensjahres gestorben ist, keine Witwenrente 
entsprechende Aufklärung vor Nachteilen be- gebührt, beseitigt. Nunmehr erhaltEm alle 
wahrt werden. Witwen, die zum Zeitpunkt des Todes des 

Allerdings wurden durch das Landwirt- Ehegatten bereits das 40. Lebensj,ahr. ü�i'­
schaftliche Zuschußrentenversicherungsgesetz schritten haben, unabhängig vom erreichten 

Lebensalter des verstorbenen Gatten eine nicht alle Hoffnungen und berechtigten Wün-
Rente, wenn der verstorbene Gatte in .dEni sehe erfüllt. Bei der praktischen Anwendung 

des Gesetzes stellten sich bald Härtefälle letzten zehn Kalenderjahren vor dem Tode , 
heraus, die bei der Textierung und ' Beratung wenigstens fünf Jahre hindurch , versicherungs-
des Gesetzes noch nicht vorausgesehen werden pflichtig beschäftigt war. . " 
konnten . .  Der Bauernbund ging daher sofort Duroh die Novelle wurden auch :riio.ht un­

nach Wirksamwerden des , Gesetzes daran, wesentliche Änderung�n bei den Bestimmun� 
die praktischen Erfahrungen zu sammeln, gen über d.ie Weiterversicherung sowie über die 

, auftretende Härtefälle aufzuzeichnen und ent- Fqrtführtmg des Betriebes durch die Witw.e 
sprechende 'Verbesserungsvorschläge auszuar._, b��ii.ehung�weise . dur.ch . den Witwer verge­
beiten. Wie. schon seinerzeit bei den Be- n()m_men. 
sprechungen und bei der Beschlußfassung des Die Novelle befaßt s4Jh, wej,ter_mit" deD1 �e� 

, Landwirtschaftlichen Zu.schußrent�nversiche- der versiclterQngspfij�htjge;n Per�:p,tm· �. 1IiQ.­
rungsgesetzes ergriffen auch bei d�r not� kunft werden Bezieher einer AlterS1'ente ,·nach 
wendigen Änderung des Gesetzes Bauern- dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz be­
yertre1ier die Initiative, _ ziehungsweis6 dem Gewerblichen Selbstän-
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digen-Pensionsversicherungsgesetz, soweit diese 20. November 1958, Zl. IV-134.106-15 a/58, 
Rente eine bestimmte Höhe erreicht, von der sieht zwar in solchen Fällen einen sogenannten 
Versicherungspflicht nach dem Landwirtschaft- Härteausgleich vor, der aber lediglich von dem 
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetz aus- Grundsatz ausgeht, daß ein Elternrentner 
genommen sein. durch den Empfang der Zuschußrente nicht 

Ebenso wurden die Fristen für die Selbst- mehr verlieren darf, als er gewinnt. .  Das 
versicherung und für die Befreiungsanträge Ergebnis ist trotz Erlaß des Soziahninisteriums 
wegen bestehender Weiterversicherung in der praktisch so, daß der Staat diesen bedürftigen 
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen alten Menschen mit der einen . Hand etwas 
Sozialversicherungsgesetz bis zum-31. Dezember gibt und init der anderen Hand ebensoviel 
1959 verlängert. wegnimmt. 

Weiter sollen ab 1959 nicht mehr voll- Wenn in diesem Zusamlilenhang im In-
ständige Betriebsmeldungen,. sondern nur mehr teresse vieler Zuschußrentner der Kleinbauern 
Änderungsmeldungen erstellt werden, was eine eine Anregung gemacht werden darf, dann 
besondere Erleichterung für · die Bauern ·  be- möchte ich den Vorschlag der Bauernver­
deutet, die diese Meldungen vorzunehmen tretung wiederholen, demzufolge an Zuschuß­
haben. rentner von Kleinbauernanwesen bis zu 50.0008 

Einheitswert die Kriegsopferelternrente ohne Als besonders erfreulich ist festzuhalten, daß Prüfung des Einkommens belassen werden soll . . die leistungsrechtlichen Bestimmungen der Es ist doch bekannt, daß die Übergabeverträge Novelle rückwirkend mit 1 .  Juli 1958 in Kraft Kl . b . f d P '  ft von em auernanwesen au em apler 0 treten. Zur Geltendmachung dieser Rechte ein recht gut lebensfähig erscheinendes Aus­wurde eine genügend lange Antragsfrist, näm- gedinge vorsehen, das aber in Wirklichkeit 
lieh bis 30. Juni 1960, eröffnet ; das heißt also, vom Besitznachfolger praktisch nicht ge­
daß die auf Grund der bisherigen Bestim- leistet werden kann und auch nicht geleistet 
mungen abgelehnten Rentenanträge neu ein- wird, weil der junge Besitzer mit seiner Familie gebracht und überprüft werden können. in vielen Fällen oft selber nicht vom Ertrag 

Es darf nicht verschwiegen werden, daß des kleinen Anwesens ausreichend leben kann. 
bedauerlicherweise nicht alle Forderungen der Der Vorschlag der Bauernvertretung, den 
bäuerlichen Vertreter berücksichtigt werden genannten Zuschußrentnern die Kriegsopfer­
konnt611. 80 wurde beispielsweise die For- elternrente ohne · Prüfung des Einkommens zu 
derung auf eine Leistung für die Frau bei Er- belassen, hat daher volle Berechtigung und 
reichung des 60. Lebensjahres zurückgestellt ; stellt eine besondere soziale Dringlichkeit dar. 
dasselbe gilt für die Einführung der Erwerbs- Desgleichen möge für die Zuschußrentner 
unfähigkeitsrente und für die Krankenver- von Kleinbauernanwesen mit mehr als 50.000 S 
sicherung der Rentenempfänger. Auch ist es Einheitswert die grundsätzliche Möglichkeit 
noch nicht gelungen, eine restlos zufrieden- der Beibehaltung der Kriegsopferelternrente 
stellende Anrechnung der Militärdienstzeiten gegeben werden, und zwar dadurch, daß für 
zu erreichen. diesen Personenkreis bei der Behandlung der 

Im Zusammenhange mit den offenen Wün- gegenständlichen Frage eine Prüfung der 
sehen der Altbauem sei vor allem auf eine Einkommensverhältnisse angeordnet wird. Es 
ganz besondere Härte hingewiesen, die sich wird sich dabei auch in vielen dieser Fälle 
im Zusammenhang mit der Zuschußrente für herausstellen, daß ihr Einkommen unter der 
zahlreiche Kriegereltern ergibt, welche , Aus- im Kriegsopferversorgungsgesetz vorgesehenen 
zügler auf Kleinbauerngehöften sind. Nach Grenze liegt. Es, ist bedauerlich, daß die Aus­
dem Kriegsopferversorgungsgesetz können zügler der Kleinbauernanwesen, die ihre Söhne 
.Kriegereltern nach ihren gefallenen Söhnen nur . im Krieg verloren, von der Zuschußrente 
dann eine Elternrente bekommen, wenn ein El- praktisch nichts haben und sich daher umsonst 
terIiteil nicht mehr als 750 8 und ein Elternpaar auf eine Besserung ihrer dürftigen Lebensver­
nicht mehr als 810 S Monatseinkommen hat. hitltnisse gefreut haben. Die gleiche Härte 
'.Aus 'dem Kreis der Landwirtschaft konnten trifft auch nicht wenige ehemalige Klein­
'demnach nur die Auszügler von Kleinbauern gewerbetre�bende, die ihre Söhne im Krieg 
fur ' eine Elternrente nach dem Kriegsopfer- verloren haben. , 
versorgungsgesetz in Frage kommen. Alle Trotz der aufgt3ze�gten Härten und Mängel 
übrigen mußten vom An{ang an abgewiesen muß anerkannt werden, daß mit der -Nott�l­
werde", wenn sie > Elternrentenanträge ge- lierung · des Landwirtschaftliche.n Zuschuß­
stent haben. Nun verlieren a.uch die I}rieger- rentenversicherungsgesetzes ein weiterer Schritt 
eltern; die Kleinbauern sind, die Elternrente, weil getan wurde, um den BedürfnissEm der alten 
sie eine Zuschußrente bekommen. Ein Erlaß Bauern besser zu entsprechen, ohne daß da­
des Sozialministeriums an alle Landes- durch eine Erhöhung der Einzahlung not­
invalidenämter und Schiedskommissionen vom wendig wird , 
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Namens der Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei darf ich daher dem Hohen Hause 
empfehlen, dem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates die Zustimmung nicht zu 
verweigern. (Beifall bei der (j V p.) 

Vorsitzender: Es ist inzwischen der Herr 
Bundesminister für die Auswärtigen Angelegen­
heiten im Hause erschienen. Ich darf ihn 
namens des Bundesrates herzlich begrüßen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Weiterhin ist zum Worte gemeldet Herr 
Bundesrat Bezucha. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Bezucha : Hohes Haus ! Durch 
das Landwirtschaftliche Zuschußrentenversi­
cherungsgesetz 1957 ist die bäuerliche Be­
völkerung Österreichs, sind die selbständig 
Tätigen in der Landwirtschaft erstmalig in 
die österreichische Sozialversicherung einbe­
zogen worden. Es handelt sich hiebei . um 
einen beträchtlichen Teil des österreichischen 
Volkes ; sind doch in der PHichtversicherung 
rund 300.000 Versicherte erfaßt, was mit 
den Angehörigen sicherlich einen Personen­
kreis von rund 600.000 Menschen darstellt. 

Bis jetzt wurden bereits 1 10.000 Renten­
anträge gestellt - um rund 20.000 mehr, 
als im Entwurf zum Land wirtschaftlichen 
Zuschußrentenversicherungsgesetz angenom­
men wurde -, was wiederum einen Personen­
kreis von beiläufig 160.000 bis 170.000 Men� 
sehen darstellt. Diese große Zahl von Men­
schen, die nun von diesem Gesetz erfaßt ist, 
bezeichnet den Umfang und die soziale Be­
deutung dieses Gesetzes, das als einmalige 
gesetzliche Maßnahme in der landwirtschaft­
lichen Sozialgesetzgebung anerkannt ist und 
auch im Ausland großes Interesse hervor­
gerufen hat ; was wiederum bedeutet, daß 
auch im Ausland eine landwirtschaftliche 

.'Sozialgesetzgebung aktuell ist. 
Von den bisher eingebrachten 1 10.000 Ren­

tenanträgen sind seitens der Anstalt bis jetzt 
rund 50.000, also zirka die Hälfte, positiv 
erledigt. Im Zuge der Bearbeitung dieser 
Rentenanträge wie auch der Handhabung 
der PHichtversicherung haben sich große Män­
gel und Unklarheiten und Auslegungsver­
schiedenheiten zu diesem . Gesetze ergeben, 
was bei der Erstmaligkeit eines solchen Gesetzes 
wohl vorauszusehen war, sodaß gewisse Abände­
rungen und Ergänzungen notwendig geworden 
sind. Dieser Notwendigkeit trägt die vorli�gende 
Novelle zum Landwirtschaftlichen Zuschußren­

. tenvßfsich�rungsgeset� · Re�hnli"ng·. Die N pvelle 
_ wurde �-g.s zwei vorgelegt.en Initiativanträgen er-
arbeitet. Frau Bundesrat Muhr hat als Bericht­
erstatterin über diese Novelle sehr ausfühtlich 
und umfassend referiert, . und auch mein Herr 
V Ol'redner hat. sich mit den einzelnen Punkten 
der N ovelle .ausführlich .1>efaßt . .  

Es ergibt sich daraus, daß die Novelle 
mehr rein formalrechtlichen und verwaltungs­
technische"n Sinn hat, Änderungen und Er­
gänzungen in Fragen der PHichtversicherung 
und Behandlung der Rentenansprüche be­
inhaltet. Die Notwendigkeit der Novellierung 
ist auf Grund der gewonnenen Erfahrungen 
in der formalen Auswirkung des Landwirt­
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsgeset­
zes jedenfalls begründet, und es ist sehr · zu 
begrüßen, daß das österreichische Parlament 
noch in seiner vorletzten Sitzung den Beschluß 
zur N ovellierung dieses Gesetzes gefaßt hat. 

Durch diese Novelle wird somit eine Reihe 
von Unklarheiten und von umstrittenen Fragen 
in der Pflichtversicherung geklärt, aber auch 
auf dem Rentensektor werden gewisse Voraus­
setzungen geschaffen, die eine fortlaufende 
und rasche Erledigung der noch offenen 
rund 50.000 bis 60.000" Rentenanträge er· 
möglichen. 

So begrüßenswert diese Novelle auch " in 
ihrer formalen Art ist, so bedauerlich ist es, 
daß eine Reihe überaus dringender - . sozialer 
Maßnahmen in diese "Novelle nicht aufge­
nommen wurden, 0 bwohl diese in einem 
Initiativantrag der Nationalräte Steiner und 
Genossen ausgearbeitet und enthalten waren. 
Hierüber wurde im Nationalrat sehr ausführ­
lich gesprochen. Wenn ich diese Fragen 
auch noch behandle, so deshalb, weil- sie 
schwere soziale Härten darstellen, die über­
wiegend die Armen und Kranken treffen. 

Da ist vor allem die Frage des Kranken­
schutzes für den Rentner. Den PHichtver­
sicherten eröffnet das Stammgesetz Möglich­
keiten, . Krankenschutz in Anspruch zu neh­
men. Der Krankenschutz für den Rentner 
ist abhängig von der Zustimmung des Haupt­
ausschusses im Einvernehmen mit dem Finanz­
ministerium und dem SozialministeriuID. Das 
Inkrafttreten eines Krankenschutzes " für die 
Rentner nach § 7 des Stammgesetzes . war 
in dem Initiativantrag meines Parteifreundes 
Steiner enthalten. Es konnte jedoch keine 
Einigung darüber erzielt werden, wonach 
diese Maßnahme auch in die Novelle · auf-
genommen worden wäre. . 

In der Debatte im: Patlament ist zum Aus­
druck gekommen, .da"fr finanzielle Gründe für 
die . Niclitaufnahme dieser " Maßnahme ent­
scheidend waren ; es .wurde ein Zwischenruf ge­
macht, daß "die halbe Rente für den Kranken­
kassenbeitrag aufgehen würde. Hohes Haus !Von 
diesem Gesichtspunkt aus kann mau nicht an die 
Behandlung solcher Fragen gehen . .  Hier geht 
es doch- d8trum, daß für alte und arbeitsmüde 
Menschen, die zum Teil bereits. krank sind und 
_wegen _ ihres hohen Alters . jedenfalLg . stark 
krankheitsanfällig sind� '-s.o.ziGLle ' M�ßnahmen 
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getroffen werden. Ich kann mir vorstellen, 
daß es alte Rentner gibt, die erst durch den 
Empfang der Zuschußrente in die Lage kom­
men, ärztliche . Betreuung zu finden und 
notwendige Heilmittel zu kaufen, wofür ge­
gebenenfalls die gesamte Rente aufgewendet 
werden muß. Jedenfalls ist aber jeder Krank­
heitsfall für den Rentner ein Schicksals­
schlag, für den er . seine Zuschußrente wird 
aufwenden müssen, obwöhl der Sinn des 
LandWirtschaftlichen �uschußrentenversiche­
rungsgesetzes doch darin gelegen ist, diese 
Zuschußrenre zur Verbesserung seines Lebens­
unterhaltes im Alter zu verwenden. 

Gleichgelagert sind die Fälle, die den 
Rentenanspruch für arbeitsunfähig gewordene 
Bauern betreffen, die das Rentenalter noch 
nicht erreicht haben. (Vorsitzender-Stellvertreter 
Flöt tl 'Übernimmt den Vorsitz.) 

Für alle diese Menschen, die kranken und 
arbeitsunfähigen, bedeutet die vorliegende 
Novelle eine große und bittere Enttäuschung, 
weil der Erwartung, . daß für ihren sozialen 
Notstand Abhilfe geschaffen werde, nicht 
entsprochen wurde. . 

Ein weiteres Problem im Landwirtschaft­
lichen . ZuschußrEmtenversicherungsgesetz sind 
die Kleinbauern und Pächter. Zugrunde ge­
legt ist diesem Gesetze, daß der die Wirt­
schaft übergebende Bauer zu seinem Natural­
ausgedinge die Zuschußrente erhält, damit 
er wirtschaftlich besser und unabhängiger 
gestellt ist. Nun gibt es in Österreich eine 
große Anzahl von Kleinstbauernbetrieben. 
Die Betriebszählung im Jahre 1951 hat 
430.000 Betriebe ergeben, von denen etwas 
über 100.000 Kleinst- und Zwergbetriebe 
unter 2 Hektar sind. Wenn man diese ausnimmt, 
verbleiben immer noch rund 320.000, von 

Noch ärger und noch schlechter daran 
sind die Pächter. Bei Auflösung des Pacht­
vertrages und Übergabe der Pachtgründe 
erhält der Päohter kein Naturalausgedinge, 
ihm verbleibt nur die Rente in einem Betrag 
von derzeit bis zu 200 S. 

Alle diese Maßnahmen, alle diese Fragen 
sind im Initiativantrag der Nationalräte Steiner 
und Genossen enthalten und zur Sprache 
gebracht worden, aber es ist nicht möglich 
gewesen, in der Novelle diese für einen 
großen Teil . der bäuerlichen Bevölkerung 
sehr bedeutsamen Maßnahmen unterzu­
bringen. 

Es ist uns bekannt, und es ist ja auch klar : 
finanzielle Erwägungen sind maßgeblich hiefür. 
Aber es handelt sich hier um einen Notstand 
bei alten, notleidenden Menschen, für die 
Vorsorge getroffen werden muß. Da kann 
und darf man nicht nur eine Schilling-Rech­
nung aufstellen, da soll doch auch das soziale 
Moment mit maßgeblich sein. Ich könnte 
mir schon vorstellen, daß es möglich . wäre, 
auf dem einen oder anderen· Gebiet Ausgaben­
ersparnisse zu erreichen, die zu diesem Zweck 
verwendet werden könnten ; allzuweit müßte 
man diesbezüglich nicht gehen. 

Jedenfalls bedeutet für diese Vielzahl von 
Menschen die derzeitige Novelle zum Land­
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherungs­
gesetz eine bittere Enttäuschung, weil sie 
nicht nur mit einer formalen Änderung des 
Gesetzes gerechnet haben, sondern damit, 
daß dem Sinne des Gesetzes Rechnung ge­
tragen und es ihnen ermöglicht wird, Renten 
in Anspruch zu nehmen, die entsprechend 
und dienlich sind. 

welchen zirka ein Drittel Betriebe von 2 bis loh will im Namen der sozialistischen Partel-5 Hektar Betriebsgröße sind. fraktion des Bundesrates zum Ausdruck brin. 
Diese Bauern haben wenig Möglichkeiten, gen, daß wir dieser Gesetzesnovelle unsere· ihre Betriebe zu übergeben, weil der über- Zustimmung geben : deswegen, weil die No­

nehmer dieser Betriebe, · insbesondere wenn vellierung berechtigt und notwendig gewesen 
er für die . Übergabe noch ein Naturalausge- ist, aber auch deswegen, weil wir hoffen; daß 
dinge leisten muß, aus diesem Betrieb sein nach der formalen Novellierung dieses Ge� 
Auskommen nioht findet. Es bleibt also setzes nun auch eine · N ovellierung . materieller 
diesem alten . Bauern.: _ .  niohts anderes :übrig Art für die Armen und Alten Ül.- der· Land­
als weiterzuwiitschaften, wenn er au.ch_ da.b�i wirtschaft� in . _ Iiäcbster Zukunft · .erreichhar di�. Zu�ohußr�nte �n:. A.�p�uch nimmt. Das· sein· wird. (Beifall bei der .spO.): 
ist daduroh· gegeben� daß bis zu einer gewisSen 
Grenze · der . )3��8�ung8grundlage die . . Weii�u'­
be�o.l�aftung . des Betriel?e� �rmögIic�t. fst. -.: . 

. Der :3,ite·::&11er - muß- also :w6iterwirtsch8Iten; 
und· ·die�· Ia.ndWtttsoha.f.tli6he -Zilschilßrente,;- dre 
0;18 J:tente, als - Alt�rsvorsorge, anzliSehen : .ist, 
verliert ihren Smn,: iil.dem sie nun ein Betriebs� 

. Vörsitzender.Stellvertreter 'Flöttl : Wortmei:: 
dringen -liegen · mcht :IOOhr: -vol'. 'Wünscht die 
Frau" · 1Jenehtetstatterin . das SchlußwdM; �_ . . .  .;..;.. 
sie ; verzichtet; ·· · ·  'Wir' : sChr�iteri - . zur·· .• Ab� 
stimmUng/" 

. . 

zuschuß wird. Auch · das, meine Herren, · Bei der A bstimmung beschließt i1er Bundes­
ist ein sehr schwerer sozialer Notstand, dem rat, · gegen den Gesetze8besokluß de8 National-
unbedingt abgeholfen wer.den: muß. rettss keinen Ein.spru(}b, zu- erheben.<- . .  
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11. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
19. März 1959: Obereinkommen über die 
Gründung der Europäischen Gesellschaft für 
die chemische Aufarbeitung bestrahlter Kern-

brennstoffe (EUROCHEMIC) 

12. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
19. März 1959 : Obereinkommen zur Ein­
richtung einer Sicherheitskontrolle auf dem 

, Gebiet der Kernenergie 

Vorsitzender-Stellvertreter Flöttl : Wir ge­
langen nunmehr zu den Punkten l l unq 12 
der Tagesordnung, über die die Debatte 
ebenfalls unter einem abgeführt wird. Es 
sind dies das 

übereinkommen über die Gründung der 
Europäischen Gesellschaft für die chemische 
Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe 
(EUROCHEMIC) und das 

Übereinkommen zur Einrichtung einer 
Sicherheits kontrolle auf dem Gebiet der Kern· 
energie. 

Berichterstatter zu den Punkten 11  und 12 
ist Herr Bundesrat Hofmann-Wellenhof. Ich 
ersuche ihn um seine beiden Berichte. 

Das Gemeinschaftsunternehmen wird die 
Form einer Aktiengesellschaft haben, wodurch 
die Beteiligung von Regierungen, öffentlichen 
oder halb öffentlichen Einrichtungen sowie auch 
von , privaten Unternehmungen möglich sein 
wird. 

Die Kosten der Anlage werden von den 
Fachexperten mit 12 Millionen Dollar be­
ziffert ; einschließlich der Betriebsausgaben 
und eines Reservekapitals von 1 Million 
Dollar werden sich die Gesamtkosten bis 
Anfang 1965 auf 20 Millionen Dollar be:­
laufen. Das benötigte Kapital wird durch 
Ausgabe von 400 Aktien mit einem Nennwert 
von je 50.000 Dollar aufgebracht. Österreich 
wird hievon 20 Aktien übernehmen. Hin­
sichtlich der einzelnen Bestimmungen des 
Übereinkommens sei auf die Erläuternden 
Bemerkungen der , Regierungsvorlage hinge­
wiesen. 

Da der Gesellschaft eine Reihe von Privile­
gien eingeräumt werden soll, die in der öster- · 
reichischen " Gesetzgebung nicht . vorgesehen 
sind, ist das übereinkommen als gesetz;. 
ändernder Staatsvertrag im Sinne qes , 4r. ,  
tikels 50 Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 anzusehen und bedarf 
zu seiner Gültigkeit der Genehinigung durch 
den Nationalrat. 

Berichterstatter Hofmann-Wellenhof: Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Das Über. 
einkommen über die Gründung der Europäi. 
sehen Gesellschaft für die chemische Auf. Der Nationalrat hat in seiner Sitzung vom 

19. März 1959 mit Mehrheit den Beschluß arbeitung betrahlter Kernbrennstoffe (EURO. 
CHEMIC) wurde am 20. Dezember 1 957 gefaßt., dem VOll der Bundesregierung vor· 

durch die Regierungen von zwölf Staaten gelegten übereinkommen über die Gründung 
der OEEC - darunter Österreich _ unter. der Europäischen Gesellschaft für die chemi­
zeichnet. Es handelt sich bei der EURO. sehe Aufarbeitung bestrahlter , Kernbrennstoffe 
CHEMIC um das erste internationale Unter- (EUROCHEMIC) einschließlich der einen Be-

standteil dieses Übereinkommens bildenden nehmen auf dem Gebiete der Atomenergie, 
das im Rahmen der Europäischen Kern- Satzung gemäß Artikel 50 Bundes.Verfassungs-, 
energie. Agentur (ENEA) der OEEC entstanden gesetz in der Fassung von 1929 die ver· 
ist und vor allem industriellen Zwecken dienen fassungsmäßige Genehmigung zu ' erteilen. 
wird. In den Aufarbeitungsanlagen der Ge- Der Ausschuß für auswärtige Angelegen., 
sellschaft sollen die in Reaktoren bereits ver. heiten des Bundesrates hat sich in seiner 
wendeten Kernbrennstoffe chemisch regeneriert heutigen Sitzung mit diesem übereinkommen 
werden, wobei in komplizierten Prozessen befaßt , und ' mich ermächtigt, dem ' Hohen 
die bei der Kernspaltung in den Brennstoff- Bundesrat zu empfehlen, gegen diesen Be. 
elementen entstandenen Produkte vom , un- schluß des Nationalrates keinen E i n s p r u c �  
verbrauchten und wieder verwendbaren Uran z u  erheben. 
getreimt we,rden. 

' , 
Ich darf dje Berichterstattung für Pulikt 12 

. Die immerzah1reicher werdenden Reaktoren:- anschließet).. " , 
anlagen im OEEC�RaumJassen die Erriohtung Das übtT�Utkommen zur Einrichtung einer 
der geplanten , Anlage notwendig erscheinen. Sicherheit1.�l'ltrolle ' auf dem " Gebiet , ' der' 
Diese wird mehrere Zwecke zu erfüllen haben : J{erilener�i� b�siert .auf , einem Ratsbeschluß, 
&ie " ':Vird zur Aufarbeitung - 'der' ' :Breiuistojfe sämtlich�r 17 OEEO-Staateri vorn nezeriib�r 
aus ' F()l:8C1!-�gS� und :Ve;rsu�sreakWren?· lür l967, ,dur,h. �', die 6e4�fJ)lD.s �We;r ��Qpäi. ' 
:F()!"sch�n.gsz.we�k.� , s�wie:' zur .  ,Attahildung vC?l'l- sQhen l{�l1lt�f»'gierAg�ntur (�J;i;A.) , b�sc���. 
Fachpersonal. - dienen. " Für die Errichtung sen und sJ.�ehz�itig die , �icl1tung '.ein,�r 
der Anlage� die bereits im , Jahre 1961 ' deIl SicherhejtBko�trQn� vorgeseh:en. �4� . , Di�se 
Betrieb auJnehmen soU, wurde , em Gelände, SicherheitskWltrolle hat zu ,gewithrleisre.I!� daß 
in der Nähe des belgisohen Kernforsohungs:-. .  der. Betrieb . gemeinsamer" , U-!ltern�l1.mung�n, 
zentrums in_ ,Mol . auagewählt. : �  � .  - <  di� iiber . Vl:lfanl��g . o4�r. �it B:tu'e: : d�r 
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Agentur errichtet werden, sowie Materialien, I Jeder, der irgendwie mit der friedlichen 
Ausrüstungen und Dienstleistungen, die VOll Verwendung der . Atomenergie zu tun �at, 
der Agentur zur Verfügung gestellt werden, macht die Beobachtung, daß in weiten Kreisen 
nicht militärischen Zwecken dienen. der Bevölkerung große Besorgnisse über ge- . 

Die Agentur ist gegenüber allen der Kon- sundheitliche Schädigungen verbreitet sind. 
trolle unterliegenden Unternehmungen oder Das Wort "Radioaktivität" ist das Schreck­
Einrichtungen berechtigt und verpflichtet, gespenst' unserer Zeit geworden, und erst 
die Pläne aller 8pezialausrüstungen und -ein- gestern bin ich wieder von einer Kollegin 
richtungen einschließlich von Kernreaktoren im Bundesrat gefragt worden, ob es gerecht­
zu prüfen, die für die chemische Aufarbeitung fertigt sei, Millionen Schilling in die Anlagen 
bestrahlten Materials anzuwendenden Ver- von Seibersdorf zu investieren, wenn dort 
fahren zu genehmigen, die Führung und Vo�- die Möglichkeit bestünde, daß radioaktive 
lage von Betriebsaufzeichnungen und Be- Stoffe in die Atmosphäre entweichen, und 
richte über den Fortgang der Arbeiten zu ebenfalls gestern hat mir gegenüber eine 
verlangen. Die Agentur ist weiter berechtigt der großen medizinischen Kapazitäten unseres 
und verpflichtet, in die Hoheitsgebiete der Landes die Besorgnis darüber ausgedrückt, 
Vertragsregierungen Inspektoren zu entsenden. daß man ja noch gar keine Erfahrungen darüber 

Erstmalig ist dabei im Rahmen der OEEe hätte, wie groß die Auswirkungen einer zwar 
bei einem Ubereinkommen auch der deutsche schwachen, aber dauernd anhaltenden Be­
Text neben dem französischen, englischen, strahlung sein würden. 
italienischen und niederländischen authentisch. Es fehlt meiner Ansicht nach die richtige 

Hinsichtlich der einzelnen Bestimmungen Aufklärung darüber, daß, wie ich in mehreren 
des Übereinkommens sei auf die Erläuternden' Vorträgen und Referaten schon zu betonen 
Bemerkungen der Regierungsvorlage hinge- Gelegenheit hatte, seit dem Bestehen organi­
wiesen. sehen Lebens auf dieser Erde alle Lebewesen, 

Das Übereinkommen . ist gesetz ändernden Pflanzen, Tier und Mensch, dauernd einem 
Charakters und bedarf daher zur Erlangung bestimmten Ausmaß von radioaktiver Strah­
der innerstaatlichen Rechtswirksamkeit ge- lung ausgesetzt sind, die zum Teil von der 
mäß ,Artikel 50 Bundes-Verfassungsgesetz in natürlichen Radioaktivität der Erdkruste, zum 
der Fassung von 1929 der Genehmigung Teil von der aus dem Weltraum zu uns 
durch den Nationalrat. kommenden kosmischen Strahlung herrührt . .  

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung am Ernstliche Gefahren entstehen daher nur, 
19. März 1959 dieses Übereinkommen in Ver- wenn die aus der gegenwärtigen Beschäftigung 
handlung genommen und einstimmig be- mit der Atomenergie herrührende zusätzliche 
schlossen, dem von der Bundesregierung vor- künstliche Strahlung merklich über das Niveau 
gelegten Übereinkommen zur Einrichtung einer der natürlichen Strahlung hinauswächst. Es 
Sicherheitskontrolle auf dem Gebiet der Kern- kommt also nicht auf das Ob, sondern auf 
energie einschließlich dem Protokoll über da.s das Wieviel a.n. Um viele ta.usendmal größer 
errichtete Gericht gemäß Artikel 50 Bundes- als die Zahl der Erkrankungen durch zu­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 sätzliche Radioaktivität ist die Zahl der 
die verfassungsmäßige Genehmigung zu er- schweren Leiden und Todesopfer durch Herz­
teilen. krankheiten und 'Kreislauf störungen , die zum 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen- Teil durch übermäßigen Salzgehalt unserer 
heiten' des Bundesrates hat sich in seiner Nahrung erzeugt werden. Auch das ge­
heutigen Sitzung gleichfalls mit dem Über- wöhnliche Kochsalz ist also in übergroßen 
einkommen zur Einrichtung einer Sicherheits- Dosen und durch lange Zeit hindurch ge­
kontrolle auf dem Gebiet der Kernenergie nossen ein , schleichendes Gift. Man würde 
befaßt und mich erlJlächtigt, dem ' Hohen aber mit Recht jeden auslachen, der sagt, 
'Bundesrat zu empfehleri, gegen diesen Be� er traue sich nicht in ' einem bestimmten 
�chluß des Nationalrates keinen E i ri s p r u c h  Gasthaus zu ' essen, weil, er gehört hat, daß 
'zu erheben. '  . " dort in der' Suppe Spuren ' von Natrium-

yorsitzender: Wir gehen nunmehr ' in. die chlorid gefunden wurden: Man merke'sich also : 
gem�lnsame Debatte über beide · Punkte ein. Radioaktivität an sich besagt noch gar nichts, 

__ � ,Zum W���e , g�lP:eldet )st :: Her! ' BundeSr�t auf die Dosis kommt ' es anl 
. ;llJ;ofe�or ,�h!r�ing. Jc� . ersuche , ittn, · das VOll den' Reaktoren, ' die gegenwärtig in 
Wort zu ergre�fen. ' , . ' Österreich in Bau ' sind, haben wir wegen 

Bundesrat Dr. Thirring : Hoher Bundesrat ! ihrer relativ geringen ,Leistung nicht die ge­
Im Zusammenhang mit der sehr begrüßens-' ringste Gefahr zu befürchten. Von der zweiten 
werten Gründung der EUROCHEMIC sollten Hälfte der sechziger Jahre an werden also 

, die folgenden Feststellungen gemacht werden : in Österreich wohl a.vch Atomkraftwerke in 
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Betrieb stehen, und dann stehen wir vor 
dem gleichen Problem wie die Leiter der ent­
sprechenden Unternehmungen des Auslands, 
nämlich vor der Aufgabe der Unschädlich­
machung der Abfälle. Bei den Kohlenkraft­
werken sind die Verbrennungsprodukte und 
Rückstände, nämlich Kohlensäure, Ruß und 
Asche, recht lästige und schmutzige, aber 
relativ harmlose Stoffe. Das Gegenstück dazu, 
nämlich die sogenannte Atomasche oder der 
Atommüll bei den Kernkraftwerken unter­
scheidet sich von der Kol)lenasche in drei 
Punkten. Erstens : Die Atomasche macht ge­
wichtsmäßig viel, viel weniger aus. Zweitens : 
Sie enthält aber sehr stark radioaktive Be­
standteile. Und drittens : Sie enthält auch 
wirtschaftlich wertvolle Stoffe; 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet, die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter das Schlußwort 1 -
Er verzichtet. Wir kommen zur Abstimmung, 
die ich über jeden der beiden Punkte getrennt 
vornehme. 

Bei der getrennt durchgeführten A b 8 ti11/,-
11/, u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
beiden Beschl'Ü88e des Nationalrates k ein e n 
Ein8pruch · zu e,,.heben. 

13. Punkt : Bericht des Bundesministers für 
die Auswärtigen Angelegenheiten . über die 
XIII. Generalversammlung der Vereinten Na-

tionen 

Vorsitzender : Wir gelangen nun ZUlll 
Das Problem der Unschädlichmachung der 13. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 

radioaktiven Bestandteile und der Aufar- Bundesministers für die Auswärtigen Ange­
beitung der wertvollen Bestandteile kann als legenheiten über die XIII. Generalversamm­
technisch gelöst betrachtet werden.. Aber lung der Vereinten Nationen. 
die Prozedur erfordert große Anlagen, ge- Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
schultes und verläßliches Personal und . ist . . Hofmann-W.ellenhof. _ Ich . bitte ihn, zu re­
kostspielig. Es ist daher zweckmäßig, solche ferieren. 
Aufbereitungsanlagen zu zentralisieren, und 
darum ist es zu begrüßen, daß die Errichtung Berichterstatter Hofmann-Wellenhof: Hohes 
einer gut ausgestatteten Anlage dieser Art Haus ! Meine Damen und Herren ! Der 
im europäischen Raum rechtzeitig in die vorliegende Bericht des Bundesministers für 
Wege geleitet wird. Wir können dem Land die Auswärtigen Angelegenheiten gibt ein 
Belgien nur dankbar dafür sein, daß auf anschauliches Bild über die Tätigkeit der öster­
seinem Gebiet das als EUROCHEMIC be- reichischen Delegierten bei den Verei.p.ten 
zeichnete Aufarbeitungsunternehmen errichtet Nationen. Dem Bericht sind 23 Anlagen ange­
werden kann, das die unangenehmste und sozu- schlossen, welche die am 23. September 1958 
sagen schmutzigste und gefährlichste Teil- vom Bundesminister Dr. h. c.  Ing. Figl im. 
aufgabe auf sich nimmt, · die mit der Zug der Generaldebatte in der Plenarversamm­
Krafterzeugung aus Atomenergie zusammen- lung gehaltene Rede sowie die Erklärungen des 
hängt. österreichischen Vertreters in der Plenarver-

sammlung und in den Kommissionen im. 
Von der technischen und wirtschaftlichen vollen Wortlaut enthalten. 

Seite her ist daher der in der Regierungs- Wie der Bericht ausführt, wurde die öster. vorlage vorgesehenen Errichtung . der EURO- reichische Delegation wie in den Vorjahren vom 
CHEMIC durchaus zuzustimmen. Wir müssen Bundesminister für die Auswärtigen Ange­
uns allerdings darüber im klaren sein, daß hier legenheiten Dr. h. c. Ing. Figl geführt. Als 
eine Investition auf lange Sicht vorliegt. Delegierte nahmen unter anderen Abgeord­
Wir müssen eine Million Dollar für die Teil- neter zum Nationalrat Prinke und Bundesrat 
nahme an einem Unternehmen auf den Tisch Dr. Koref an der Generalversammlung teil. 
legen, des��n p:akt�scher Wert für uns �elb�t Nach der Abreise des Bundesministers für die -erst 
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htig Auswärtigen Angelegenheiten übernahm . der 

�ur e �ng om�en W1l' .  en�oc l� es '-8talidige Vertreter Österreichs' " bei den Ver­
�n O�dnung, daß W1l' das tun, und ICh m.ochte einten Nationen, Botschafter ' Dr ; Mats�h, ·die 

. m. ' dies�m �usammenhang n�r n<�ch
. 
emmal Leitun der Delegation. 

. 
WIe bel fruheren GelegenheIten ' mem Be- g

. . . . . . 
dauern darüber ' ausdrücken, daß wir nicht Der NatlQn�lr�t hat .l� sel�ler Slt,Z�ll1g�  am 

-schon ' lange auch hinsichtlich des , Beitrittes 19. �ärz . 195.9 de-n Berlch� m V�rh�n�.lqng 

-Österreichs z�m·Europäischen Kernforschuri.gs- und em13t1IDllllg ,zur
.
_J(�nntmsc "gep9�1ll�n. , " , 

institut in Genf, dem" CERN, ' die gleiche ' Der. Ausschuß . .  für ausw�rtig� . Ahgele�lm­
Weisheit an den Tag gelegt haben. heiten des Bundesrates hat In seiner -heutlg-en 

Sitzung ' gleichfalls den Bericht des Bundes­
ministers für die Auswärligen Angelegenheiten 
über die XIII. Generalversammlung der Ver­
einten Nationell in Verhandlung genommen 

Im Namen meiner Fraktion beantrage ich 
die Annahme der Gesetzesvorlage. (Beifall 
bei der SPO.) . . 
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und mich ermächtigt, dem Hohen Bundes­
rat zu· empfehlen, diesen Bericht zur Kenntnis 
zu nehmen. 

. 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand ge­
meldet. Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A bst immung wird der Bericht 
zur K e nntn i s .genommen. 

14. Punkt : Bericht des Bundesministers für 
die Auswärtigen Angelegenheiten über die 
Tätigkeit des Europarates im Jahre 1958 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 
14. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 
Bundesministers für die Auswärtigen Ange­
legenheiten über die Tätigkeit � Europa­
rates im Jahre 1958. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Hof­
mann.;.Wellenhof. Ich bitte ihn, zu referieren. 

Berichterstatter Hofmann-Wellenhof : Meine 
Damen und Herren ! Über die Tätigkeit des 
Europarates im Jahre 1958 liegt ein sehr ein­
gehender Bericht des Bundesministers für die 
Auswärtigen Angelegenheiten vor. Dieser Be­
richt schließt mit der Feststellung, daß zwar 
im verflossenen Jahr keine spektakulären Er­
eignisse in Richtung auf die europäische Inte­
gration eingetreten sind, daß aber dennoch 
eine Fülle von Kleinarbeit geleistet wurde, 
die zu der Hoffnung Anlaß gibt, daß früher 
oder später die europäische Einigung Wirk­
lichkeit werden wird. 

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung am 
19. März 1959 den Bericht in Verhandlung 
gezogen und mit Mehrheit zur Kenntnis ge­
nommen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen-
. heiten des Bundesrates hat in seiner heutigen 

Sitzung den Bericht des Bundesministers 
für die Auswärtigen Angelegenheiten über die 
Tätigkeit des Europarates im Jahre 1958 gleich­
falls in Verhandlung genommen und mich 
ermächtigt, dem Hohen Bundesrat zu emp­
fehlen, diesen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

sein sollen. Aber es ist nicht so, daß die 
Bundesländer mit Fragen der Außenpolitik 
nichts zu tun hätten. Denken wir nur an 
das Südtirol-Problem, wo eine Angelegenheit 
des Landes Tirol nicht nur zu einer öster­
reichischen, sondern sogar zu einer bedeuten­
den europäischen Angelegenheit geworden ist. 
Und denken wir an die verschiedenen Be­
stimmungen des Staatsvertrages, wie etwa die 
Artikel 7 und 27, an deren Durchführung die 
einzelnen Bundesländer ein eminentes In� 
teresse hatten oder haben. 

Der Bericht des Herrn Bundesministers 
für die Auswärtigen Angelegenheiten über die 
Tätigkeit des Europarates und über die Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen gibt 
uns wenigstens einmal im Jahr Gelegenheit, 
österreichische . Probleme von einer globalen 
und einer europäischen Perspektive aus zu 
betrachten. 

Meine Damen und Herren ! Seit der Unter­
zeichnung des Staatsvertrages im Ja1?-re 1955 
haben wir Österreicher einen psychologischen 
Umwandlungsprozeß durchgemacht, der in 
vieler Hinsicht gesund war. So ist unser 
Staatsbewußtsein wesentlich prägnanter und 
fester geworden, als das in früheren Zeiten der 
Fall war. Soziologische Gruppen, die einst 
zum Kampf gegen den Staat angetreten sind, 
weil dieser ihre Lebensrechte nicht anerkennen 
wollte, sind heute . Träger des Staatsgedankens 
geworden und sind von eine� warmen Heimat­
gefühl für dieses neue Osterreich durch­
drungen. Die großen Ideale der Demokratie, 
wie Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und 
soziale Gerechtigkeit, sind zu einem Bestand­
teil des Unterbewußten vieler unserer Mit­
bürger geworden. . Das sind Tatsachen, die 
wir alle mit einer gewissen Genugtuung 
registrieren . 

Aber es gibt auch andere Tatsachen, die 
wir ebenfalls feststellen sollten. Dazu gehört 
die Illusion vieler unserer Mitmenschen, daß 
dieses neutrale Österreich mit dem Schicksal 
der anderen Staaten wohl kaum etwas zu tun 
hätte. Erst die amerikanische Rezession und 
das Inkrafttreten der 248 EWG-Artikel haben 
uns irgend wie diese Illusion zerstört. Es ist Vorsitzender : .Zum Wort ,emeldet hat sich 
uns auf einmal mehr bewußt geworden, daß Herr Bundesrat Dr. ReiQnl. lch erteile ihm 

das Wort. das europäische Schicksäl auch unser Schicksal 
ist. �E8 ist auf einmal klarer geworden, daß die 

Bundesrat Dr. Reichl : i�pes Haus ! Mit wirtschaftliche, daß die . politische, daß die 
- Fragen der Gemeindefinan�Q:n haben wir · die: kulturelle Integration Europas nicht nur. für 

heutige Sitzung eingeleit,ii, JUit Problemen die anderen, Bondern auch für uns zu einer 
des Europarates soll sie a"JkJjpgen. Wir haben Notwendigkeit geworden ist. Denn wir alle 
ja in diesem Hohen Hau�., :YQr allem in der leben in einem Zeitalter des Umbruches, in 
zweiten Kammer des östefreicbischen Parla- einem Zeitalter des Umbruches vom klein­
mentes, nicht allzu oft Gelegenheit, Themen räumigen zum großräumigen Denken, und . das 
globaler Natur zu diskutieren, da wir in Wort Integration ist nicht nur ein europäisches 
erster Linii;\ Vertri;\ter \l.usel'er Bundesläonder Modewort? sondern �iu� markant� Er�chei-
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nungsform unserer Zeit. Die Politiker und rungsschwierigkeiten in der Nachkriegszeit in 
Historiker verstehen darunter das Zusammen- den einzelnen europäischen Ländern zu mei­
wachsen kleinerer Einheiten zu größeren, stern, sie haben einheitliche Richtlinien für die 
in denen dann neue geschichtliche Triebkräfte Liberalisierung ausgearbeitet und sie haben 
und in denen dann neue geschichtliche Gesetz- die Wirtschaftswunderkinder der Nachkriegs­
mäßigkeiten wirksam werden. Man könnte zeit produziert. Sicherlich hat sich nicht 
auch vom Werden höherer Einheiten aus immer etwas Spektakuläres ereignet - ich 
niederen sprechen, wenn man mit der Begriffs- habe den Ausdruck aus dem Bericht des Herrn 
welt der Biologie und der Psychologie operiert. Außenministers, ich muß gestehen, daß er 
Solche Integrations- und Wachstumsansätze uns allen sehr gut gefallen hat -, aber e� ist 
haben nach 1945 das Weltbild wesentlich doch viel Kleinarbeit geschehen. 
rapider verändert, als das in früheren Epochen , Aus dem Schoße dieser Institutionen ist der 
der Geschichte der Fall war. Denken wir nur Gedanke einer europäischen Sozialcharta und 
an die Ansätze zur Großraumbildung im Vor- der Gedanke einer Menschenrechtskonvention deren Orient oder an die vollzogene Groß- hervorgegangen. Bedeutende Kulturabkom­raumbildung im Fernen Osten. Denken wir men und nicht unbedeutende Erleichterungen 
daran, daß sich unsere Wissenschaft in kleinen der Grenzformalitäten haben diesen Insti­
Räumen nicht mehr entfalten kann, daß zum tutionen ihr Entstehen zu verdanken. Aber 
Beispiel Österreich für den Düsenfiugverkehr die große Idee einer größeren europäischen 
bereits viel zu klein geworden ist. Ich erinnere Wirtschaftsgemeinschaft, einer Freihandels­
mich an die AUA-Debatte, in der hier der zone, wie Macmillan sie nannte, ist heute 
Herr Bundesrat Dr. Kolb gesagt hat, daß sich wieder in die Ferne gerückt, ' sie ist in ihrer 
ein Flugverkehr nur als rentabel erweist, alten Form ' tot und könnte nur in der Form 
wenn mindestens über mehr als 300 km ge- einer sogenannten europäischen Wirtschafts­
flogen wird. Ich erinnere mich an die Szene, 'assoziation ihre Auferstehung feiern� denn 
die wir erlebt haben, als wir bei der Ange- nicht tot ist die Idee vom Abbau der Zölle, 
lobung des Herrn Bundespräsidenten auf der und nicht tot ist die Idee vom Abbau der 
Parlamentsrampe standen und die drei Düsen· Außenhandelsbeschränkungen. 
flugzeuge um das österreichische Parlament 
kreisten. Jeder von uns hat damals Angst ge- Wie man aus der Sackgasse, in d�r ma,n sich 
habt, es könnte zu Grenzverletzungen gegen- derzeit befindet, herauskommen könnte, ,das 
über der Tschechoslowakei oder Ungarn kom- vermeinen viele, wenigstens theoretisch, zu 

(H ' k . )  wissen. Wie man es wirklich kann, das weiß men. . eder eit. . 
derzeit noch niemand. Eines aber wissen wir Meine Damen und Herren ! So bleibt also 

auch uns im neutralen Österreich letzten alle ; daß wir vielen ungelösten Problemen 
Endes nichts anderes übrig, als daß wir diese gegenüberstehen, von denen einzelne im Be. 

Tatsachen zur Kenntnis nehmen und 'daraus richt des Herrn Außenministers angeschnitten ' 
die Konsequenz ziehen. wurden. Vom Standpunkt Österreichs müssen 

Das Tragische in Europa ist aber nur, daß wir auf folgende Fragen eine Antwort finden : 
wir die Situation zwar richtig erkennen, daß Wie kann man der sogenannten Diskrimi­
aber niemand die Obergangsopfer für ein nierung durch die EWG entgegenwirken 1 Ich 
neues Europa auf sich nehmen will und daß bitte um Entschuldigung, wenn ich hier diesen 
wir nur dann bereit sind, ein Opfer zu bringen, Ausdruck "Diskriminierung" gebrauche. Es ist 
wenn von außen eine immense Gefahr droht. mir bekannt, daß die Architekten der europä­
Das war schon 1683 so, als die Türken vor ischen Institutionen, die Professoren Furler und 
Wien standen, und das ist leider auch heute Hallstein, es ablehnen, vön · einer Diskrimi­
noch so, und es ist sehr bezeichnend, daß die nierung zu sprechen. Aber derjenige, der von den 
ersten Formen . einer europäischen Integration verschiedenen Maßnahmen der EWG betroffen 
erst in jener ' Zeit entstanden . sind" , als die wird, hat immerhin das Recht, subjektiv 

' Stalinsche Invasion . zu einer Gefahr für ganz von einer Djskriminierung zu sprechen. Sicher­
Europa geworden ist. Es ist bezeichnend, lieh besteht '. keine böse Absicht - von seiten 

' daß gerade damals verschiedene europäische der EWG, und wir haben iti Str�ßhurg ' Ge­
Institutionen geschaffen wurden wie die_OEEC, legenheit gehabt, die verschiedenen Referate 
.also die Organisation für :wirtschaftliche , .Zu- Und Debatten zu hören. _ I�4 bin �ber�eugt, 
sammenarbeit, ßie EZU und verschiedene eS ,besteht . keine böse ' ,�PriJi�ht, �ie :No_n�mx-

: -andere Einrichtungen. _ Es werden _am . .  5. 'Mai Staatel) zu: diskrim,inieren, aper' de facto 
,zehn Jahre sein, sei tdem.das Statut des:Eul'opa- kQm:Qlt es .· doch �uf · eine -; : DifJ�r-ii!l:j�erllng 

. rates in London unterzeichnet worden ist. . hinaus. . 
' 

Diese europäischen Institutionen haben Weiters : Wie kann eine multilaterale Ver-
zweifellos viel geleistet im Laufe eines De- bindung zwischen EWG und den übrigen 
zenniums. Sie haben mitgeholfen, die Wäh- OEEC-Staaten herbeigeführt werden 1 Das 
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ist das große Fragezeichen unserer Wirtschaft, 
mit dem sich unsere Wirtschaftsführer und 
auch unsere Gewerkschaftsführer beschäftigen. 
Wie können wir also eine Aufspaltung Europas 
verhindern, wie könnte es zu einer Fusion 
von Europarat und OEEC kommen 1 

Wie könnte die Zusammenarbeit der euro­
päischen Parlamente mit der Konsultativver­
sammlung in Straßburg verbessert weiden 1 
Auch eine Thematik, die vom Herrn Bundes­
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten 
in seinem Bericht berührt wurde. 

. Wie weit kann Österreich bei sogenannten 
Regionalbildungen mittun ? Die Gretchen­
frage für viel� aber lautet : Wie weit kann 
Österreich mit der EWG assoziiert werden, 
zumal über 50 Prozent des österreichischen 
Exports derzeit in diese Staaten fließen 1 Manche 
denken dabei an eine Assoziierung Österreichs 
mit der EWG unter Beibehaltung des eigenen 
Zolltarifs gegenüber Drittländern, also an 
eine Art Freihandelszone im Kleinen. Wie 
weit man gehen darf, meine Damen und 
Herren, ist keine Rechtsfrage des Staats­
vertrages, sondern eine Frage der politischen 
und der wirtschaftlichen Vernunft. 

Der. Leitartikler der " Presse" , dieser Wiener 
Zeitung, Ernst Werner Nußbaum möchte 
Österreich in dem Streit zwischen EWG, 
also zwischen der Sechsergemeinschaft, und 
den Non-Six-Staaten, den Nicht-EWG-Staaten, 
eine Vermittlerrolle zuweisen. Es müßte 
allerdings, so meinte er in seinem Artikel, 
ein brauchbares Konzept zur Verfügung stehen. 
Nun, ob hier Österreich als Leidtragender 
der EWG-Diskriminierung diese Aufgabe er­
füllen könnte, das ist eine andere Frage. 
Jedenfalls wäre es für Österreich eine große 
Aufgabe und würde auch den Anspruch 
Wiens bekräftigen, einmal Europa-Hauptstadt 
zu werden, wenn wir imstande wären, hier 
vermittelnd einzugreifen. 

Aber wir wollen Österreichs Möglichkeiten, 
auf dem Gebiete der wirtschaftlichen Inte­
gration initiativ zu sein, auf keinen Fall 
überschätzen. Auf dem Gebiete der kulturellen 
und geistigen Integration könnte von Öster­
reich manches geschehen. Wir müssen uns 
nämlich vor Augen halten, daß ein größeres 
Europa ohne Europa-Bewußtsein überhaupt 
nicht mehr geschaffen wel'den kann. Und 
mit der Schaffung eines Europa-Bewußtseins 
müßte jedes Volk bei sich selber beginnen. 
Das gilt auch für uns Österreicher. Wir. 
hätten also mit den anderen Völkel'n Europas 
noch die brennende Kernfrage zu stellen, 
wie weit es möglich sein wird, das einseitige 
Nationalbewußtsein der Völker des 19. Jahr­
hunderts in ein Eu�opa-Bewußtsein des 
20. J ahl'hunderts umzuwandeln. 

Um dieses Bewußtsein zu schaffen, haben 
viele europäische Völker manche gute Vor­
arbeit geleistet. So hat in Deutschland Pro­
fessor Eckert, der Europapreisträger des ver­
gangenen Jahres, ein Internationales Schul­
buchinstitut in Braunschweig geschaffen, in 
dem die' Geschichtsdarstellungen in den Sohul­
büchern der europäisohen Länder untersucht 
werden. Dieses Internationale Schulbuch­
institut in Braunschweig hat Thesen · über 
die deutsch-französischen, deutsch-englischen, 
deutsoh-italienischen Beziehungen herausge­
geben und auch Untersuchungen über das 
Verhältnis zwischen . Deutschland und Öster­
reich eingeleitet. Von österreichischer Seite 
hat .an dieser Arbeit das UNESCO-Komitee 
für Geschichtsunterrioht mitgearbeitet, und 
auch hier wurden Empfehlungen zur Behand­
lung brennender Fragen niedergelegt. Diese 
in der Öffentlichkeit wenig bekannte Klein­
arbeit hat zur Schaffung eines europäischen 
Bewußtseins in unserer Jugend sicherlich 
schon manches beigetragen. Aber schlechte 
politische Beispiele, wie etwa die Behandlung 
des Gruber-de Gasperi-Abkommens über Süd­
tirol, können die besten Ansätze, die in der 
europäischen Jugend . vorhanden sind, wieder 
zerstören. 

In diesem Zusammenhang wollen wir an 
die europäisch denkenden Italiener appellieren 
- solche gibt es vielleicht mehr, als wir glau­
ben - und ihnen sagen, daß es sich bei der 
Frage Südtirol nicht nur um eine italienisch­
österreichische Angelegenheit handelt, sondern 
daß es sich darum dreht, mitten im Herzen 
Europas zu beweisen, daß wir noch zu euro­
päischen Lösungen imstande sind ! (Beifall 
bei der SPO.) . . 

Man hat mir einmal in Straßburg gesagt, 
als ich mich erkundigt habe, wie man sich 
bei Abstimmungen verhalten soll, daß man 
sich bei Abstimmungen in erster Linie seinem 
eigenen und europäischen Bewußtsein ver­
antwortlich flihlen möge. Das ist ein guter 
Gedanke, ein wunderbarer Gedanke, den ich 
sofort akzeptiert habe. Es wäre aber für 
Europa von großem, großem Vorteil, wenn 
Italiens Außenminister , Giuseppe Pella, der 
in der europäischen Bewegung mit de Gasperi 
gemeinsam von Anfang an eine große Rolle 
gespielt hat, sich in der Frage Südtirol seinem 
europäischen Gewissen verantwortlich fühlen 
würde. 

Natürlich gilt dasselbe auch für uns. Eine 
Lösung der Frage Südtirol könnte in dieser 
Form viel zur Schaffung eines europäischen 
Bewußtseins beitragen, und sie würde unge­
sunde chauvinistische Ansätze rechtzeitig 
wieder beseitigen� Es ist die Meinung vieler, 
daß viele der wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
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und Differenzen in Europa und innerhalb der 
europäischen Staaten erst dann überwunden 
werden, wenn alle europäischen Staaten einmal 
von einem gemeinsamen Bewußtsein durch­
drungen sind. Für die Schaffung eines solchen 
Bewußts�ins . hat auch unsere Bundeshaupt­
stadt mIt Ihren Europa-Gesprächen eine 
ausgezeichnete Vorarbeit geleistet. Aber es 
soll diese Arbeit nicht in Wien, nicht in der 
Bun�eshauptstadt steckenbleiben, denn auch 
die "Most- und Lederhosengebiete" Österreichs 
wie auch die Bundesländer der Körndl- und 
der Hörndlbauern gehören letzten Endes zu 
Europa. Es wäre verkehrt, meine Damen und 
Herren, einen Widerspruch zu sehen zwischen 
betontem Volksbewußtsein und Europa-Be­
wußtsein. Im Gegenteil l Nur ein volks­
und staatsbewußter Österreicher kann nach 
m?iner Meinung auch ein bewußter Europäer 
SeIn. 

Wir Sozialisten geben dem Bericht des 
Herrn Außenministers die Zustimmung, nicht 
nur weil alle Verantwortlichen in Österreich 
eine einheitliche außenpolitische Linie er­
streben müssen, sondern auch weil wir im 
größeren Europa die kÜnftige Lebensform 
der europäischen Staaten sehen. Nicht zuletzt 
auch deswegen, weil wir im größeren Europa 
den Garanten sehen von sozialer Gerechtigkeit 
von Freiheit und von Menschenwürde ! (Leb� 
hafter Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender : Weiter ist zum Worte ge­
meldet Herr Bundesrat Professor Dr. Lug­
mayer. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Lugmayer : Meine Damen 
und Herren ! Hoher Bundesrat ! Ich möchte 
zunächst kurz ausführen, was mir heute als 
die �rößten Schwächen des Europarates er­
schemen. Es ist einmal die Tatsache, daß 
er keinerlei Publizität hat. Wenn man auf 
ei?er Tagung in Straßburg ist, so kann man 
dIe ganze französische Presse, die Tages­
presse lesen, und man wird keinen Bericht 
über den Europarat finden, außer in den Elsäßer 
Zeitungen. Bei den Franzosen schaut das 
a�80 �o aus, �a� die Europa-Bewegung für 
�le eme provmzlelle Angelegenheit ist, Das 
1st sehr bedauerlich, es hängt aber mit etwas 
anderem zusammen, nämlich mit der unge­
heuren Schwerfalligkeit des EUl'oparates. 
Wenn eine Frage auftaucht, so wird sie 
einer KommiRsion zugewiesen. Von der Kom­
mission kommt sie in die Hauptversammlung. 
Das kann oft vier Monate dauern. Dann 
kommt sie in das Ministerkomitee als Empfeh­
lung. Es kann wieder vier oder mnf Monate 
dauern, bis das dol't behandelt wird und 
dann ist in aller Regel alles längst un�ktuell 
ge\vorden. Das ist sehr bedauerlich , aber 

Sie haben im Bericht des Herrn Außen­
ministers auch gelesen, warum daran gegen­
wärtig nichts geändert werden konnte; 

Im ' . übrigen möchte ich sagen, daß der 
Bericht eine ausgezeichnete Angelegenheit ist. 
Ich habe noch keinen solchen zusammen­
fassenden Bericht über ein Jahr Strassburger 
Arbeit gesehen wie diesen, und ich hoffe und 
wir alle sind der Überzeugung, daß das

' 
jedes 

Jahr geschieht. Man kann Dutzende von 
solchen Aktenbündeln von Strassburg stu- ' 
dieren und wird eine klare Vorstellung nicht 
haben. Aber wer sich nur ein bißehen inter­
essiert, weiß aus diesem Bericht, worum es 
sich handelt. 

. 

Ich habe also jetzt von den Schwierigkeiten 
beziehungsweise von den Unvollkommenheiten 
gesprochen. 

Es gibt aber auch positive Angelegenheiten. 
Ich werde nur drei herausnehmen, vor allem 
auf kulturellem Gebiet. Da ist in der letzten 
Zeit der Bericht Gregoires erschienen, eines 
Luxemburgers, der die Angaben, die er in 
diesem Bericht zusammengestellt hat, aus 
dem OEEC�Komitee nahm. Der Vortrag, 
das Referat hieß : "Die Krise der europäischen 
Wissenschaft" . Es hat damals angefangen, 
als zu aller Welt Verwunderung plötzlich 
ein russischer Sputnik · in die Höhe stieg. 
�an hat sich gedacht : Es ist nicht möglich, 
daß das nur die Deutschen gemacht haben, 
da muß eine größere, aufnahmefähige Tech­
nikerschaft dasein. Das kann man nicht so 
herauspumpen. Man hat das also zusammen­
gestellt - ich brau�e die Ziffern nicht zu 
nennen, sie sind oft genug erschienen -, 
und das hat sehr gut gewirkt. Seither hat man 
in England und Amerika angefangen, das 
Schulsystem zu revidieren, damit man wieder 
auf die Höhe kommt. Allerdings ist diese 
rasche Züchtung von Ingenieuren für die 
Russen auch nicht ganz angenehm, und die erste 
Reaktion von Chruschtschow war : Das muß 
aufhören, daß Leute von den Mittelschulen 
an die Hochschule kommen, die sollen zuerst 
einmal · hinausgehen und arbeiten ; ·  weil er 
nämlich bemerkt hat - das kann man durch 
Dokumente belegen -, daß eine neue Klasse, 
die Klasse der Intelligenzler entsteht, die 
nicht mehr an die Werkbank gehen, ' sondern 
sich durch ihre Verbindungen mit den Schul­
behörden und so weiter das alles ersparen. 
Das ist also eine sehr wichtige Angelegenheit 
gewesen. Selbst wenn da gar kein Beschluß 
erfolgen würde, ist doch irgelldwie eine 
Publizität gegeben. 

Ein ähnlicher Fall, der besonders uns an­
geht und �offentlich heuer noch zur Behand­
lung kommt, ist die Schaffung eines Infor­
mationspools, der von einem Salzburger aus-

145. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 65 von 67

www.parlament.gv.at



3484 Bundesrat - 145. Sitzung 3m 3. April 1959 

gearbeitet wurde, von Dr. Rotter. Da handelt 
es sich um folgendes :  Es ist Tatsache, daß 
eine Reihe von Büchern, kaum daß sie er­
schienen sind, schon veraltet sind, und zwar 
aus dem sehr einfachen Grund, weil die Pro­
fessoren überhaupt keine hinlängliche Doku­
mentation haben. . Es ist unmöglich, von 
einem Professor zu verlangen, das . alles zu 
wissen. Er . müßte ��gentlich . ein Sammler 
sein und noch dazu ·..ein . Forscher. Das geht 
nicht. Vi�lleicht ist es bei den Geisteswissen­
schaften noch schlimmer,. weil niemand einen 
Überblick hat. Das kann eine sehr gute 
Sache sein. 

Und dann, ,meine Damen und Herren, noch 
ein kleines Beispiel. 

Man hat im Europarat angeregt, sich immer 
mehr mit den eigentlichen geistigen Grund­
lagen von Europa zu beschäftigen, und zwar 
nicht mehr in der herkömmlichen Form wie 
früher, wo man von drei Grundlagen ge­
sprochen hat. Das sind also die Antike, das 
Christentum und die romanisch-germanischen 
Völker. Das ist nicht mehr hinreichend. 
Der Europarat - und das ist bezeichnend -
hat im Jahre 1955 Historiker nach Saar­
brücken zu einer größeren Aussprache ein­
geladen. Das wirkt natürlich auch hinaus, 
obwohl da gar kein Beschluß notwendig ist ; 
das ist eine Förderungsaktion des Europa­
rates, die sicher sehr gut ist. 

Wenn ich Ihnen also die neun Thesen 
kurz vorlese - es dauert nicht lange - ,  80 
sagt der betreffende �erent : 

1 .  Zur Grundlage gehören auch die Hoch­
kulturen des alten Orient.;; aus dem Zwei­
stromland und Ägypten, die Ausstrahlung 
des religiösen Denkens Israels, das Fort­
wirken des nachklassischen Griechentums und 
des byzantinischen Mittelalters. 

2. Träger der europäischen Geschichte sind 
auch Kelten, Slawen und Turanier, alSo 
Ungarn und Finnen. 

3. Die europäische Geistesgeschichte weist 
eine polare Zwiespältigkeit auf infolge des 
verschiedenen Verhältnisses von Kirche und 
Staat in der lateinischen Westhälfte und der 
orthodoxen Osthälfte . 

4. Nach dem Zerfall des weströmisahen 
Kaiserreiches haben sich zwei Schwerpunkte 
herausgebildet : das Gebiet zwischen Seine 
und Rhein und das nördliche Ita.lien. Die 
meisten großen geistigen Bewegungen seit 
dem Beginn des Mittelalters stammen aus 
dem romanisch-germanischen Seine-Rhein­
Gebiet : Rittertum, Epik, Scholastik, Mystik, 
gotische Kunst, Kolonisationsbewegung nach 
Osten und Westen. 

5. Für die Entstehung der europäischen 
Nationen war besonders maßgebend die lange 
Zugehörigkeit zu einem Staat und die geistige 
Prägung durch eine eigene Schriftsprache. Bei 
den germanischen und slawischen Völkern 
haben sich die Schriftsprachen aus Bibel­
übersetzungen entfaltet. Die nationalen Ideolo­
gien sind zu einem guten Teil Säkularisierungen 
theologischer Ideen. 

6. Ein Grundzug der abendländischen Ge­
schichte ist der- wissenschaftliche Rationalis­
mus oder Nominalismus. Dieser hat die 
exakten Wissenschaften, die Technik und die 
industrielle Revolution hervorgebracht. 

7. Der abendländische Rechts- und Ver­
fassungsstaat leitet seine Grundsätze von der 
Souveränität des Rechtes ab. Dieser Staat 
beruht auf der Teilung der Gewalten und auf 
der Bildung von staatsfreien Eigenbezirken, 
sogenannten Immunitäten. Diese Eigenbezirke 
wurden zuerst durch die Kirche, dann durch 
Adel und Städte errungen. Diese Einrich­
tungen zusammen mit Gesetzgebung und 
Rechtsprechung sind die Wurzel der Volks­
vertretung und des Verfassungsstaates. Dieser 
hat seine endgültige Ausprägung erfahren 
durch die großen Revolutionen des 17.  und 
18. Jahrhunderts. 

8. Die letzten zwei Jahrhunderte sind ge­
kennzeichnet durch die technische, industrielle 
und land wirtschaftliche Revolution und die 
dadurch ermöglichte sprunghafteBevölkel'ungs­
vermehrung mit ihren sozial-wirtschaftlichen 
Folgen. . 

9. Europäische Geschichte kann heute nur 
noch als Teil einer allgemeinen Menschheits­
geschichte gesehen werden, im Vergleich mit 
den anderen großen Kulturwelten. 

Meine Damen und Herren ! Als ich in die 
Schule gegangen bin, habe ich so etwas nicht 
gehört. Dies sind ganz gewaltige Änderungen ! 
Und vor allem werden Sie entnommen haben, 
daß hier jeder enge Nationalismus überhaupt 
verschwunden ist. Meine Damen und Herren'! 
Das ist eine Leistung. Wenn Europa einmal 
organisiert ist, so ist das besser, als wenn man 
Entschließungen faßt. 

Daher, glaube ich, können wir zuversichtlich 
sein, daß unsere Zugehörigkeit zum Europarat 
nicht einfach etwas ist, wo man auch dabei 
sein muß, sondern daß das eine wichtige Ein­
richtung ist, die für die . Entwicklung des 
europäischen Denkens, · für die Entwicklung 
des europäischen Gemeinschicksals unbedingt 
notwendig ist. Ohne sie ,lrämen wir nicht aus. 

Meine Damen und Herren ! Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. Ich bin der letzte 
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Redner heute. Wir sitzen seit heute früh 
beisammen. Ich wundere mich nur, daß noch 
keiner eingeschlafen ist hier, weil das ja wie 
ein Wasserfall auf uns niedergangen ist. Das ist 
immerhin unangenehm. 

. 

Ich danke noch einmal dem Herrn Außen­
minister für diese Leistung, für diesen Bericht, 
und ich hoffe, daß er nächstes Jahr ebenso 
schön oder vielleicht noch schöner sein - wird. 
Ich danke. (Lebhafter Bei/all bei der (J VP.) 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort � - Er verzichtet. Wir 
schreiten zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird der Bericht zur 
Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist e r­
s c hö p ft. 

Die n ä c h ste Sitzung wird auf schriftlichem 
Wege einberufen werden. Dies wird voraus­
sichtlich erst nach dem Zusammentritt des 
neugewählten Nationalrates sein, spätestens 
gegen Ende Juni. In den Sitzungen des Bun­
desrates wird demnach auch eine längere 
Pause eintreten. 

Ich darf daher die Gelegenheit benützen, 
Ihnen allen eine gute Erholung zu wünschen 
(Burulesrat H o/mann- Wellenho/: Der 
Wahlkamp/ wird schon · dafür sorgen ! 
Heiterkeit), soweit es die Wahlarbeit zuläßt. 
Ich möchte Ihnen den Rat geben, sich nicht 
übermäßig 2U strapazieren. (Erneute Heiter­
keit und Beifall.) 

Die Sitzung ist ges chl os sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 45 Minuten 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 2535 59 
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